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Hier die Nr. 3! Wir sind so frei!

Editorial

Hier ist die Nr. 3!
Die dritte Ausgabe eigentümlich frei liegt hiermit vor Ihnen. Aktuell zur Bundestagswahl beschäftigen wir uns
schwerpunktmäßig und kritisch mit der Demokratie. Wie immer wird das Titelthema von verschiedenen Seiten der
Freiheit aus beleuchtet: Gerard Radnitzky beschäftigt sich systematisch und theoretisch mit dem Demokratie-
begriff, Gerd Habermann verteidigt vom liberalen Standpunkt aus die Demokratie, während Michael Kastner sie in
bester anarchistischer Tradition verwirft. Wer trotz dieser Argumention gegen das Wählen selber seine libertäre
Stimme in die staatliche Wahlurne zu werfen gedenkt, dem bieten wir eine kleine Entscheidungshilfe durch unsere
Interviews mit vier der Freiheit verbundenen Kandidaten aus unterschiedlichen Parteien.

Wir freuen uns sehr, daß die Diskussion um die Freiheit von Aus-
gabe zu Ausgabe weitergeführt wird. Auf die Replik von Michael
Kastner in der letzten Ausgabe antworten nun erneut Roland
Baader und erstmals Ingo Resch, um für die Vereinbarkeit von
Christentum und Liberalismus zu streiten. Bernd Anders antwor-
tet auf den Beitrag von Dirk van den Boom, der in der letzten
Ausgabe den Bund Freier Bürger aus freiheitlicher Sicht kriti-
sierte. Weitere Reaktionen, auch zu anderen Themen, sind wie
stets herzlich willkommen.

eigentümlich frei versteht sich, wie im ersten Heft erläutert, als
Marktplatz, an dem verschiedene Vertreter der Freiheit ihre Mei-
nung anbieten: liberale Minimalstaatler und Anarcho-Kapitali-
sten, sozialistische Anarchisten und etatistische Kapitalisten -
ihnen allen bieten wir mit eigentümlich frei ein Forum, freiheit-
liche Positionen zu vertreten.

Dieser Anspruch erfordert ein Höchstmaß an Toleranz auch von unseren Lesern. Für einige war die harsche Kritik
am Christentum schwer erträglich, für andere wird die Verteidigung desselben Unbehagen bereiten. Und sicher-
lich werden es einige Tugendwächter verurteilen, daß wir beispielsweise auch einer Partei wie dem BFB ein Forum
zur Verteidigung anbieten, nachdem wir sie zuvor attackierten. Wiederum andere Gedankenpolizisten, für die die
Demokratie ein Wert ist, werden ob der scharfen Demokratiekritik erzürnt sein.

Wir wollen es einmal klar sagen: Wir beiden Herausgeber sind mit Bedacht keine Christen und uns bedeutet die
Nation nichts. Dennoch halten wir eine offene Diskussion auch mit Andersdenkenden im Sinne der Freiheit für
unabdingbar. Die Demokratie kann für uns kein Wert sein, sie ist nichts anderes als eine Methode der (kollektiven)
Entscheidungsfindung. Was dieses demokratische Werkzeug betrifft, so wird voraussichtlich einer von uns zur
Wahl gehen und einer nicht. Der Wettbewerb der Mittel auf dem Weg zu mehr Freiheit wird entscheiden.

Wie bereits in der letzten Ausgabe versprochen, liegt ein Schwerpunkt dieses Heftes bei den Buchbesprechungen,
gezwungenermaßen aus Platzgründen leider auf Kosten anderer Rubriken. Liberale/Libertäre Bücher bestellt man
via Internet einfach bei www.der-markt.com im dortigen BookmarkT. Bitte beachten Sie erneut besonders die
Rückenseite mit unserem umfangreichen Angebot für eigentümlich freie Investitionen in ihre persönliche Freiheit.
Empfehlen Sie uns weiter!

Die kommende Ausgabe wird voraussichtlich im November erscheinen und sich schwerpunktmäßig mit dem Thema
GELD beschäftigen. Redaktionschluß dafür ist der 01. Oktober. Wir freuen uns auf Ihre Beiträge.

Wir sind so frei!

Ihre Herausgeber

Bild: André F. Lichtschlag und Jörn  Grunert
horchen an den Schienen, ob die Freiheit naht.
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„DEMOKRATIE“
Eine Begriffsanalyse

    von Gerard Radnitzky

„Once we commit to persuing democracy,
it will take on religious value“.
John Dewey, in: Reconstruction in
Philosophy  (1920, S. 210)

„I believe a relative free economy is
necessary condition for freedom. But
there is evidence that a democratic
society, once established, destroys a free
economy.“
Milton Friedman, in: Newsletter of the
Mont Pèlerin Society 1990, #2

Die neue Gottheit oder ein selbstzer-
störerisches System?
Zum politischen Gebrauch des Wor-
tes Demokratie.

Deweys frommes Bekenntnis des
Demokratiegläubigen, beendet
kurzschlußartig jede rationale Diskus-
sion. Es überläßt die Begriffsanalyse
den Theologen und Mythenforschern.
Aber die Geisteshaltung, die es aus-
drückt, ist politisch korrekt und wird
auch von unseren Öffentlich-Rechtli-
chen gepflegt. J. J. Talmon (1952)
spricht von einer „totalitarian
democracy“ dann, wenn jegliche Op-
position zur Demokratie Sanktionen
ausgesetzt ist.1  Dabei ist es gleichgül-
tig, ob die Durchsetzungsmechanismen
des „Verbots“ hauptsächlich formell sind
oder auf informelle Institutionen zurück-
gehen, wie etwa die Inquisition der
politischen Korrektheit. In diesem Fall
ist „Demokratie“ zu einer politischen
Pseudoreligion geworden—so gesche-
hen in der gesamten westlichen Welt
(Schüßlburner 1998, p. 38). Ein untrüg-
liches Zeichen dafür, daß eine Demo-
kratie im Begriff ist, in ein ideologi-
sches System pervertiert zu werden
oder es bereits geworden ist, ist das
Auftreten von strafrechtlich geschütz-
ten Staatswahrheiten.2  Jemand, der
eine Staatswahrheit leugnet, wird mit
unbedingten Gefängnisstrafen bestraft;
wer offiziell Zweifel an der prinzipiel-
len Gutheit der „Demokratie“ (fast im-
mer undefiniert) anmeldet, wird als

Ketzer diffamiert und wird auch bald
vom Verfassungsschutz beobachtet wer-
den. Eine Partei, die als „undemokra-
tisch“ gilt, begegnet Ostrazismus. 3

Kurz, Deweys Satz ist das offizielle Cre-
do des zwanzigsten Jahrhunderts. Der
neue Gott ist Gott Demos. Selbst die
schlimmsten Despoten dieses vermut-
lich grausamsten Jahrhunderts haben
sich auf ihn berufen.

President Wilson prägte für den ersten
Weltkrieg (der eigentlich nur ein euro-
päischer Krieg war) das Motto: „To make
the world safe for democracy.“ 4  Das
Resultat hat man gesehen.

Die Journaille gebraucht das Wort ‘De-
mokratie’ als eine Leerformel mit
emotivem Effekt: „Ein ‘demokratischer’
Beschluß ist eo ipso gut. Warum? Weil
er auf demokratischem Wege zustande
gekommen ist.“ Wer die Zirkularität des
Arguments kritisiert, verhält sich eo
ipso „undemokratisch“ (ist kein Gut-
mensch). Die Wörter ‘Gut’ und ‘demo-
kratisch’ werden fast synonym. Die
meisten Leute verstehen dabei unter
„Demokratie“ einfach ein System mit
allgemeinem Wahlrecht und Wahlen in
nicht „allzu langen“ Abständen. Wenn
die Öffentlich-Rechtlichen den ehema-
ligen Ostblockstaaten unerbeten gute
Ratschläge erteilten, dann behandel-
ten sie „Demokratie“ wie einen Cargo
Cult: Wenn das Land nur die demokra-
tische Entscheidungsmethode einführ-
te, dann füllten sich wie durch einen
Zauberschlag die Regale der Geschäfte
mit Waren. Man könnte von einem „to-
temistischen Demokratismus“ sprechen
(vgl. Radnitzky 1995c, S. 197-204). So
viel zum zeitgeschichtlichen und
religionssoziologischen Rundblick.

Friedmans Diktum tanzt aus der Reihe.
Es drückt allerdings das aus, was Öko-
nomen bekannt ist. Je älter eine De-
mokratie wird, desto mehr neigt sie
dazu, die freie, private Marktwirtschaft
einzuengen und zu regulieren, und da-
mit erodiert sie eine der Voraussetzun-

gen ihres Weiterbestehens. Das Diktum
warnt vor der inhärenten Dynamik ei-
ner nach dem süßen Gift der Umvertei-
lung süchtigen Massendemokratie als
einem System, das—wenn es sich
selbst überlassen bleibt—ein selbstzer-
störerisches Potential entwickelt. Der
Ökonom untersucht die Folgen der Art
und Weise wie „wir“ heute Demokratie
betreiben. Aber ist es nur die Art und
Weise? Oder ist die Sache prinzipieller?
Folgt eine solche Entwicklung logisch
aus der Dynamik der Demokratie? Das
ist hier die Gretchenfrage. Wenn das
letztere der Fall ist, dann können auch
solche Vorschläge wie F. v. Hayeks für
die Verfassung nur kleine, temporäre
Verbesserungen bringen.

Bevor man zu diesen beiden Sicht-
weisen Stellung nehmen kann, ist eine
Begriffsklärung unentbehrlich. Denn im
Hinblick auf die Verschmutzung unse-
rer intellektuellen Umwelt ist hier die
erste Aufgabe eines reflektierenden
Menschen, im Augiasstall der politi-
schen Kultur auszumisten.

In welchen Kontexten ist der Begriff
„Demokratie“ relevant? Zur Ökologie
dieses Begriffs

Das Adjektiv ‘demokratisch’ bezeichnet
eine Eigenschaft einer Unterklasse von
Kollektiventscheidungen. Alle weiteren
Anwendungen (auf Staaten, Verfassun-
gen usf.) sind sekundär. Zuerst ist also
der Schlüsselbegriff des Definiens, das
Genus „Kollektiventscheidung“ zu klä-
ren. Entscheidungen kann man eintei-
len in Individualentscheidungen und
Kollektiventscheidungen.Bei Individual-
entscheidungen wählt das Individuum
zwischen einer oder mehreren Alterna-
tiven aus seiner Optionsmenge, seinem
Verfügungspotential (power). Bei
Kollektiventscheidungen entscheiden
einige für alle. Da die beiden Teilmen-
gen zusammen die Gesamtmenge der
Entscheidungen erschöpfen, gilt: Je
mehr die Domäne der Kollektiv-
entscheidungen wächst, desto mehr
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schrumpft die Domäne der Individual-
entscheidungen und damit die Freiheit.

Wenn Menschen zusammenleben wollen,
dann können sie Kollektiv-
entscheidungen nicht vermeiden. Denn,
da jedes Individuum einmalig ist, kön-
nen ihre Interessen nicht qualitativ iden-
tisch sein. Die Unvermeidbarkeit von
Kollektiventscheidungen ist ein Aspekt
der conditio humana. Ich verwende hier
das Wort ‘Kollektiventscheidung’ für
nichteinstimmige Entscheidungen.
Denn, wann immer  Einstimmigkeit
herrscht, haben Kollektiv-
entscheidungen ihre Pointe verloren.
Das Charakteristische an einer Zwangs-
ordnung wie dem Staat ist, daß einige
Personen (z.B. die Majorität) Entschei-
dungen für andere (z.B. die Minorität)
treffen—Politik—und daß sie ihre Ent-
scheidungen den anderen aufzwingen.
(Jasay 1991, 57 f.; Radnitzky 1995a,
370). Der Haken besteht darin, daß die-
se Personen über die Köpfe der anderen
für diese anderen Entscheidungen tref-
fen, und zwar gemäß Regeln, die selbst
durch Kollektiventscheidungen zustan-
de gekommen sind und auch mittels
Kollektiventscheidungen durchgesetzt
werden. Sie müssen also alle negativen
Aspekte der Kollektiventscheidung eben-
falls haben.

Auf jeden Fall stellt sich der Gruppe, die
zusammen bleiben will, das Problem,
WELCHE METHODE bei nicht-einstimmi-
gen Kollektiventscheidungen verwendet
werden soll.

Sie hat im Prinzip zwei Optionen. Mit
Anthony de Jasay (1991) teile ich die
möglichen Methoden ein in „natürliche“
und artifizielle, prozedurale Methoden.
Bei der „natürlichen“ Methode werden
die Machtverhältnisse der konkurrieren-
den Untergruppen abgeschätzt und da-
nach wird entschieden (wie in einem
gutgeführten Komitee [a well-run
committee]). Die „natürliche“ Methode
hat den Vorteil, daß sie deutlich macht,
daß Kollektiventscheidungen „teuer“
sind: durch ihr Zwangselement unter-
minieren sie die Loyalität vieler Bürger
zum Staat, denn eine Untergruppe wird
mit einem Resultat leben müssen, das
ihr nicht gefällt, ja manchmal widerlich
ist. Aus dem gleichen Grund sind nicht-
einstimmige Kollektiventscheidungen
moralisch fragwürdig. Das legt die Maxi-
me nahe, sie möglichst sparsam zu ver-
wenden. Bei den artifiziellen Methoden
erfolgt die Entscheidung nach einer be-
stimmten Prozedur, wie zum Beispiel

Orakelbefragung, Losziehen oder Ab-
stimmen. Die prozeduralen Methoden
haben den Nachteil, daß sie den An-
schein erwecken, die Kollektiv-
entscheidungen (die einfach zu prak-
tizieren sind) würden nichts „kosten“.
Daß Kollektiventscheidungen mit de-
nen einige allen eine bestimmte Sozi-
alordnung vorschreiben, die viele nicht
gewollt haben und nicht freiwillig ge-
wählt hätten, nach etablierten Regeln
erfolgen, insbesondere nach Regeln,
die wir „demokratisch“ nennen, kann
nicht darüber hinwegtäuschen, daß
dabei nicht nur über substantielle Al-
ternativen kollektiv entschieden wird,
sondern sogar darüber, was
Individualentscheidung bleiben dür-
fen.5  Alle  müssen den Ergebnissen
Folge leisten, aus „Pflicht“ oder—we-
niger moralisierend ausgedrückt—aus
Furcht vor Sanktionen.6  Mitbestim-
mung darf nicht mit Selbstbestimmung
verwechselt werden.

Kollektiventscheidungen und insbeson-
dere die Pointe der prozeduralen Me-
thode ist mit klassischem Liberalismus
und noch mehr mit Libertärianismus
unvereinbar. Von Standpunkt des
Libertären sind Kollektiv-
entscheidungen eine Art „Sündenfall“
des sozialen Lebens.

Daraus folgt, daß Liberale danach stre-
ben, den Bereich der Kollektiv-
entscheidung, der Politik, möglichst
klein zu halten. Radikale Libertarians
lehnen daher folgerichtig den Staat
und die Politik als solche ab. Sie wer-
den sich nach Theorien der „ordered
anarchy“ (Jasay 1997) umsehen. Die
sogenannten Neoliberalen, einschließ-
lich der Ordoliberalen, befürworten
einen „Minimalstaat“, wobei sich das
Problem stellt, das Wort ‘minimal’ an-
gemessen für ihr Wertsystem zu defi-
nieren. (Der Begriff „minimal“ ist auch
problematisch, denn kein Staat ist
„unbegrenzt“, kann in alle Ecken des
Alltags eindringen. Und wo soll die
Grenze liegen?)

Theoretisch entscheidend ist jedoch,
daß es sich bei einer Kollektiv-
entscheidung, bei politischer Konflikt-
lösung, um substantive Probleme han-
delt—sie werden ja erst durch das Vor-
liegen von konflingierenden Interes-
sen notwendig—und, daß eine
prozedurale Methode ein substantives
Problem prinzipiell nicht lösen kann.
(Jasays Einsicht ist tiefer als das be-
rühmte Arrow-Theorem.) Damit ist das

Entscheidende über die demokratische
Methode eigentlich schon gesagt. Aber
eine weitere Analyse kann dennoch
weitere Aspekte beleuchten.

Zu den Besonderheiten der demokra-
tischen Methode

Die demokratische Methode der
Kollektiventscheidung (Majoritätsprin-
zip, definiertes Stimmrecht usf.) ist eine
Unterklasse der prozeduralen Methode.
Wählt man diese Methode, dann erge-
ben sich einige Folgeprobleme wie: Für
welche Art von Problemen kann diese
Methode rational verwendet werden? In
welchen Arten von Aktivitäten kann sie
nützlich sein? Einige Bereiche scheiden
hier a priori aus wie zum Beispiel die
wissenschaftliche Forschung, der mili-
tärische Betrieb. In welchen sozialen
Einheiten kann diese Methode funktio-
nieren, d. h. mehr Nutzen als Schaden
machen? (Vermutlich in kleineren, ei-
nigermaßen überschaubaren Einheiten,
wie Gemeinden, evt. Kantone o.ä,)7

Und wie wählt man politische Einhei-
ten? (Etwa Irland oder Nordirland?) Ver-
wendet man die proportionale- oder die
Mehrheitsmethode? Welche Selektions-
kriterien sollen für das aktive Wahlrecht
gelten? Je nach dem, was man bei den
einzelnen Alternativen gewählt hat,
wird man ganz  verschiedene Resulta-
te bekommen. Sogar die Agenda einer
Abstimmung beeinflußt die Resultate.

Demokratie und Umverteilung

Politische Konfliktlösungen sind nicht-
einstimmig und deshalb wird immer et-
was umverteilt (materielle Ressourcen,
Positionen, Umverteilungen mittels Re-
gulierung, „öffentlicher Güter“ usf.),
und zwar gegen den Willen derjenigen,
die der Entscheidung nicht zugestimmt
haben. Kollektiventscheidung—Politik
als solche—impliziert daher immer
Zwang. Prima facie ist diese Art von
Zwang mit der Idee der Freiheit unver-
einbar. Daraus ergibt sich das morali-
sche Problem der Politik. Dieses gilt also
für Politik als solche, für jede Politik.
Es geht nicht um die Moralität von
substantiven Entscheidungen (Paul ge-
genüber Peter bevorzugen) und es geht
auch nicht um prozedurale Aspekte (de-
mokratische Entscheidungen oder an-
dere). Abgesehen davon, daß Politik oft
unehrlich ist und oft mißbraucht wird,
läßt sich das am besten in Edmund
Burkes (1729-1797) Worten über Politik
ausdrücken: „The Thing, the Thing itself
is the abuse.“ (Das Ding als solches ist
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der Mißbrauch). Ein Gedanke, der be-
sonders von Anthony de Jasay weiter-
entwickelt wurde.

Daraus ergibt sich wiederum die Maxi-
me: Den Bereich der Politik, den Ein-
fluß der Politik auf unsere Leben so
klein wie möglich zu halten—Entpoliti-
sierung der Gesellschaft. Für den All-
tag des Bürger ist es von entscheiden-
der Bedeutung, in welchem Grad der
Staat interventionistisch ist—ob die
Regierung gewählt oder nichtgewählt
ist, ist dagegen praktisch gleichgültig.
Wichtig für ihn ist, daß der Staat ihn
sein Leben in Ruhe leben läßt, ihn nicht
hindert, legitimen Interessen (d. h.
solchen, die keinem anderen Schaden
[im Sinne von „tort“] zufügen) nachzu-
gehen (dazu: Jasay 1987 mit dem be-
zeichnenden Titel „Pour une tyrranie
paresseuse“). Das Argument, daß man
in einer nichtinterventionistischen Au-
tokratie keine Garantie habe, daß der
oder die Herrscher nichtinter-
ventionistisch bleiben, ist richtig, aber
nicht triftig. Denn in keinem System
kann es eine Garantie geben, daß der
status quo erhalten bleibt  oder daß
nur „Pareto superior“ Veränderungen
vorkommen.

Welche Kriterien sollen für das akti-
ve Wahlrecht gelten?

Es gibt einige Vorbilder, wie zum Bei-
spiel das Wahlrecht in einer Aktienge-
sellschaft: das Gewicht der einzelnen
Stimme hängt von der Größe des Risi-
kos ab, das der Stimmeninhaber im
Unternehmen trägt. Der Westen hat
sich, unter den vielen Möglichkeiten,
für ein merkwürdiges Gleichheitsaxiom
entschieden, nämlich die Zugehörigkeit
zur biologischen Spezies Mensch. Wel-
che Vorteile hat dieses Kriterium? Head
counting, das Zählen von Köpfen, ist
einfach anzuwenden. Aber vor allem
soll damit der Unmöglichkeit inter-
personeller Nutzenaggregation begeg-
net werden. Wenn Peter die Ziege und
Paul das Grünzeug vorzieht, wie sieht
dann die gemeinsame Präferenzordnung
von Peter & Paul aus? Wie sollte man
Peters Freude mit Pauls Schmerz ver-
rechnen? Mit dem biologischen Kriteri-
um will man den Anschein erwecken,
nun sei es möglich, die inkommensu-
rablen Entitäten kommensurabel zu
machen, nämlich indem man sie mit-
tels einer höheren Kategorie eines
klassifikatorischen Beschreibungs-
systems beschreibt. (Fünf Äpfel und drei
Pflaumen zu addieren ist keine sinn-

volle Operation; aber wenn wir sie als
Früchte beschreiben, dann sind einige
arithmetische Operationen auf diese
Domäne sinnvoll anwendbar.) Die auf
diese Weise konstruierte Kommensura-
bilität ist jedoch für das Problem der
(nicht-einstimmigen) Kollektiv-
entscheidung irrelevant. Dieses Kom-
mensurabel-Machen ist Betrug oder
Selbsttäuschung. Nehmen wir es ein-
mal unter die logische Lupe.

(1) Die Methode kann nämlich nur eine
ordinale Rangordnung von Präferenzen
ausdrücken; sie unterdrückt kardinale
Präferenzen. (2) Die arithmethische
Operation der Stimmen-Aggregation ist
sinnlos und zwar in derselben Weise wie
interpersonelle Nutzenaggregation. (Es
ist wie wenn man Hausnummern ad-
dierte.) Als Methode, um herauszufin-
den, was der fiktive holistische Akteur
„die Gesellschaft“ will, ist sie ebenso
sinnlos. Sie ist nur sinnvoll als Metho-
de des Zusammenzählens von Stimmen
(oder „head counting“). Aus der erhal-
tenen Summe lassen sich keine
holistischen Werte ableiten. Das
Stimmenzusammenzählen verführt aber
geradezu zum Mißbrauch: indem man
vorgibt, das erhaltene Resultat sei le-
diglich die „Summe der Teile“, wird eine
holistische Entität eingeschmuggelt:
„die Wahl, welche ‘die Gesellschaft’ (als
Abstraktum) getroffen habe“. So etwas
kann es jedoch auf Grund der
konflingierenden Interessen reeller
Individuen nicht geben. Entitäten wie
die „Wahl der Gesellschaft“ oder der
„Wille der Gesellschaft“ usf. haben nicht
nur keinen ontologischen Status in
unserer Welt (sind nicht-existent), son-
dern sie sind nicht einmal Begriffe, weil
sie einer selbstwidersprüchlichen
Kontruktion entspringen.

One-man, one-vote” ist das entschei-
dende Gambit für das Demokratiespiel.
Aus ihm folgt alles weitere. Zuerst, daß
die entscheidende Teilmenge—und es
kann nur eine geben—größer sein muß
als 50 Prozent: 50% + 1 Stimme. Es geht
gar nicht mehr um die „tyranny of the
majority“, sondern um die „tyranny of
minorities“—Mehrheiten werden ge-
wonnen, indem die Parteien verspre-
chen, Forderungen vieler Minderheiten
zu erfüllen. Der neue König ist die do-
minante Koalition.

Eine qualifizierte Majoritätsregel führt
zu langsameren Veränderungen. Aber,
wenn wir rationale Nutzenmaximierer
annehmen, dann wird langfristig die

Dynamik einer auf unbegrenztem Wahl-
recht basierenden Demokratie unwei-
gerlich zur uneingeschränkten Demo-
kratie führen: absolute Majoritätsregel
und uneingeschränkte Zuständigkeit
(bare majority rule and unrestricted
domain). (Ein spieltheoretischer Beweis
für diese Hypothese findet sich bei JASAY

1993.) Uneingeschränkte Demokratie ist
prinzipiell unfähig, das Problem zu lö-
sen, wie die Freiheit des Individuums
geschützt werden soll, und zwar vor den
Beschützern dieses seines Rechts auf
Schutz seiner Freiheit. Auch diese Ein-
sicht zeigt, daß das Problem der
Kollektiventscheidung durch die demo-
kratische Methode nicht in einer Weise
gelöst werden kann, die mit der Idee
einer freien Gesellschaft vereinbar
wäre. Eine mögliche bis wahrscheinli-
che Ausnahme bilden kleine, über-
schaubare Einheiten. Der Kanton dürf-
te das Maximum sein. Je größer die
territoriale Einheit, desto pointierter
wird die Tendenz der Demokratie mit
uneingeschränktem Wahlrecht zu einer
totalitären Demokratie auszuarten. In
einer totalitären Demokratie—unquali-
fiziertes Wahlrecht und unbeschränkte
Zuständikeitsbereich (unlimited
domain)—kann es keine Individual-
rechte geben. 8  Das unqualifizierte
Wahlrecht ist aber eine allerheiligste Kuh
unserer Geisteshaltung (mindset), und
das beste Beispiel für einen Ratsche-
Effekt—es läßt sich nicht mehr zurück-
schrauben, jedenfalls nicht im aktuel-
len System.

Demokratie an sich ist, wie erwähnt,
umverteilend. Je mehr das Wahlrecht
auf der Einkommensskala nach unten
erweitert wird, desto intensiver wird die
Umverteilung. Das haben zahlreiche
historische Studien nachgewiesen. In
der modernen Massendemokratie wird
tendentiell eine „zero risk society“ an-
gestrebt. Je mehr man sich diesem
Modell nähert, desto geringer wird not-
wendigerweise die Freiheit.

Das demokratische Modell

Das einfachste Modell der demokrati-
schen Politik ist ein Drei-Personen-
Spiel. Wir können eine Gesellschaft
beschreiben als ein Aggregat von drei
Gruppen, geordnet nach Einkommen:
Unter-, Mittel- und Oberschicht  Die
Mittelgruppe ist der „Medianwähler”,
das Zünglein an der Waage (in der BRD
die FDP). Der potentielle Gewinn aus
der demokratischen Spielregel wird dann
maximiert, wenn Unter- und Mittel-
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gruppe sich zusammen tun, um einen
Teil des Einkommens der Obergruppe zu
sich umzuverteilen. Im Modell können
wir die Gruppen idealisieren als jeweils
50% der Gesamtsumme minus 1 (den
Medianwähler) und 50% plus 1, also z.B.
bei einer Gesamtzahl von 1001, 500 plus
l (den Medianwähler) und 500. In der
Wirklichkeit kann man sich die Grup-
pierungen mit etwa jeweils 40-45 zur
Mittelgruppe („Medienwähler“) von l0-
20% vorstellen.

Der demokratieinduzierte Wohlfahr-
tismus (welfarism) hat die Auffassun-
gen von Staat und Bürger (statehood
and citizenship) sowie das ihnen zu
Grunde liegende Menschenbild trans-
formiert (Radnitzky 1998a). Die moder-
ne Auffassung konzipiert den Menschen
als ein permanent unmündiges Wesen,
das den paternalistischen Staat braucht.
Es gibt allerdings hier einige Selbst-
widersprüche: (1) Daß der prinzipiell als
unmündig behandelte Bürger dennoch
als kapabel angesehen wird, seine Vor-
münder in Parlamentswahlen rational
zu wählen. Das Problem wird also zum
„Principal-Agency“-Problem (s. z. B.
Radnitzky 1995c, S. 198). (2) Er wird
als nicht kapabel angesehen, für sein
Alter, die Schulbildung seiner Kinder
usf. selbst zu sorgen; aber die Vor-
münder werden als kapabel angesehen,
die Staatseinahmen und -Ausgaben zu
verwalten, den Rest zu bevormunden—
obgleich das Menschenbild auch auf sie
zutreffen müßte. (3) Man beruft sich
auf den Willen des Volkes, scheut aber
in vielen Demokratien ein Plebiszit, das
(gemäß der von den Vormündern ver-
tretenen Theorie) geeignet sein müß-
te, den „Willen des Volkes“ herauszu-
finden (eine fiktive holistische Entität,
die, wie wir gesehen haben, erkennt-
nistheoretisch absurd ist). 9  (Dabei be-
steht die Gewinnerkoalition, auf die sich
die Vormünder stützen, oft aus 50% plus
einer Stimme und ist oft bunt zusam-
men gewürfelt.) Ist das Resultat per-
vers, dann heißt es: „es war der Wille
des Volkes“ (wertrelativistisch) oder
„das Volk hat die Regierung, die es ver-
dient“  (demokratieskeptisch).
Prominente Ökonomen behaupten, es
gebe eine in der demokratischen Me-
thode inhärente Barriere gegen unbe-
grenzte Umverteilung. Die zugrundelie-
gende Idee ist folgende: im Modell wird
der Mediianwähler angenommen als
rationaler Nutzenmaximier, der kapabel
sei herauszufinden wann ein kleinerer
Anteil eines größeren Kuchens und ein
größere Anteil eines kleineren Kuchens
(wegen der exzessiven Umverteilung ist

das Bruttosozialprodukt geschrumpft)
identisch sind. Es kann jedoch gezeigt
werden, daß es eine solche Barriere
nicht geben kann (A. de Jasay; eine
Übersicht gibt Radnitzky 1995c, S. 202
ff.).

Zum Verhältnis von Demokratie und
Freiheit

Das Resultat einer Abstimmung wird
durch die demokratische Methode nicht
festgelegt. Es bleibt offen, und mit der
Methode ist es sogar vereinbar, wenn
beschlossen wird, sich in die Sklaverei
zu verkaufen. (Heutzutage geschieht
das ständig im kleinen [in a small way],
wenn sich Leute in die Umverteilungs-
demokratie, in den avancierte Wohl-
fahrtsstaat, „verkaufen“.) Die Resulta-
te sind nur von Fall zu Fall zu bewer-
ten—hier gilt Doktor Kohls berühmte-
ste Diktum: „Es kommt drauf an, was
hinten rauskommt.“

Zum Wettbewerb der Parteien

Der Wettbewerb ist bekanntlich das
beste Mittel, um Macht—sei es wirt-
schaftliche oder staatliche Macht— zu
zähmen (Franz Böhm). Wettbewerb ist
gleichzeitig ein Entdeckungsverfahren
und ein Selektionsprozeß, der zu einer
Qualitätsverbesserung führen kann (F.
v. Hayek). Er ist überall nützlich. Nur
der Wettbewerb der Parteien bildet eine
Ausnahme. Da Politiker davon leben,
daß sie gewählt werden, übertreffen
sich Parteien mit Wahlgeschenken. Eine
Parlamentswahl wird zu einem „futures
market in property to be stolen“. Die
Kosten der Wahlgeschenke werden
externalisiert, anderen aufgebürdet,
nämlich dem Steuerzahler und dem
Konsumenten—eine nichtorganisierte
Gruppe, die außerdem über die Kosten
im Dunklen gelassen wird. Dagegen wird
den organisierten Interessengruppen,
welche die Geschenke bekommen, sehr
wohl bewußt gemacht, daß man ihnen
etwas schenkt, ihnen mit Regulierun-
gen usw. Vorteile verschafft. So führt
das Demokratiespiel zu, „Government
of the busy, by the bossy, for the bully“
(Arthur Seldon): der Stimmenwerber
und -beschaffer, zugunsten der Regie-
renden, für die organisierten Interes-
sengruppen, welche die Regierenden
erpressen können.

Als Hauptempfehlung für die Demo-
kratie wird ihre Gewaltlosigkeit an-
geführt.

1) Die Demokratie mache ein gewaltlo-

ses Auswechseln der Personalgarnitur
der Herrschenden, der politischen Klas-
se, möglich. Das ist richtig. Aber aus
den soeben genannten Gründen kann
ein Auswechseln der politischen Elite
keine wesentliche Verbesserung brin-
gen. Politiker handeln normalerweise
wie andere einigermaßen rationale
Menschen. Ein Politiker ist jemand, der
davon lebt gewählt und wiedergewälhlt
zu werden. Politiker müssen sich den
Bedingen in dem System, in dem sie
ihre Karriere machen, unterordnen. Nur
in seltenen Fällen gibt es nennenswer-
te, meist ad hoc, Verbesserungen (etwa
Erhard, Thatcher, Reagan, Richardson
& Co in New Zealand). Eine wesentli-
che Verbesserung könnte nur ein Sy-
stemwechsel bringen.

(2) Die Demokratie sei im Stande, das
Umverteilungsspiel gewaltlos auszufüh-
ren. Auch das ist richtig. Im Zeitalter
der modernen Massendemokratie er-
weist sich der Staat als das Instrument,
mit dem die Gewinnerkoalition die
Verliererkoalition (den Rest der Bürger)
OHNE Gewaltanwendung ausbeuten
kann. Doktrinen, die behaupten, der
Staat sei notwendig (für bindende Ver-
träge usf.) oder er sei nützlich, erhö-
hen die Effizienz dieses Prozesses
(Jasay 1997). Allenfalls kann man die
Moralität dieser Vorgehensweise, bei der
einer Minorität (oft fast genau so groß
wie die Gewinnerkoalition) etwas auf-
gezwungen wird in Frage stellen (wie
Jasays 1997 es tut).

Der Beitrag der Demokratie zum Frie-
den

Wilsons erklärtes Kriegsziel war „to
make the world safe for democracy“ (s.
Fn. 4). Sein schwerster politischer Feh-
ler war jedoch, daß er die europäischen
Monarchien zerstörte. Das Prinzip der
Volkssouveränität widerspricht dem
Wesen eines langdauernden Vertrags
(Somary 1995, S. 321 f.). Die Koaliti-
on, die nach einem verlorenen Krieg
die Regierung stellt, ist schwach und
die Opposition wirft ihr vor, einem un-
günstigen Vertrag zugestimmt zu haben.
Sie fühlt sich vom Vertrag nicht gebun-
den, wenn sie an die Macht kommt.
Eine Dynastie dagegen würde sich
selbst desavouieren, wenn sie den Ver-
trag brechen würde.

Welche Rolle kann die Verfassung,
eine demokratische Verfassung, spie-
len?

Eine Verfassung kann die Dynamik der
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Umverteilungsdemokratie bremsen,
aber nur kurzfristig; zum Beispiel in-
dem Regeln eingeführt werden, die
Budget Defizite verbieten, Besteuerung
zur Sache der Verfassung machen (wo-
bei Einkommensteuer nicht nach dem
Auspreßbarkeitsprinzip festgelegt wer-
den darf), Unterstützung nur an echte
Arme gewähren, der Staat sich selbst
keine Mandate zulegt und auch nicht
Dinge tut, die der Bürger selber tun
könnte, die ein „opting out“ von be-
stimmten vom Staat bereitgestellten und
mit Abnahmezwang verbundenen Gü-
ter gestatten usf. (Radnitzky 1995d, S.
158-162).

Die Verfassung hat manchmal eine po-
sitive Analogie mit einer Festung.
Ceteris paribus ist eine Besatzung in
einer guten Festung (ein Staat mit ei-
ner freiheitlichen Verfassung) besser
dran als ohne Festung; aber eine Fe-
stung mit einer feigen oder faulen Be-
satzung ist wertlos. Entscheidend wer-
den in jedem Fall die historischen Um-
stände und Zufälle sein. Der
„Verfassungspatriotismus“ (Dolf Stern-
berg, Jürgen Habermas) ist bloße Rhe-
torik oder naive Selbsttäuschung. Lang-
fristig gleicht die Verfassung einerseits
einem Keuschheitsgürtel, von dem die
Lady selbst den Schlüssel hat: wenn
sie der Gewinnerkoalition nicht paßt,
wird man Wege finden, sie zu umge-
hen oder zu ändern. (S. z. B. Radnitzky
1995d, S. 162-164 zur Haltbarkeit von
Verfassungen.)

Auch sollte man folgendes bedenken:
Es wäre für eine Gewinnerkoalition ir-
rational, verfassungsmäßige Beschrän-
kungen einzurichten. Denn wenn sol-
che von der Koalition akzeptiert wür-
den, dann wären sie unnötig, und wenn
sie notwendig sind,  dann werden sie
nicht akzeptiert oder umgangen wer-
den.

Ein Land hat oder behält eine Verfas-
sung der Freiheit nur dann, wenn die
Stimmung im Lande freiheitlich ist. Es
ist nicht der Fall, daß das frühe Ameri-
ka ein freiheitliches Land war, weil es
eine freiheitliche Verfassung hatte, son-
dern umgekehrt, es hatte eine freiheit-
liche Verfassung, weil es für die maß-
gebende Bevölkerung (nur etwa ein
Fünftel war wahlberechtigt) viele „pri-
vate fortresses“ gab (wie sie der Öko-
nom Schumpeter nannte), nämlich Bür-
ger (Farmer, Unternehmer, Selbständi-
ge), in deren Interesse es war, daß der
Staat sie in Ruhe ließ, und außerdem
hatte der Staat fast kein Geld, so daß

es sich gar nicht gelohnt hätte, Zeit
und Energie darauf zu verwenden, den
Staat zu erpressen (wie es Interessen-
gruppen heute tun). Schließlich ist auf
den entscheidenden Unterschied zwi-
schen Verfassung und Verfassungs-
wirklichkeit hinzuweisen.

Schlußbemerkung

Wettbewerb auf allen Ebenen ist das
beste Mittel, die Freiheit zu fördern:
Wettbewerb der Staaten um Bürger und
um Investitionen, Wettbewerb der Sy-
steme—der eigentlich schon entschie-
den ist, denn an vielen Stellen hat
der weltweite Markt den Staat bereits
weitgehend entmachtet (die EU wehrt
sich dagegen, indem sie ein
Besteuerungskartell von Staaten zu
entwickeln versucht), vor allem
Standortwettbewerb, Wettbewerb von
Rechtssystemen, Steuersystemen, von
Sicherheitsagenturen, Wettbewerb zum
Beispiel zwischen privaten Schulen und
staatlichen Schulen, zwischen priva-
ten Schulen selbstverständlich unter-
einander, usf.—kurz Wettbewerb in
allen Bereichen.

Da die demokratische Methode eine
Unterklasse der prozeduralen Methode
ist, die wiederum eine Unterklasse der
Kollektiventscheidungsmethoden dar-
stellt, ist es rational das Problem-
lösungsvermögen der demokratischen
Methode mit dem anderer Kollektiv-
entscheidungsmethoden zu verglei-
chen. Ebenso ist es rational,  die kon-
stitutionellen Modelle (Demokratie,
Monarchie usf.) zu vergleichen. 10  Ein
für Libertäre besonders interessanter
Vergleich ist der von Staat und Politik
an sich mit einem möglichst politik-
freien System der „geordneten Anar-
chie“ (so wie sie Jasay in seinem jüng-
sten Buch Against Politics entwirft; vgl.
dazu auch Radnitzky 1997a, S. 41-45
über die Legitimität des Staates, 45 f.
über seine Notwendigkeit).

Am wichtigsten erscheint mir als Kon-
klusion die moralische Folgerung: Die
intellektuelle Redlichkeit erfordert, daß
man offen zugibt, daß das Problem der
Kollektiventscheidung bis heute ein
ungelöstes Problem ist. Wir können
nicht einmal wissen, ob es lösbar ist.
Es ist intellektuell unwürdig, die „De-
mokratie“ (meist undefiniert) als eine
Heilige Kuh zu betrachten. Daher wer-
den Freunde der Freiheit auch alter-
native Wege prüfen, nämlich, wie er-
wähnt, vor allem den Begriff der
„ordered anarchy“ (Jasay 1997) und

den „property-right anarchism“. Das
klingt alles selbstverständlich; aber ein
Vertreter einer prinzipiellen Demokratie-
kritik wird heutzutage leicht verdäch-
tigt, ein Antidemokrat oder gar „Anti-
Antifaschist“ (die Öffentlich-Rechtlichen
lieben die Stalinsche Sprachregelung)
oder gar ein „Rechtsextremer“ (selbst-
verständlich undefiniert) zu sein, den
der Verfassungschutz observieren soll—
von der Verfolgung durch die Heilige In-
quisition der Political Correctness gar
nicht zu reden—, denn er begeht
mengenweise Gedankensünden. Der
praktische Rat ist daher, dem Geschwätz
der Öffentlich-Rechtlichen und der „Spit-
zenpolitiker“ sowie der BRD-Wirklichkeit
insgesamt mit einer kritischen und ana-
lysierende Einstellung zu begegnen.
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Fußnoten

1 In der BRD zum Beispiel gibt es eine mas-
sive Beschränkung des politischen Pluralis-
mus (J. Schüßlburner).
2 Auch hierzu gibt es Beispiele in der BRD in
StGB §130 („Volksverhetzung“—in Analo-
gie mit „Boykotthetze“ in der „DDR“
[Schüßlburner 1998, p. 38]).
3 Der Londoner Economist vom 29. 4. 95, S.
36 spricht in „The German way of
democracy“ von „democracy agencies“ und
bezieht sich dabei auf die Bezeichnung
„Demokratiebehörden“ in der „DDR“-Verfas-
sung von 1949, die eine—willkürliche weil
undefinierte—Unterscheidung zwischen
„demokratischen“ Parteien und anderen
Parteien einführte. Ob das die BRD daher
übernommen hat? Denn eine klare Definiti-
on fehlt auch hier.
4 Er stand unter dem Einfluß eines extre-
men Sektenpredigers (Rothbard 1997).
5 In der BRD ist das im Wirtschaftsbereich
weniger als die Hälfte der Entscheidungs-
menge (Baader 1997.) Der Entmündigungs-

koeffizient (Abgabenquote einschl.
Mineralölsteur beträgt 1998 66 %.
6 Wir können auch eine „Sozial-
demokratisierung“ der Union beobachten.
Die Regierung Kohl hat die Umverteilung
von Mitteln und Vorteilen in der Wirtschafts-
und Sozialpolitik so weit vorangetrieben,
daß die Positionen von Union und Sozial-
demokratie oft kaum unterscheidbar sind.
7 Die griechische Polis ähnelte mehr einer
Stammesgemeinschaft als einer modernen
Demokratie; nur etwa ein Fünftel der Bevöl-
kerung hatte aktives Wahlrecht.
8 Deshalb sind Rawls’  Personen „under the
veil of ignorance“—eigentlich Zombies—
ausgestattet mit „democratic values“. Rawls
vermeidet es weislich, diese zu definieren.
Seine 1971 vorgelegte Theorie mit ihrer „so-
zialen Gerechtigkeit“ ist radikal
egalitaristisch und war enorm einflußreich,
besonders in Ländern mit starker sozialde-
mokratischer Strömung (mit schleichendem
Sozialismus wie z. B. der BRD. Philosophisch
ist Rawls uninteressant, da seine gesamte
Argumentation zirkulär ist—wie er selbst
entwaffnend zugesteht (Radnitzky in
Baader, Hg., 1995).
9 Deutlich z. B. in der BRD in Bezug auf den
Euro. Die Umfragen zeigen, daß 60 bis 80%
die DM behalten wollen. Die Regierung er-
klärt sie als unmündig und die Mehrheits-
meinung interessiert sie nicht.
10 Vgl. z.B. Radnitzky 1997, „Sorting Social
Systems“ in Values and the Social Order, Vol.
3, Introduction.

Zur Spannung zwischen
Demokratie und Liberalismus

von Gerd Habermann

In ihrem Kern betrachtet ist Demokra-
tie eine Entscheidungstechnik, jene
Form kollektiven Handelns, in der Ent-
scheidungen über Abstimmungen nach
dem Mehrheitsprinzip gefällt werden -
ohne Blutvergießen und im besten Fall
(Schweiz) unter weitgezogener Beteili-
gung aller Staatsbürger. Nach klassi-
scher Tradition ist die Alternative hier-
zu die Diktatur eines einzelnen
(“Monokratie”) oder einer Gruppe (“Olig-
archie”). Schließlich gibt es auch das
barbarische Verfahren der Entscheidung
durch Appell an die Waffen. Die Demo-
kratie ist ein bewährtes Mittel, unfähi-
ge Regierungen “friedlich” abzulösen
und womöglich bessere zu inthronisie-

ren. Als “Verfahren” ist die Demokratie
weder gut noch böse - so befriedigend
es auch für den Bürger sein mag, an
der Res Publica mitzuwirken, ein indi-
vidualistisches Teilhaberecht (eine Art
Aktie) an Kollektivbeschlüssen zu be-
sitzen. Auch die anderen Verfahren sind
zunächst weder gut noch böse. Es gab
schließlich ausgezeichnete Monarchen
(z. B. die besten römischen Kaiser wie
Marc Aurel), gut regierte Aristokratien
(z. B. England). Wichtiger als die Fra-
ge: wer soll regieren, ist die andere:
was sollen die Herrschenden (sei es die
Regierung eines Staates, seien es vor-
staatliche politische Kollektive) tun -
oder nicht tun - dürfen. Meine Ansicht:

eine Herrschaft ist “legitim”, wenn sie
sich darauf beschränkt, durch Schutz-
organisationen nach “außen” oder
durch Methoden gerechter Konflikt-
schlichtung nach “innen” die Entfal-
tung spontaner Ordnungen zu begün-
stigen, d. h. life, liberty and property,
das Überleben und die Integrität einer
Gruppe zu sichern.

Aristoteles unterscheidet die Staatsfor-
men danach, ob sie streng regel-
gebunden sind oder ob sie Willkür er-
lauben; ob das Gesetz (im materiellen
Sinne: “Vernunft ohne Wünsche”, wie
er sagt) allen gleichmäßig oder nur
egoistischen Gelüsten der Herrschen-
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den dient. Für ihn war die entfesselte
Herrschaft der Mehrheit als “Pöbelherr-
schaft” zur Plünderung der Wohlhaben-
den genauso verdammenswert wie die
Herrschaft eines Tyrannen, der den
Staat zum Objekt seiner Willkür er-
niedrigt. Unsere Demokratie in Deutsch-
land hat gegenwärtig eine starke Ten-
denz, sich der Entartungsform der
Demokratie im Sinne des Aristoteles
anzunähern. Mehrheitswillkür drückt
sich z. B. in der Progressivsteuer und
in “Entmündigungskoeffizienten” wie
Staatsquoten/ Abgabenquoten aus. Al-
lerdings, wie Anthony de Jasay be-
merkt, sind in dem Chaos der Umver-
teilung (er spricht von “Churning
Society”) Nutznießer und Geprellte teil-
weise identisch, teilweise werden die
“Falschen”, nämlich die Gewitzten,
nicht die Bedürftigen, gestützt, so daß
das Ganze intransparent und schließ-
lich absurd wird. Wenn drei Viertel der
arbeitenden Bevölkerung sich in der
Progressionszone befinden oder der
deutsche Facharbeiter nach Berechnun-
gen Günter Ederers noch 34 Prozent
netto hat (nach Abzug auch der indi-
rekten Steuern), zeigt sich der Unsinn
des Ganzen. Die Umverteilung wird dann
vollends irrational und nützt allenfalls
dem politischen Personal, das von die-
sem Geschäft lebt. Hinzu kommen noch
der Sozialversicherungs-, Schul- und
besonders Wehrzwang - tiefe Einbrüche
in die Privatautonomie. Von der “gu-
ten” Demokratie im Sinne des Aristote-
les (“Politie”) kann so nicht mehr die
Rede sein. Jedoch bietet sie als Demo-
kratie eben auch Chancen, diese Ver-
hältnisse auch wieder zu verbessern:
Neuseeland ist das jüngste, imponie-
rende Beispiel ihrer Reformfähigkeit,
allerdings erst am Abgrund. Der
“Panzersozialismus” (de Jasay) muß
nicht das letzte Wort einer Demokratie
sein, die “Anarchie” kann es nicht sein.

So befriedigend die aktive Teilhabe-
möglichkeit an der Res Publica von der
Familie bis zur Nation (wo sie leider im
Unterschied zur antiken Polis oder
Schweizer Gemeindeversammlung
schon stark verdünnt ist) sein mag und
so sehr es wahr ist, daß Demokratie
und Liberalismus historisch folgen-
schwere Bündnisse eingegangen sind
(USA, Schweiz, England, um die klassi-

schen Länder zu nennen), so sehr
stimmt es doch auch, daß Demokratie
und Liberalismus im Grunde ver-
schiedene Ausgangspunkte und Zielset-
zungen haben. Ich darf hier einmal fast
vergessene liberale Autoren (Wilhelm
Hasbach, Veit Valentin) zitieren: Der
Liberalismus geht von der Person, von
der Bildung, von der Humanität aus;
die Demokratie vom Staatsvolk, vom
Interesse, von der Macht .... Der Libe-
ralismus will erhalten und entwickeln
... Demokratie möchte aufbauen nach
festem, hartem Grundriß (Hayeks “Kon-
struktivismus”). Der Liberalismus ist
historisch und deshalb relativistisch; die
Demokratie ist dogmatisch, kategorisch
und absolut. Ferner: Die Demokratie
sieht die Würde des Menschen in der
gemeinsamen Gattungseigenschaft, der
Liberalismus in der Idee der Persönlich-
keit, die gerade auf jenen Ei-
genschaften beruht, die sie von ande-
ren unterscheidet. Die Demokratie er-
strebt jene Freiheiten, die sie gleich-
machen, um damit die Würde des Men-
schen zu entwickeln. Der Liberalismus
will jene Gleichheit, die sie frei machen,
ihre Persönlichkeit zu entwickeln. Er
will Freiheit nicht, weil er an die Gleich-
heit, sondern weil er an die Ungleich-
heit glaubt.

Ich gehöre zu denen, die im Unterschied
zu Jüngers “Anarch” im Lande Eumeswil
Freude an den politischen
Mitwirkungsmöglichkeiten in einer Res
Publica von der Gemeinde an aufwärts
haben, bin selber auch Inhaber eines
kleinen ehrenamtlichen politischen
Mandats. Ein Engagement dieser Art
sehe ich auch als eine Möglichkeit zur
Persönlichkeitsentwicklung, zur
“Individualisierung”. Den solipsistischen
Standpunkt einiger Superindividualisten
nach Art Max Stirners halte ich für un-
fruchtbar. Mag die Demokratie in die-
sem Jahrhundert Staat, Bürokratie und
Umverteilung bis ins Unsinnige gestei-
gert haben - wer wird in diesem Punkt
Hans-Hermann Hoppe widersprechen?
- sie bietet auch die Möglichkeit, aus
Irrtümern zu lernen. Ich bin gerne De-
mokrat, wenn die einzige reale Alter-
native die Diktatur eines demagogi-
schen Großmauls oder eines übermüti-
gen Haudegens ist, der gründlich “auf-
zuräumen” verspricht.

Schwarz-Roter
KALENDA ‘99

„Mit 17 hat man noch Träume“ war
einmal ein bekannter volkstümli-
cher Schlager. Der 17. KALENDA
wird auch wieder ein Schlager und
die Träume sind uns lange noch
nicht ausgegangen.

1982 im Geiste Erich Mühsams ge-
gründet, ist der KALENDA über alle
Moden, Konjunkturen und Talsolen
hinweg ein verläßliches Medium für
unverfälschtes anarchistisches
Denken und beste libertäre Gesin-
nung geblieben. Auch 1999, im
Jahr des sich im Countdownfieber
befindlichen Abendlandes, geht
uns die freiheitliche Sonne nicht
unter und wir werden wieder Pro-
jekte, Menschen und Ideen vorstel-
len und vorstellbar machen, Ge-
schichte interessant präsentieren,
knackige Grafik, Cartoons und
Sprüche liefern und wichtige Da-
ten/Ereignisse nicht in Vergessen-
heit geraten lassen. Als Dorn im
Arsch der Herrschaften - the same
procedure as every year - we
proudly present @gain 40 Seiten
radikaler Adressen vom FAInsten
- natülich auch online: ein WWW,
ein weltweites Netz, hatten wir
schon immer!. Und dies nicht nur
virtuell.

288 Seiten, Paperback/Faden-
bindung, Serviceteil mit Monats-
übersicht, Mens.Kalenda, Ferien,
Postgebühren u.a.m..

Nur keine Umstände:
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ISBN 3-932078-09-8.

Anzeige



eigentümlich frei 3/1998

Schwerpunktthema

- 79 -

Wählen kann die Farben der Fesseln
ändern -
Nicht-Wählen sprengt die Fesseln!

von Michael Kastner

Art. 20 Abs. 2 des Grundgesetzes: „Alle
Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie
wird vom Volk in Wahlen und Abstim-
mungen und durch besondere Organe
der Gesetzgebung, der vollziehenden
Gewalt und der Rechtsprechung aus-
geübt.“

Was geht es mich an?

Am 27. September diesen Jahres wer-
den zum 14. Mal in der Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland die Abge-
ordneten des Deutschen Bundestags
gewählt. Unter normalen Umständen
wäre es aus liberaler Sicht eine reine
Zeitverschwendung, sich über diesen
Vorgang Gedanken zu machen. Denn
unter normalen Umständen wäre man
nicht Mitglied in dieser Organisation.
Unter normalen Umständen würde man
am Tag nach der Wahl die Zeitung auf-
schlagen, sich genüßlich bei einer Tasse
Kaffee zurücklehnen und denken “aha,
da haben sie wieder gewählt, die bank-
rotten Bundesrepublikaner. Na ja, mir
kann’s ja egal sein...”

Leider sind die Umstände nicht normal
und ob man sich als Liberaler jemals
bei der Lektüre deutscher Wahlergeb-
nisse genüßlich zurücklehnen kann, ist
mehr als fraglich.
Die Demokratie, wie jede andere Staats-
form, läßt nicht zu, daß der Bürger sie
als Außenstehender betrachtet. Sie läßt
eine Entscheidung für oder gegen den
Staat nicht zu. Per Definitionem wer-
den Menschen zu Staatsbürgern, sodaß
die Frage nach der Legitimierung des

demokratischen Staates niemals gestellt
werden braucht. Um dem Ganzen den
Schein einer freiwilligen Übereinkunft
zukommen zu lassen, wird ein Gesell-
schaftsvertrag erdacht, der niemals
existiert hat, dessen bloßes gedankli-
ches Konstrukt als Rechtfertigung des
demokratischen Staates genügt. Eben-
so könnte man wahllos tausend Bür-
gern einen Kühlschrank vor die Tür stel-
len und von den Haushalten eine be-
liebige Rechnungssumme mit der Be-
gründung einfordern, die Vorfahren
hätten irgendwann mal einen Kaufver-
trag für einen Kühlschrank unterschrie-
ben. Natürlich gäbe es diesen Vertrag
nicht wirklich, so der frohe Verkäufer
und wäre nur ein Konstrukt, aber im-
merhin ließen sich so ja Kühlschränke
an den Mann bringen.

Die Lücke der demokratischen
Staatsrechtfertigung ist offensichtlich
und läßt sich nur so so lange aufrecht-
erhalten, wie der Bürger zum einen
glaubt, daß es keine bessere friedliche
gesellschaftliche Ordnung gibt, als die
Demokratie und der Bürger nicht be-
ginnt, dem Staat seine permanente
Rechtfertigung zu entziehen.

Wie Artikel 20 Abs. 2 des Grundgeset-
zes postuliert: “Alle Staatsgewalt geht
vom Volke aus. Sie wird vom Volk in
Wahlen und Abstimmungen ... ausge-
übt”. Man müßte davon ausgehen, daß
das Fernbleiben Einzelner oder ganzer
Gruppen bei Wahlen für den Staat ein
Signal sein sollte, daß die Staatsgewalt
zumindest nicht mehr vom gesamten
Volk ausgeht, sondern nur noch von
einem Teil des Volkes. Dies wäre dann
nichts anderes als die Bitte um Entlas-
sung aus dem demokratisch-staatlichen
System. Denn wenn das Volk oder ein
Teil davon den Wahlen und Abstimmun-
gen  des Staates fernbleibt, dann geht
von ihm keine Staatsgewalt mehr aus.

Wer das System von außen betrachtet,
für den wird die Demokratie zu einer
absurden Veranstaltung selbstverschul-
deter Knechtschaft.

Politikverdrossenheit und verweiger-
tes Mitspracherecht als demokratische
Knebelstrategie

Der rhetorische Trick, mit dem die Nutz-
nießer des politischen Systems die
Wähler bei der Stange halten wollen,
hat zwei Standbeine. Zum einen wird
das Wort von der “Politikverdrossenheit”
durch die Presse lanciert und zum an-
deren wird dem einzelnen Bürger ver-
ständlich gemacht, daß er nur dann das
Recht hätte, mitzureden und Kritik am
Staat zu üben, wenn er an den Wahlen
teilnähme.

Die “Politikverdrossenheit” hat im Rah-
men der Generierung von Wählern eine
wichtige strategisch-propagandistische
Komponente. Zum einen wird der Be-
griff “Politik” inhaltlich in einer Weise
von den staatlichen Akteuren belegt,
die glauben machen soll, daß Politik
gleichbedeutend mit gesellschaftlicher
Problemlösung sei. Und zwar gleichbe-
deutend mit der Lösung von “globalen”
bis hin zu individuellen Problemstellun-
gen. Zum anderen soll der Wortteil “Ver-
drossenheit” ein Negativum – etwas
Destruktives – suggerieren. Dabei ist
das Fernbleiben von einer Organisati-
on, die man als kriminell oder zumin-
dest als für einen selbst unnütz, an-
sieht, keinesfalls ein Tatbestand, der
mit Verdrossenheit gleichzusetzen wäre.
Ansonsten müßte man – im Rahmen
der Staatslogik - all jene als Mafia-Ver-
drossene stigmatisieren, die lieber fried-
lich mit anderen zusammenleben oder
all jene als Unfall-Verdrossene, die lie-
ber ihr Auto heil über die Landstraße
bringen.

Der Ausdruck Politikverdrossenheit soll
– das wäre jedenfalls die
naheliegendste Erklärung - suggerieren,
daß Menschen, die nicht an der Politik
teilnehmen, sich schmollend vor der
Lösung von Problemen verschließen.
Dabei ist doch gerade das Gegenteil der
Fall. Gerade Menschen, die nicht an
der Politik teilnehmen, müssen die Lö-

Libertäre Kampagne 98 (von der-markt-
com): Wahlen ändern nur die Farbe der

Fesseln...
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sung von Problemen in die eigene Hand
nehmen und zwar jene die sie auch
wirklich betreffen. Gerade diese Men-
schen, die sich von der Politik abwen-
den, wenden sich im Gegenzug wieder
ihrer Eigenverantwortung zu. Politik-
verdrossenheit ist somit nichts ande-
res als die staatlich-propagandistische
Verballhornung von individueller Verant-
wortung.

Das zweite von mir angesprochene
Standbein staatlich suggerierter Selbst-
fesselungsrhetorik ist das Mitsprache-
recht bei politischen Entscheidungen
staatlicher Organe. Laut demokratischer
Sprachregelung darf sich nur derjenige
über die Ergebnisse der Politik beschwe-
ren, bzw. diese kritisieren, der sich auch
politisch engagiert oder zumindest sei-
ne Stimme bei Wahlen abgibt. Das ist
ein geschickter Schachzug, der sich vom
Standpunkt der Staatsraison und des
Eigeninteresses der politischen Klasse
als durchaus rational nachvollziehbar
darstellt. Will man doch schließlich dem
Bürger die Verantwortung für das Ver-
sagen des Staates übertragen.

Verheerende Resultate

Aus Sicht des Bürgers hat dies kata-
strophale Auswirkungen, denn in den

vier Jahren darf er zwar kritisieren und
sich auch beschweren. Er muß jedoch
die Entscheidungen der Politik wie eine
Naturgewalt über sich ergehen lassen.
Jede Kritik an den Entscheidungen von
Parlament und Regierung kann von der
Politik durch das Argument abgewehrt
werden, daß der Bürger ja schließlich
alle vier Jahre seine demokratischen
Rechte wahrnimmt, indem er für die
nächsten vier Jahre dem Parlement das
Recht zugesteht, über seinen Kopf hin-
weg zu entscheiden. Besonders deut-
lich wurde dies beim Euro. Da der Euro
aus gutem Grunde niemals Wahlthema
war, wurde er in den angebotenen Bün-
deln der Wahlprogramme einfach als
Anhängsel eingeschnürt. Die Regierung
hat die massive Kritik der letzten Jah-
re dann immer mit dem Argument ab-
getan, schließlich hätte sie ja das Man-
dat von den Bürgern erhalten. Hat sie
auch – im demokratischen Sinne.

Vielleicht noch schwerwiegender ist die
Tatsache, daß eine stalinistische Kader-
partei wie die PDS mit Hilfe des ach-so-
demokratischen Rechtsstaats wieder
über das Leben der Menschen mit-
entscheidet. Die stalinistische PDS ist
demokratisch legitimiert. Das gleiche
trifft auch für die Parteien am rechten
Rand zu – keine Frage. Wenn der Re-
gierungssprecher die PDS mit der NSDAP
vergleicht, so ist dieser Vergleich nicht
unangebracht. Ehrlich wäre es aller-
dings gewesen, die eigene Partei und
alle anderen Parteien im Bundestag mit
der PDS zu vergleichen. Der Unterschied
wäre nicht signifikant gewesen.

Freiheit ist vor allem auch die Frei-
heit fernzubleiben

Daß der Staat hinter Wählerstimmen her
ist, wie der Teufel hinter den Seelen,
stellt sich bei genauerer Betrachtung

also in einem ganz anderen Licht dar.
Dem Staat, bzw. dessen Repräsentan-
ten geht es keineswegs darum, den Bür-
ger mitentscheiden zu lassen (denn da-
für bedarf es keines Staates, das zeigt
uns die Marktwirtschaft täglich), son-
dern darum, sich selbst alle vier Jahre
die Macht zu verschaffen den Bürger
stillzustellen, damit die Kleptokratie –
wie Roland Baader es so bezeichnend
nannte - das Land in Ruhe ausplün-
dern kann.

Wer Freiheit im liberalen Sinne will,
muß sich irgendwann entscheiden, ob
es ihm genügt über die Farben seiner
Fesseln zu entscheiden, oder ob er nicht
lieber die Fesseln ablegen will. Freiheit
im liberalen Sinne bedeutet vor allem
die Freiheit zu entscheiden, ob und
welcher Form gesellschaftlicher Orga-
nisation man angehören will. Eine Or-
ganisation, die diese Entscheidung erst
gar nicht zuläßt, besitzt keinerlei Recht-
fertigung.

Nicht-Wählen, das Fernbleiben von
staatlichen Entscheidungsprozessen, ist
die einzige Möglichkeit, sich der selbst-
verschuldeten Knechtschaft der Demo-
kratie zu entziehen. Wahlabstinenz ist
der friedliche Weg, den demokratischen
Staat an der Wurzel auszuhebeln.

In der Demokratie dagegen haben sie,
wenige ausgenommen (die sogenann-
ten Drohnen) die Führung in den Hän-
den. Die Gefährlichsten unter ihnen
sprechen und handeln; die andern sit-
zen um die Tribüne herum, summen
und lassen keine andere Meinung zu
Wort kommen. So haben die Drohnen,
wenige ausgenommen, die gesamte
Verwaltung einer solchen Demokratie
in den Händen.

Platon

Libertäre Kampagne 98 (von der-markt-
com): ... Nicht wählen sprengt die Fesseln!

Ken Schoolland: Die Abenteuer des Jonathan Gullible - erscheint im Stefan P. Kopp Verlag, Richard-Sorge-Str. 69 II, 10249 Berlin, FAX: 030 - 98623749
Subskriptionspreis bis 20.08.98 bei Bestellung direkt beim Verlag DM 9,60
Haben Sie schon einmal von einem Land gehört, in dem Erfinder bestraft werden, eine Traummaschine mehr Arbeit verspricht, im Zirkus der Interessenvertretung alle gewinnen, die Alten mit
Brot versorgt werden und trotzdem hungrig bleiben, Beeren verboten werden, weil sie glücklich machen, die Geier menschlicher sind als die Könige und Väterchen Staat nachts auf Raubzug
geht, um zu Weihnachten Geschenke zu verteilen?
Ken Schoollands Buch »Die Abenteuer des Jonathan Gullible« ist ein Lehrstück. In einer Mischung aus Gullivers Reisen und Alices Abenteuer im Wunderland zeigt er uns, wie verdreht und
verwirrt eine Welt ist, in der alle Entscheidungen zu wichtig sind, als daß sie von einzelnen getroffen werden könnten. Auf der Insel Regulos haben die Politiker die Last der Entscheidungen
auf sich genommen und der fürsorgliche Staat achtet darauf, daß es allen gut geht.
In einfachen, kleinen Geschichten, die Jonathan auf der Insel erlebt, wird deutlich, was dann passiert. Das Buch basiert auf einem konsequent freiheitlichen Ansatz, der die unantastbaren
individuellen Rechte des Menschen gegen die Gewalt staatlichen Handelns stellt. Denn der Staat wird seinem Anspruch nicht gerecht: Der Staat sollte dazu dienen, die individuelle Freiheit
zu schützen; statt dessen schränkt er sie immer mehr ein. Der Staat sollte die Übernahme individueller Verantwortung ermöglichen; statt dessen nimmt er sie seinen Bürgern weg und entmündigt
sie. »Die meisten Leute glauben, daß es nicht richtig ist, etwas zu verlangen, zu lügen, zu stehlen oder zu töten. Das macht man einfach nicht - es sei denn, man findet einen Politiker, der
die schmutzige Arbeit tut.«
Schließlich erkennt Jonathan, daß man den großen Worten nicht glauben darf, sondern nur den Taten, daß eine Gesellschaft, die vor allem von politischem Zwang regiert wird, auseinanderfällt
und Regulierungen und Verbote nicht den Bürgern, sondern nur ihren Herren zugute kommen. »Eine freie Gesellschaft zu erreichen, verlangt den Mut zu denken, zu sprechen und zu handeln
- vor allem wenn es einfacher ist, nichts zu tun.«
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ef: Mit welchem Ergebnis für Ihre Par-
tei rechnen Sie bei der Bundestagswahl?

MM: Ganz im Ernst: Meine genaueste
Erwartung lautet ‘zwischen 4,5 und 9
%’. Ich rechne damit, daß die F.D.P. in
der Schlußphase des Wahlkampfes aus
ihrem Umfragekorridor zwischen 5 und
6,5 % ausbricht – nach oben oder nach
unten. Die kleinen Parteien haben es
in diesem Wahlkampf offenbar beson-
ders schwer zwischen den Elefanten.
Wenn es die F.D.P. in der “heißen Pha-
se” ‘rüberbringt, daß sie sich als einzi-
ge für weniger Staat und damit mehr
Freiraum einsetzt, kann sie auch recht
erfolgreich abschneiden. Übrigens: Daß
die anderen Parteien auf immer mehr
staatliche Gängelung setzen, ist vielen
Wählern bekannt – ob man der F.D.P.
das anders-sein zutraut, ist die wahl-
entscheidende Frage.

ef: In der Tat, bei einer fast ununter-
brochenen Regierungspartei, die den
Staatsanteil von knapp einem Drittel,
welchen Erhard damals schon für zu
hoch hielt, auf heute weit über die
Hälfte hiefte. Der schleichende Sozia-
lismus in diesem Lande von einer staat-
lich flankierten Marktwirschaft hin zu
einer marktflankierten Staatswirtschaft
ist ein Werk auch der FDP, oder nicht?

MM: Die Gegenfrage ist natürlich auch
erlaubt, auf wieviel der Staatsanteil von
jetzt 48 % noch gestiegen wäre, wenn
die F.D.P. nicht immer wieder gegen-
halten würde. Wer hat weitere Steuer-
erhöhungen verhindert, wer hat die Li-
beralisierung und Privatisierung im
Telekommunikationsmarkt durchgesetzt?
Richtig ist aber auch: Die F.D.P. hat zu
viel mitgetragen, bevor sie sich seit
Anfang 1996 einer konsequenten Re-
formpolitik verschrieben hat.

ef: Warum engagieren Sie sich politisch?

MM: Damit die Mehr-Staat-Ideologen
nicht unter sich bleiben.

ef: Haben Sie ein Vorbild, was Ihre po-
litische Tätigkeit betrifft?

MM: Ich habe kein Vorbild, bin aber der
Meinung, daß der deutschen Politik
nach dem Ausscheiden von Graf
Lambsdorff ein marktwirtschaftlich den-
kender Ordnungspolitiker fehlen wird.

ef: Wir gehen davon aus, daß Sie ein
libertär orientierter Mensch sind. Wel-
che der folgenden drei Kategorien wür-
den Sie für sich gelten lassen: liberal,
anarchistisch, kapitalistisch? Bitte be-
gründen Sie auch kurz Ihre Antwort.

MM: Ein Liberaler gibt der Freiheit im
Zweifel den Vorrang vor der Ordnung
und der Gleichheit. Für den Anarchi-
sten sind Ordnung und Gleichheit kei-
ne Kategorien für menschliches Mitein-
ander. Da ist mir der Liberale näher.
Die Kategorie kapitalistisch würde ich
gern durch marktwirtschaftlich erset-
zen, damit darunter folgendes verstan-
den werden kann: Ich bin für den frei-
en Wettbewerb in einem staatlich ge-
setzten Rahmen (zur Legitimation
staatlichen Handelns siehe volkswirt-
schaftliche Literatur zur Theorie des
Marktversagens)

ef: “Kapitalistisch” ist im radikal-libe-
ralen Sinne aber auch eine moralische
Kategorie, während “marktwirtschaft-
lich” in meinen Augen ziemlich
technokratisch - und defensiv - wirkt.

MM: Die Schwäche Ihrer „moralischen
Kategorie“ ist, daß Sie beispielsweise
bereit wären, markträumende Preise auf
dem Arbeitsmarkt hinzunehmen, die
unter dem Existenzminimum eines Men-
schen lägen. Suchen Sie sich für die-
sen Zweck eine von Ihnen gewünsch-
te Definition des Existenzminimums
aus, aber (frei ausgehandelter, nicht
wie heute kartellierter) Arbeitslohn muß
Überleben sichern – und das können
Sie im „Kapitalismus pur“ nicht garan-

tieren. Der Marktwirtschaftler unter-
scheidet sich von den Staatsideologen
dadurch, daß er immer die Wirkung der
Marktmechanismen nutzen wird, um zu
möglichst effizienten Ergebnissen zu fin-
den. Das ändert aber nichts daran, daß
es Fälle von Marktversagen gibt, in
denen staatliche Rahmensetzung erfor-
derlich ist und daß es Marktergebnisse
gibt, die aus sozialen Gründen korri-
giert werden müssen. Die Menschen-
rechte, auf deren Universalität wir uns
mit wenigen Unterbrechungen in den
letzten 200 Jahren in Mitteleuropa im-
mer einigen konnten, scheinen sonst
an Ihnen vorübergegangen zu sein.

ef: Sie sprachen von Marktversagen.
In der liberalen Literatur ist mir eine
solche Theorie kaum begegnet. Wie, wo
und wann “versagen” denn Märkte in
Ihren Augen? Könnten Sie drei Beispie-
le benennen?

MM: Versuchen Sie’s mal mit Fritsch/
Wein/Ewers: Marktversagen und Wirt-
schaftspolitik, München 1993. Ein zen-
trales Problem in der Diskussion mit
deutschen Libertären ist Ihre vollstän-
dige Negation aller wissenschaftlichen
Diskussionen, die nach Ihrer eigenen
Definition nicht zur „liberalen Litera-
tur“ zählen. Eine Haltung, die ich übri-
gens bei amerikanischen Libertarians
nicht angetroffen habe und die mir
spannende Gespräche zum Beispiel im
CATO Institute in Washington D.C. be-
schert hat. Wichtige Fälle von Markt-
versagen sind Unteilbarkeiten bei na-
türlichen Monopolen, die vielzitierten
externen Effekte, bei denen Markt-
akteure Kosten verursachen, für die sie
nicht selber aufkommen, sowie asym-
metrische Informationsverteilung wie
beispielsweise auf dem Gesundheits-
markt.

ef: Glauben Sie, daß Helmut Kohl es
trotz allem „gut meint“?

MM: Nein. Ein Politiker, der sich zwi-
schen dem eigenen Machterhalt und der
Durchsetzung von Veränderungen (die

„Damit die Mehr-Staat-Ideologen
nicht unter sich bleiben“

ef spricht mit Martin Matz, Bundesvorstand der F.D.P.



eigentümlich frei 3/1998

Schwerpunktthema/Interview

- 82 -

ef: Mit welchem Ergebnis für Ihre Par-
tei rechnen Sie bei der Bundestagswahl?

HWG: Realistischerweise müssen wir
sogar darum fürchten, für die STATT-
Partei die notwendigen 2.000 Unter-
schriften (zumindest in Bayern) nicht
zu rekrutieren. Sollte uns dies jedoch
gelingen, könnte ich mir durchaus vor-
stellen, daß viele Wähler (vor allem die
bislang unentschlossenen) in der
STATT-Partei eine Alternative sowohl zu
den etablierten Parteien wie auch zu
den auf den Protest und die Wut der
Wähler bauenden Rechts- und Links-
auslegern im heutigen Parteien-

spektrum sehen. Konkret: Zwischen 2
und 5 % ist – je nach Bundesland –
alles möglich.

ef: Warum engagieren Sie sich politisch?

HWG: Beinahe aus Notwehr! Persönlich
seit 26 Jahren selbständig und als Be-
rater vieler klein- und mittelständischen
Unternehmen tätig, beobachte ich seit
vielen Jahren die Verlotterung der poli-
tischen Kultur, die exponentiell steigen-
de Entmündigung der Bürger, die ziel-
sichere Ausmerzung jeglichen elitären
Bewußtseins in Forschung und Bildung,
Wirtschaft und Unternehmertum sowie

die rasend schnell um sich greifende
Resignation gerade unter denjenigen,
die unseren Politikern überhaupt erst
ermöglichen, horrende Pfründe zu ver-
einnahmen (von Verdienst kann hier-
bei sicherlich nicht gesprochen werden)
und den gigantischen Umverteilungs-
mechanismus zu bewerkstelligen, der
jegliche Eigeninitiative lähmt, das Ver-
antwortungsbewußtsein eliminiert und
in eine fronartige Abhängigkeit führt.
Eine politisch neue Landschaft zu ge-
stalten, ist wohl am ehesten durch Selb-
ständige möglich, obgleich diese– an-
ders als beamtete Politiker – nicht da-
für bezahlt werden.

„Beinahe aus Notwehr“

ef spricht mit Hans-Wolff Graf, Bundesvorstand des LFD

Martin Matz geb. 1965 in Bremen, ledig, evangelisch, Kandidat im Wahlkreis Berlin-Mitte/Prenzlauer Berg für die FDP, Bankangestellter,
Mitglied des F.D.P.-Bundesvorstandes, 1996-1998 Landesvorsitzender der FDP Berlin.

Informationen zur FDP im Internet:
http://www.liberale.de

mitunter zu Machtverlust führen) im-
mer für den Machterhalt entscheidet,
kann es nicht “gut meinen”.

ef: Politik bedeutet, auf Kosten ande-
rer eigene Ziele durchzusetzen, oder
nicht?

MM: Es mag die Aufgabe einzelner In-
teressengruppen sein, eigene Ziele auf
Kosten anderer durchzusetzen, die
Aufgabe der Politik sollte es sein, Ein-
zelinteressen mit dem Allgemeinwohl
abzuwägen und zu entscheiden. Hier
könnte die berechtigte Frage gestellt
werden: “Wer definiert Allgemein-
wohl?” Die ist bei uns durch das Grund-
gesetz beantwortet.

ef: Nein, die berechtigte Frage lautet:
Kann “Allgemeinwohl” irgendetwas an-
deres bedeuten, als das Wohl einiger
auf Kosten anderer? Wenn alle das glei-
che “Allgemeinwohl” verfolgen würden,
wozu bedürfte es dann der Politik? Und
wenn verschiedene Menschen ver-
schiedene Vorstellungen vom “Allge-
meinwohl” haben, dann ist es doch
offensichtlich eine Projektion persön-
licher Präferenzen, oder nicht? Warum

benutzen Sie sozialistische Wieselwörter
wie “Allgemeinwohl”?

MM: Ich brauche wohl nicht nochmal
klarzustellen, daß ich eine erhebliche
weitergehende Vorstellung von persön-
licher Freiheit und Begrenzung staatli-
chen Handelns habe als beinahe jeder
im politischen Raum. Wer setzt denn
aber in Ihrer verquasten Ideenwelt die
Interessen künftiger Generationen mit
denen heutiger Wirtschaftssubjekte in
Einklang, wenn die sich miteinander
wunderbar auf Marktergebnisse einigen
können, die aufgrund externer Effekte
die Überlebenschancen der eigenen
Nachkommen oder der Nachkommen
Dritter gen Null gehen lassen? Der Markt
ist die relativ geeignetste Form des In-
teressenausgleichs und des Austausches
zwischen Menschen. Aber er hat Schwä-
chen in technischer Hinsicht (Markt-
versagen) und im sozialen Bereich. Da
muß nachgeholfen werden und die De-
mokratie bietet die besten Voraussetzun-
gen für einen Entscheidungsprozeß, um
den Interessenausgleich in diesen Be-
reichen zu gewährleisten.

ef: Sollte der Staat Demonstrationen von

Neonazis oder deren Wahlteilnahme
verbieten?

MM: Ziemlich theoretische Frage für ein
Magazin, das Politik als Durchsetzung
von Zielen auf Kosten anderer defi-
niert...

ef: Und rein praktisch gesehen?

MM: Hat man die Legitimation gesell-
schaftlicher Entscheidungen in einer
Demokratie nicht nur verstanden, son-
dern auch akzeptiert – und da liegt
wahrscheinlich Ihr Problem – dann ist
es eine logische Folgerung, daß die
demokratischen Institutionen auch ge-
gen Aktivitäten zu ihrer Abschaffung
verteidigt werden dürfen. Ob dazu Ver-
bote von Demonstrationen oder von
Wahlteilnahmen geegnete Mittel sind,
ist eine Frage der Verhältnismäßigkeit
dieser Mittel, die sich in jedem Einzel-
fall erneut stellt.

Das Interview mit Martin Matz führte
André F. Lichtschlag per e-mail.
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ef: Haben Sie ein Vorbild, was Ihre po-
litische Tätigkeit betrifft?

HWG: Zum einen historische:
Solon’sches Gedankengut und
Themistokleische Praktikabilität. Etwas
moderner: Theodor Heuss, Ludwig Er-
hard und Ralf Dahrendorf sowie Hel-
mut Schmidt (abgesehen von seiner
Blasiertheit). Vor allem den drei Erst-
genannten unterstelle ich ethische
Sauberkeit und eine parteipolitische
Kompromißlosigkeit. Sie sahen sich vor-
nehmlich in der politischen Verantwor-
tung (und dies mit hohem Sachver-
stand), zeigten Herz und Geist gleicher-
maßen und sahen ihre Aufgabe als
Politiker nicht vornehmlich darin, ihre
Stellung auszunutzen, ihrer Egomanie
zu frönen und abzusahnen, soweit dies
irgend möglich ist. Alle vier hatten ein
lebendiges Verständnis für die volkswirt-
schaftliche Bedeutung des Mittelstan-
des, freiheitlicher Selbständigkeit und
eine auch in die Zukunft gerichtete
Sicht der Entscheidungen, vor denen
sie jeweils standen.

ef: Wir gehen davon aus, daß Sie ein
libertär orientierter Mensch sind. Wel-
che der folgenden drei Kategorien wür-
den Sie für sich gelten lassen: liberal,
anarchistisch, kapitalistisch? Bitte be-
gründen Sie auch kurz Ihre Antwort.

HWG: Libertas ist tatsächlich für mich
eine Art “Lebensfackel”. Macht ist wich-
tig, ja geradezu unabdingbar. Wird die-
se jedoch als Zwang mißbraucht und/
oder korruptiv eingesetzt, muß sie mit
allen Mitteln bekämpft werden. Von
Freiheit jedoch nur zu reden und sie
einzufordern, ohne sich darüber klar zu
sein, welch eminenter (und ständiger)
Einsatz für ihren Erhalt notwendig ist
(Freiheit und Verantwortung sind für
mich “siamesische Zwillinge”), wird zu
ihrem Totengräber. Bzgl. Liberal, anar-
chistisch, kapitalistisch:
liberal bis zur Radikalität (radix – die
Wurzel),
anarchistisch – weder im heutigen Sin-
ne des Wortes noch im ursprünglichen
Sinne von wertefreier Nichtordnung,
wenngleich viele meiner Ideen von
Außenstehenden (die zu faul sind, dar-
über nachzudenken) als “geradezu an-
archistisch” apostrophiert werden (sie-
he unser Steuer-, Wirtschafts- und
Sozialkonzept).
kapitalistisch: ja insoweit, als ich der
festen Überzeugung bin, daß im Lebens-
dreieck (bestehend aus Körper, Geist
und Seele) der Menschen das Materiel-

le (und die Sorgfalt jedes Einzelnen,
sich um seine materielle Sicherheit
selbst zu bemühen) eine sehr wichtige
Rolle spielt. Allerdings mit der Ein-
schränkung, daß diese kapitalistische
Sicherstellung der eigenen Zukunft und
der der Familie insoweit ihre Grenzen
haben sollte, als alles, was über die
Befriedigung der persönlichen Bedürf-
nisse hinausgeht, sinnvoll dafür ein-
gesetzt werden sollte, denjenigen zu
helfen, die dazu tatsächlich nicht im-
stande sind. Zu diesem Zwecke werden
u.a. unsere beiden Vereine (Deutscher
Bundesverband für Steuer-, Finanz- und
Sozialpolitik e.V. wie auch der Anthropos
e.V. – Für die Kinder dieser Welt) un-
terhalten. Eben dazu sollten sich die-
jenigen, die dazu in der Lage sind, aus
einer sauberen Sichtweise von Kapita-
lismus bereit finden – nicht nur aus
benevolenter Nächstenliebe, sondern
aus der klaren Einsicht, daß ich mein
Lebensumfeld nur dann genießen
kann, wenn ich zu dessen Prosperität
auch persönlich bereit bin beizutragen.
Dies kann jedoch nicht vornehmlich
oder ausschließlich Aufgabe des – vor-
geblichen – Sozialstaates sein, vielmehr
muß sich darin das Maß der Bildung
und Ethik einer Gesellschaft widerspie-
geln. Genau dem wurden die Bürger der
westeuropäischen Wohlstandsgesell-
schaften jedoch mehr und mehr ent-
hoben und entrückt – durch einen
Beamtenmoloch, der sich anmaßt und
erdreistet, seine Bürger zu entmündi-
gen (pardon: zu “entlasten”), zum ei-
genen Nutzen und Frommen eine Be-
amten- und Gesetzesdiktatur errichtet
hat und damit an primitivste Verhaltens-
muster appelliert: “Wenn meine Aufga-
ben von dritter Seite erledigt werden,
warum soll ich mich dann selbst darum
kümmern”? Dies führt zu der Einstel-
lung, für die Sicherheit und das Wohl-
ergehen habe der Staat zu sorgen und
die Aufgabe des Einzelnen liege eigent-
lich nur noch darin, seine persönlichen
Chancen zur Mehrung seines eigenen
Wohlstandes so eigennützig wie mög-
lich zu nutzen. Dem bundesdeutschen
Parteienstaat ist es gelungen, die Be-
griffe Freiheit und Verantwortung/   Ver-
antwortlichkeit hermetisch voneinan-
der zu trennen und abzuriegeln – eine
beinahe faustische Methode, die Men-
schen in Abhängigkeit, Egoismus und
eine geradezu asoziale Einstellung ge-
genüber ihrem Umfeld zu führen. Das
Sprichwort “Jeder ist seines Glückes
Schmied” – als Chance begriffen – wurde
in sein perverses Gegenteil verkehrt:
“Jeder nimmt sich, was er nur kriegen

kann, kümmert sich nicht mehr um
seinen Nächsten und brüllt nur dann,
wenn seine Privilegien beschnitten
werden”. Dies hat zum Pseudo-Sozial-
staat westeuropäischer (wie auch ehe-
mals osteuropäischer) Couleur geführt
und findet seine Fortsetzung in der
sogenannten “Entwicklungshilfe” (sie-
he meine Bücher “UNSERE WELT” – eine
sozial- und wirtschaftspolitische Studie
über 186 Länder der Welt, 1992, sowie
“Korruption – Die Entschlüsselung ei-
nes universellen Phänomens”, 1995).
Auf den spitzesten Punkt bringt diese
Problematik Roland Baader (“Fauler
Zauber”,1998).

ef: Glauben Sie, daß Helmut Kohl es
trotz allem „gut meint“?

HWG: Ein klares Nein. Herr Kohl ist
meilenweit von jedem demokratischen
Selbstverständnis entfernt. Er hat –
dies zieht sich wie einer roter Faden
durch seine gesamte politische Karrie-
re – den Parteienstaat als ideale
Planche entdeckt, seine Minderwertig-
keitskomplexe und sein (daraus erwach-
senes) zwanghaftes Machtbedürfnis
auszuleben. Er hat nie gelernt, zwi-
schen Macht und Zwang zu unterschei-
den und sich – was viele Bundesbürger
angesichts seiner nur allzu oft zur
Schau getragenen Biederkeit gar nicht
zu glauben vermögen – auch materiell
in dieser Zeit reichlich und völlig be-
denkenlos bedient. Daß dies die Her-
ren Strauß, Lambsdorff, Genscher,
Lafontaine, Engholm und Legionen
anderer Politiker (aller Parteien) auch
– nach bestem Wissen und ohne Ge-
wissen – getan haben und tun, ent-
schuldigt den Herrn aus Oggersheim in
keiner Weise. Gut meint es Herr Kohl
allenfalls mit sich selbst und denen,
die ihm als Steigbügelhalter genehm
sind.

ef: Politik bedeutet, auf Kosten ande-
rer eigene Ziele durchzusetzen, oder
nicht?

HWG: Ich halte Sätze wie “Politik ist
die Kunst des Möglichen” für ausgespro-
chen dummes Geschwätz und (allen-
falls) eine billige Ausrede für verant-
wortungsloses politisches Handeln, die
“Rechtfertigung” dafür, Bedenken und
Einwände (vor allem von Minderheiten)
aus dem Wege zu räumen, um sich im
Applaus der davon profitierenden Mehr-
heit zu räkeln und zu aalen. Politik
bedeutet für mich Problemlösungen, kla-
res, verantwortungsbewußtes Eintreten
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für notwendige Änderungen, ein visio-
näres Denkfühlen und einen hohen per-
sönlichen Einsatz – unter bewußtem
Verzicht darauf, nach eigenen Vortei-
len zu schielen. So lange sich Politiker
ihre Meinung von der Parteizentrale
abholen, anstatt sich mit den jeweils
anstehenden Problemen inhaltlich in-
tensiv auseinanderzusetzen (unter Ein-
schaltung von wirklichen Fachleuten),
verkommt Politik immer mehr zu einer
Konglomerierung von Mehrheiten (was
mit Demokratie primär überhaupt nichts
zu tun hat), die vornehmlich bis aus-
schließlich nach eigenen Vorteilen
schielen, statt Probleme kongenial und
holistisch zu erfassen und dafür Lösun-
gen zu erarbeiten suchen. Daß politi-
sche Entscheidungen beileibe nicht
immer allen davon Betroffenen nur
Vorteile bringen, ist eine Binsenweis-
heit. Wenn ich politische Entscheidun-
gen jedoch unabhängig von individu-
ellen Meinungen derer, die davon ent-
weder profitieren oder darunter leiden
werden, fälle, indem ich alle davon
betroffenen Auswirkungen in die
Grundlage meiner Entscheidung mit ein-
beziehe – wie dies Unternehmer (streng
zu unterscheiden von den Vorsitzenden
von Unternehmungen) gesamt-
verantwortlich jeden Tag tun müssen –
, handele ich weitsichtig und korrekt.
Hierzu wäre aber zuvorderst nötig, daß

wir wieder lernten, unsere Sprache se-
mantisch sauber zu sortieren. Wer Ethik
und Moral – letzteres ist zumeist nur
ein Mangel an Gelegenheit – meint, syn-
onym verwenden zu können, kann sei-
ner politischen Verantwortung per se
nicht nachkommen.

ef: Sollte der Staat Demonstrationen
von Neonazis oder deren Wahlteilnahme
verbieten?

HWG: Hierzu habe ich eine beinahe
anarchistische Meinung: Selbstverständ-
lich sollte man jedem und allen Grup-
pen erlauben, eigene Meinungen kund-
zutun. Zum einen schafft dies Klarheit
darüber, wo jeder einzelne steht, zum
anderen bietet es allen anderen die
Möglichkeit, sich allumfassend zu in-
formieren (nur dadurch kommt man ja
auch Irrtümern und zuhauf verbreite-
ten Desinformationen und Pseudo-
wissen auf die Spur). Insbesondere aber
zieht man durch eine derart konsequen-
te liberale Möglichkeit der Meinungs-
äußerung den Schleier des Besonderen
von vielem, was ansonsten im Unter-
grund gärt und schmort. Eine interes-
sante Analogie: Das älteste und größte
“Lebewesen” auf dieser Welt ist etwas
4,5 qkm groß und geschätzte 35.000
Jahre alt – ein Pilz, der sich in den
Wäldern des Mittleren Westens der USA

im Laufe dieser Jahrtausende gemüt-
lich (und unentdeckt) fortentwickelt
hat. Zusätzliche Anmerkung hierzu: Ich
gehöre als 48-Jähriger einer Generati-
on an, die seit frühester Jugend “ge-
lernt” hat, mit einer Schuld und Scham
zu leben für eine Zeit (und deren Ge-
schehnisse), von der wir immer nur in
Negativismen und einseitig zugeschrie-
benen Schuldvorwürfen gehört haben.
Dankenswerterweise wurden vor drei
Jahren die Archive in Washington und
weiteren Hauptstädten der Siegermäch-
te geöffnet, was zu erstaunlichen Er-
kenntnissen zu führen beginnt. Ich
persönlich beginne mich zu fragen, ob
die geschichtlichen Verbrechen durch
die kriecherische Haltung einer
Politikergeneration, wie sie Herr Kohl
verkörpert, nicht ebenso schwer wie-
gen wie die früheren und heutigen
Genozide, die korrupte Finanzierung
dieser Unmenschlichkeiten durch die
Großkonzerne sowie die hemmungslos
ausgelebten Machtgelüste weltlicher
und kirchlicher Vereinigungen.

Das Interview mit Hans-Wolff Graf führte
André F. Lichtschlag per e-mail.

„Politik ist widerwärtig, menschenverachtend,
oberflächlich und brutal, deshalb muß eine
Partei diese Eigenschaften verinnerlichen“

ef spricht mit Karl Nagel, Bundesvorsitzender der APPD

Hans-Wolff Graf, geb. 1950 in München, seit 1974 tätig als Unternehmensberater und Seminarleiter in den Bereichen Psychologie,
Philosophie, Kreativität, Rhetorik und Gruppendynamik, 1985 Gründung der „Erste Finanz- und Vermögensberater Aktiengesellschaft
in Deutschland (efv-AG)“, Alleinaktionär und Vorstandsvorsitzender, 1986 Gründung der „M&M Medien und Marketing Agentur
GmbH“, 1987 Gründung des „Anthropos e.V. - für die Kinder dieser Welt“, 1989 Gründung der „pAS - private Akademie für die
Selbständigkeit GmbH“, seit 1995 Herausgeber und Verleger des „zeitreport“, der Zeitschrift des Deutschen Bundesverbandes für
Steuer-, Finanz- und Sozialpolitik (DBSFS), seit 1995 Mitbegründer und stellv. Vorsitzender des LFD – Liberales Forum Deutschland,
Publikationen: “Schau Dir selbst beim Denken zu” (1986), “Das Koordinatensystem von Freude und Leid” (1986), “Spielregeln” (1990),
“Korruption – Die Entschlüsselung eines universellen Phänomens” (1995), “Die Seelenkönigin” (1997)

ef: Mit welchem Ergebnis für Ihre Par-
tei rechnen Sie bei der Bundestagswahl?

KN: Das hängt davon ab, in wievielen
Bundesländern wir die Zulassung schaf-
fen. Und das wiederum hängt davon
ab, wieviele Unterschriften wir für die-

se Zulassung in den nächsten Wochen
sammeln können.

ef: Warum engagieren Sie sich politisch?

KN: Weil ich keine Lust habe, immer
nur Zuschauer zu sein. Jetzt will end-

lich einmal ICH den Inhalt des Fern-
sehprogramms bestimmen und dabei
beweisen, wie leicht es ist, die ganzen
Gewinnertypen zum Kotzen zu bringen.
Dazu gehören übrigens auch die Gur-
ken mit dem „politischen Bewußtsein“,
die glauben, die Welt wäre ein Para-

Informationen zum LFD im Internet:
http://www.efv-ag.de/lfd.htm
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dies, wenn sich nur alle Menschen so
verhalten würden wie sie selbst.

ef: Haben Sie ein Vorbild, was Ihre po-
litische Tätigkeit betrifft?

KN: Nein. Oder vielleicht Alice Cooper
in seinen besten Zeiten.

ef: Wir gehen davon aus, daß Sie ein
libertär orientierter Mensch sind. Wel-
che der folgenden drei Kategorien wür-
den Sie für sich gelten lassen: liberal,
anarchistisch, kapitalistisch? Bitte be-
gründen Sie auch kurz Ihre Antwort.

KN: Nichts davon und alles zugleich.
Liberal ist man, wenn man so abends
im Bett über die Ungerechtigkeit der
Welt nachdenkt. Kapitalistisch, wenn
man irgendwie die Miete zusammen-
kriegen muß und anarchistisch, wenn
einem irgendwelche Klugscheißer mit
ihrer Polit-Moralsülze zu einem be-
stimmten Verhalten veranlassen wollen.
Und manchmal sicher auch faschistoid
und rassistisch, weil einem gerade ir-
gendwelche Idioten auf die Nerven ge-
hen. Scheiß auf diese Einordnungen.
Im Endeffekt will ich einfach als
Mensch meine Entscheidungen für mich
selbst treffen, ohne unfehlbarer Engel
sein zu müssen.

ef: Glauben Sie, daß Helmut Kohl es
trotz allem „gut meint“?

KN: Durchaus möglich - fragt sich nur
für wen! Ist mir ansonsten aber scheiß-
egal, weil es einfach mal an der Zeit
ist, daß WIR es gut mit UNS meinen!

ef: Warum an der Stelle so kollektivi-
stisch? WIR mit UNS? Nicht ICH mit MIR?

KN: Es gilt beides: Da wir hier nun mal
als Gruppe oder eben auch als mächti-
ge und gewissenlose politische Partei
antreten, spreche ich natürlich nicht
nur für mich. Das wird man auch schon
bald merken, wenn das Schattenkabi-
nett der APPD der Öffentlichkeit vorge-
stellt wird. Andererseits würde NIEMAND
von uns da mitmachen, wenn es um
„die Menschheit“, „Die Gesellschaft“

oder gar „die Linke“ (urks!) ginge. Wir
machen das, weil jeder von uns ganz
persönlich einen Höllenspass daran hat,
mal eine ganz eigene, aber durchaus
wirksame Form von Anti-Politik lustvoll
auszuleben.

ef: Politik bedeutet, auf Kosten ande-
rer eigene Ziele durchzusetzen, oder
nicht?

KN: Aber ja doch! Politik ist widerwär-
tig, menschenverachtend, oberflächlich
und brutal, und deshalb MUSS eine Partei
diese Eigenschaften verinnerlichen. Die
APPD ist eine Partei, also benimmt sie
sich auch so. Wer von uns fordert, als
Partei eine Alternative zu anderen Par-
teien sein zu müssen, hat den grund-
sätzlichen Charakter von Politik in die-
ser Gesellschaft nicht begriffen. Schei-
ße mit menschlichem Antlitz - ohne
uns! Diese Alibinummer überlassen wir
Schlingensief!

ef: Sollte der Staat Demonstrationen
von Neonazis oder deren Wahlteilnahme
verbieten?

KN: Ist uns herzlich egal. Nicht nur
Demonstrationen von Nazis, sondern
die ganze uns umgebende Realität ist
eine einzige perverse Nummer. Wir wer-
den den Teufel tun und Rezepte ent-
wickeln, wie man einzelne Probleme
innerhalb dieses Irrsinn löst. Dazu sind
PDS und GRÜNE da. Da treten wir doch
lieber gleich volle Pulle aufs Wahnsinns-
Gaspedal!

ef: Nach Medienberichten haben Sie die
Chaos-Tage in Hannover organisiert.
Stehen Sie auf Gewalt?

KN: Na klar! Kung-Fu, Splatter- und
andere Metzelfilme sind doch was Schö-
nes! Zumal das ganze nur virtuell statt-
findet, bei Bier, Chips und Kerzen-
schein. Reales Blut ist aber nicht so
schön, weil man da nicht einfach den
Fernseher ausschalten kann. Deshalb
versteht sich die APPD ja auch als „le-
galen Arm der Chaos-Tage“. Wir wollen
keine militärische, sondern politische
Lösung des „Chaos-Tage-Problems“. Also
Chaos-Tage weg von der realen Gewalt
hin zu APPD-Bundestagsdebatten, über-
steigerten Medienwahnsinn und tollen
Wahlkampfwerbespots. Die werden sich
noch alle die Chaos-Tage zurückwün-
schen!
ef: Glauben Sie nicht, daß es APPD-

Anhänger gibt, die den  antipolitischen
Anspruch nicht verstehen und das gan-
ze für eine Politikveranstaltung halten?

KN: Mit Sicherheit! Aber das ist ja ge-
rade das Rezept der APPD: Wer partout
einen politischen Hoffnungsträger
braucht, wird ihn in uns finden und
wir werden diese Rolle bis zum Exzess
überzeichnen. Schließlich sind wird ja
eine PARTEI! Auf der anderen Seite
geben wir allen die Chance, an unse-
rer Sabotage mitzubasteln. Wir wollen
ja eigentlich niemanden verarschen,
aber wer es partout braucht, wird von
uns eben mit dieser Rolle bedacht. Alle
haben es selbst in der Hand.

ef: Wie wird die (vermeintliche) Zusam-
menarbeit mit Schlingensief konkret
aussehen?

KN: Nun, wir werden erreichen, daß sein
Image während des Wahlkampfes un-
trennbar mit der APPD verbunden sein
wird. Und wir wiederum werden den
besten Rückverdummungsminister aller
Zeiten haben, der uns die ganzen
Kulturschwätzer vom Leib hält, während
wir die Straßenpartys machen. Diese
nicht immer ganz freiwillige Kombina-
tion wird den Medien manche Nuß zu
knacken geben, und Schlingensief
kann das dann als Chance begreifen
oder eine korrekte Distanzierungsarie
starten. Wie auch immer: Das wird ein
Spaß!

ef: APPD-Mitglieder firmieren in Anleh-
nung an rechte Kameraden und linke
Genossen als „Kamernossen“. Wieviele
linke Gutmenschen haben sich eigent-
lich über diese Äquidistanz schon auf-
geregt?

KN: Bisher kein einziger. Ist aber auch
ein wirklich harmloses Wortspiel. Da
reagieren sie sonst weitaus aggressi-
ver auf unseren Arbeitsbegriff, auf SS-
Siggi und unsere Frakturschrift. Die
glauben immer, sie müßten die ganze
Zivilisation und die armen, angeblich
so blöden Ausländer vor uns schützen.
Wie war das noch? „Der größte Feind
des Guten ist das Gutgemeinte!“

Das Interview mit Karl Nagel  führte
André F. Lichtschlag per e-mail.

Informationen zur APPD im Internet:
http://www.appd.de

Karl Nagel, bürgerlicher Name: Peter Altenburg, 37, Verteran der Punkszene in Deutschland, Bundesvorsitzender der APPD.
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ef: Mit welchem Ergebnis für Ihre Par-
tei rechnen Sie bei der Bundestagswahl?

KB: 2,8 %. Bei der Hessischen Land-
tagswahl am 7. Februar 1999 und der
Europa-Wahl im Juni 1999 überspringen
wir dann hoffentlich die 5 %-Hürde.

ef: Warum engagieren Sie sich politisch?

KB: Um das Politische drastisch zu re-
duzieren, will sagen, um den Mißbrauch
des Gewaltmonopols Staat für über den
Eigentumsschutz (im weitesten Sinne)
hinausgehende Zwecke und Gruppen-
interessen einzudämmen.

ef: Haben Sie ein Vorbild, was Ihre po-
litische Tätigkeit betrifft?

KB: Nicht wirklich, da ich mich mit
Berufspolitikern nicht identifizieren
kann. Andererseits muß es auch Leute
geben, die sich hauptberuflich darum
kümmern, daß der Staat und der
(schleichende) Sozialismus nicht aus-
wuchern. Wir vom Bund Freier Bürger
verstehen uns in der Tradition Ludwig
Erhards und Thomas Dehlers stehend.
Unmittelbar für meine politische Tätig-
keit war und ist das politische Engage-
ment des Münchener Rechtsanwalts und
Stadtrats Manfred Brunner vorbildlich.
Ich halte ihn für eine außerordentlich
bedeutende Persönlichkeit in unserer
an herausragenden politischen Köpfen
armen Zeit.

ef: Wir gehen davon aus, daß Sie ein
libertär orientierter Mensch sind. Wel-
che der folgenden drei Kategorien wür-
den Sie für sich gelten lassen: liberal,
anarchistisch, kapitalistisch? Bitte be-
gründen Sie auch kurz Ihre Antwort.

KB: Liberal, zu deutsch: freiheitlich.
Alles, was dazu zu sagen ist, hat F.A.
von Hayek unter der Überschrift
“Konservatismus und Liberalismus” im
Nachwort zur “Verfassung der Freiheit”
gesagt. Den Begriff Anarchismus leh-
ne ich ab, da Anarchie als ideologische
Zielvorstellung nur mit Gewalt durch-
gesetzt werden kann oder aber Gewalt
mit sich bringt. Der Begriff ist absurd.
Dagegen gefällt mir sehr gut der mei-

nes Wissens von Roland Baader gepräg-
te Begriff “Minarchie”. Ich plädiere für
einen schlanken aber starken Staat.
Auch den Begriff Kapitalismus versu-
che ich zu vermeiden, weil er mir schon
vom Wort her zu einseitig und veren-
gend erscheint. Insbesondere seit mei-
ner Beschäftigung mit der Frei-
wirtschaftsschule (Silvio Gesell), deren
Lösungsvorschläge ich zwar ebenfalls
ablehne, deren Analyse etwa der ge-
fährlich zunehmenden Verselbständi-
gung des monetären Sektors aber sehr
aufschlußreich ist, ist mir das Wort Ka-
pitalismus suspekt. Ich bevorzuge das
Wort Marktwirtschaft.

ef: “Kapitalistisch” ist im radikal-libe-
ralen Sinne aber auch eine moralische
Kategorie, während “marktwirtschaft-
lich” in meinen Augen ziemlich
technokratisch - und defensiv - wirkt.

KB: Sich selbst “Kapitalist” zu nennen
ist als Provokation ganz hübsch. Das
Wort muß sich aber selbst erklären, und
daß “kapitalistisch” auch eine morali-
sche Kategorie ist bedarf der Erklärung,
da “Kapital” nun einmal landläufig
schlicht mit Geld gleichgesetzt wird. Das
Wort “kapitalistisch” wird daher nicht
aus sich selbst heraus, sondern allen-
falls aus seinem Gegensatz zu “soziali-
stisch” als moralische Kategorie emp-
funden. Das bessere Gegenwort zu “so-
zialistisch” ist daher das von mir be-
vorzugte Adjektiv “freiheitlich” bzw. “li-
beral”.

ef: Glauben Sie, daß Helmut Kohl es
trotz allem „gut meint“?

KB: Jein. Im Hinblick auf seine soziali-
stische Europapolitik und seine histori-
schen Visionen glaube ich, daß er sub-
jektiv in der Vorstellung handelt, eine
moralische Mission zu erfüllen. Aber es
gibt immer mehr Punkte, bei denen er
offensichtlich böswillig und unredlich
handelt. Ein krasses Beispiel ist seine
mit einer Lüge vertuschte Staatshehlerei
mit dem von den Kommunisten nach
1945 in der SBZ und DDR enteigneten
Grundbesitz, Industrie- und Gewerbe-
vermögen.

ef: Politik bedeutet, auf Kosten ande-
rer eigene Ziele durchzusetzen, oder
nicht?

KB: Für mich bedeutet es das nicht.
Das ist einer der Gründe, warum wir
vom Bund Freier Bürger die Einführung
des Mehrheitswahlrechts fordern, wie
es in England und Amerika geübt wird,
denn das Verhältniswahlrecht führt zu
Klientelparteien.

ef: Sollte der Staat Demonstrationen
von Neonazis oder deren Wahlteilnahme
verbieten?

KB: Nur wenn die jeweilige Gruppe oder
Partei vom Bundesverfassungsgericht
wegen Verfassungsfeindlichkeit verbo-
ten wurde oder, bei Demonstrationen,
aus echten Sicherheitsgründen, nicht
aber aus “gesinnungspolizeilichen”
Gründen.

ef: Die deutsche “Spezialität” der
Parteienverbote befürworten Sie also
grundsätzlich. Ist das liberal? Und wie
stehen Sie zur Institution Verfassungs-
schutz?

KB: Weder die Spezialität der Partei-
verbote noch die Institution des Ver-
fassungsschutzes möchte ich grundsätz-
lich verteidigen, zumal beide Instrumen-
te dazu prädistiniert sind, von einer
Parteienoligarchie mißbraucht zu wer-
den. Die Problematik ist aber zu kom-
plex, als daß ich eine grundsätzliche
Ablehnung der genannten Institutionen
verantwortungsethisch für vertretbar
hielte. Z.B. müssen auch die unter-
schiedlichen Gegebenheiten des Ver-
hältnis- und des Mehrheitswahlrechtes
berücksichtigt werden. Daher antworte
ich: Liberal ist es, den Einfluß der Poli-
tik auf die Lebensgestaltung der Men-
schen so weit (verfassungsmäßig) zu
begrenzen, daß sich die Frage der Ver-
fassungswidrigkeit politischen Handelns
kaum noch stellt.

Das Interview mit Kristof Berking führte
André F. Lichtschlag per e-mail.

„Um das Politische drastisch
zu reduzieren“

ef spricht mit Kristof Berking, Bundesvorstand des BfB

Informationen zum BfB im Internet:
http://www.bfb-offensive.de

Kristof Berking, 33, Jurist, Journalist, Autor von sechs Dokumentarfilmen über Ostpreußen. Landesvorsitzender und Bundestags-
Spitzenkandidat des Bundes Freier Bürger in Hamburg.
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In ef Nr. 1 schrieb Roland Baader über
die Vereinbarkeit – ja sogar enge Verwandt-
schaft - des christlichen Glaubens mit dem
strikten Liberalismus. In ef Nr. 2 wider-
sprach Michael Kastner dieser These ve-
hement. In der heutigen Ausgabe gibt ef
Roland Baader die Gelegenheit zu einer
Duplik.

Michael Kastner macht seine Kritik an
Bibel und Christentum hauptsächlich an
den Jesus-Worten zum ’Reichtum’ fest.
Damit befindet er sich innerhalb des
Libertarianism leider in großer Gesell-
schaft. Und dennoch führt gerade die-
se Spur vollständig in die Irre. Man muß
sich vor Augen führen, daß es zur Zeit
und am Ort des Wirkens Jesu keine
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung
gab, die auch nur annähernd die Be-
zeichnung ’Marktwirtschaft’ hätte bean-
spruchen können. Das heißt: Es gab
keine Möglichkeit, auf friedlichem und
zivilem Wege wohlhabend oder gar reich
zu werden, Zwar kannten die Noma-
den-, Hirten- und Subsistenzwirt-
schaften jener Zeit und jener Gegend
bereits bescheidene Formen des Han-
dels und des Tausches, aber auch da-
mit konnte man keine Reichtümer er-
werben, schon gar nicht unter den
Augen und unter der Fuchtel der römi-
schen (oder romhörigen) Stadthalter,
Steuereintreiber und Zöllner. Wer zur
Zeit und besonders im territorialen
Lebensumfeld Jesu ”reich” war (Palä-
stina war zur Zeit Christi politisch ein
römisches Klientelgebiet), konnte dies
ausschließlich vermittels hoheitlicher
Ausbeutung und Unterdrückung gewor-
den sein. Reichtum war ausnahmslos
das Privileg einer kleinen Feudalkaste.
Es hat - das sollte man nicht verges-
sen - noch fast weitere zweitausend
Jahre gedauert, bis Herr Jedermann auf

friedliche Weise und durch persönliche
Leistung reich (oder wenigstens wohl-
habend ) werden konnte.
Deshalb zeugt die Antwort des Herrn
auf die (als raffinierte und gefährliche
Falle gestellte) Frage nach der Berech-
tigung der Steuerzahlungen an den
Kaiser nicht nur von diplomatischem
Geschick, sondern auch vom revolutio-
nären Gehalt der christlichen Lehre.
Der Kirchengeschichtler Kurt Nowak
spricht in diesem Zusammenhang von
der ”eschatologischen Relativierung der
politischen Herrschaft durch das Ein-
brechen der Gottesherrschaft.” Das
Kaiser-Beispiel ist also gerade nicht Aus-
druck eines beklagenswerten Etatismus
(eine Vorstellung vom ’Staat’ im neu-
zeitlichen Sinne war damals ohnehin
nicht existent), sondern steht als Be-
leg für eine tiefgreifende Revolte. Dem
Kaiser als sakrosankter Herrschergestalt
wird hier nämlich Gott als Gegenpart
gegenübergestellt. Außerdem wäre da-
mals, fast zweitausend Jahre vor der
Überwindung des Feudalismus und der
Monarchie, ein Satz wie ”Gebt dem
Kaiser nichts, weil alles euch selber
gehört”, überhaupt nicht verstanden
worden; niemand hätte mit einem der-
artigen Utopismus etwas anfangen kön-
nen. Jesus hätte bei einer solchen -
weit mehr als eineinhalb Jahrtausende
vor John Locke gegebenen Antwort -
genausogut Chinesisch reden können.
Auch die anderen Beispiele, die sich
um den Begriff ’Reichtum’ und ’Reiche’
ranken, taugen nicht als Beleg für die
vermeintliche Reichtumsfeindlichkeit
der Bibel, denn stets sind sie (vom ”rei-
chen Jüngling” bis zur Gemahnung
”Sorget euch nicht...” an die Jünger)
nur auf die unmittelbare Nachfolge Jesu
gerichtet und dienen im übrigen nur
der Warnung vor der maßlosen Über-
schätzung irdischer Reichtümer über die
ewigen Schätze des Glaubensreichtums.

Will man also der Frage nachgehen, ob
das Christentum in seinen biblischen
Quellen tatsächlich ”illiberal, lebens-
feindlich und zutiefst antikapitalistisch”
sei - wie Michael Kastner schreibt -, so

muß man eine ander Spur aufnehmen
und sich den beiden Haupt- und Schlüs-
selbegriffen des Liberalismus zuwen-
den: dem Eigentum und dem Vertrag.
Nehmen wir uns unter diesem Aspekt
einmal die Zehn Gebote – oder jeden-
falls den überwiegenden Teil dieser
Gebote - vor (Nummernangaben nach
katholischer Festlegung): (Vgl. John
Dyke, s. Anmerkung):
Das 6. Gebot ’Du sollst nicht töten’ ist
das in Verbotsform gefaßte Spiegelbild
des John Locke’schen ’Unveräußerlichen
Rechts auf Leben”. Es ist die kompri-
mierte Form eines weitergefaßten Sinn-
gehalts, nämlich des Verbots, jeman-
den zu verletzen, jemandem Gewalt
anzutun oder ungerechtem Zwang aus-
zusetzen (sei es durch Individuen, durch
Gruppen oder durch das Gesamt-Kollek-
tiv). Das 7. Gebot ’Du sollst nicht ehe-
brechen’ gemahnt daran (wie auch das
neunte), daß Verträge gehalten werden
müssen. ”Die historische Verknüpfung
zwischen dem biblischen Gedanken bin-
dender Versprechen und der westlichen
Idee bindender Verträge”, schreibt Gary
North, ”ist offensichtlich genug.”
(s.Anmerkung) Das 8. Gebot ’Du sollst
nicht stehlen’ spiegelt das Recht auf
unantastbares Privateigentum. Es ver-
bietet - in breiterer Ausführung - alles,
was unseren eigenen materiellen Be-
sitz (oder den unserer Nachbarn) in ir-
gendeiner Weise beeinträchtigen wür-
de. Dieser Schluß ist zwingend, denn
etwas, das niemandem gehört, kann
auch nicht gestohlen werden. Das 9.
Gebot verbietet das Lügen. Die Grund-
idee des freien Marktes impliziert die
Annahme, daß die am freien Tausch
beteiligten Partner sich nicht gegen-
seitig betrügen. Das, was der Liberalis-
mus ’Harmonie der Interessen’ in einer
freien Ordnung nennt, hängt wesent-
lich von der freiwilligen Befolgung die-
sen Gebotes ab. Das 10. Gebot ’Du sollst
nicht begehren...” bedeutet, daß es
bereits eine schwere Verfehlung ist,
darüber nachzudenken, wie man An-
deren etwas wegnehmen könnte. Das
Gebot ist eine Art Zusammenfassung der
Gebote 6 bis 9 und gibt ihnen ein zu-

Der Dekalog als Verfassung der
Freiheit

von Roland Baader
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sätzliches Gewicht im Sinne der Unan-
tastbarkeit der Person und ihres Eigen-
tums. Dieses Neidverbot gilt natürlich
nicht nur für den Einzelnen, sondern
auch für Gruppen oder Regierungen.
Das ’nor harm’-Prinzip des strikten Libe-
ralismus finden wir schließlich in einer
nochmaligen Komprimierung aller zehn
Gebote (außer dem ersten), nämlich im
zweiten Gebot: ’Du sollst deinen Näch-
sten lieben wie dich selbst’. Viele An-
feindungen hätte sich dieses Gebot er-
spart, hätten die Übersetzer der Urschrift
statt der ’Liebe’ das (wahrscheinlich zu-
lässige) Wort ’Achtung’ gewählt. Welcher
Liberale oder Libertäre würde nicht den
Inhalt des Gebots unterschreiben, daß
man dem Nachbarn helfen solle (per-
sönlich helfen solle), wenn er in Not
gerät, sowie (auch und vor allem) daß
man ihn achten soll wie man sich selbst
achtet (was einschließt, daß wir das, was
wir für uns selber vielleicht am meisten
schätzen, nämlich in Freiheit, unsere
eigenen Ziele verfolgen zu können, auch
dem Nachbarn wünschen und gewähren
müssen).
Auch das 5. Gebot ’Du sollst Vater und
Mutter ehren’ ist der Aufmerksamkeit
eines jeden ernsthaften Freiheitsdenkers
wert, denn es impliziert, daß die Fami-
lie (und nicht das Kollektiv!) die grund-
legende soziale und ökonomische Ein-
heit der Gesellschaft sein muß. Während
der gesamten Menschheitsgeschichte
war die Familie die einzig taugliche
Wohlfahrts-Einrichtung. Sie war es, die
ihre kranken und bedürftigen Mitglieder
versorgt, die Kinder erzogen und die
Alten gepflegt hat - und die in Zeiten
der Not zusammengehalten hat. Die Fa-
milie hat mehr für die Wohlfahrt der
Menschen getan als der Staat jemals
getan hat oder jemals wird tun können.
Eine freie Gesellschaft kann nur eine
Gesellschaft mit starken Familien-Einhei-
ten sein, die für sich selber sorgen und
das Leben ihrer Mitglieder in eigener
Verantwortung gestalten.
Aus alldem wird ersichtlich, daß dem
Wesen und Inhalt der christlichen Grund-
prinzipien auf der Ebene gesellschaftli-
cher Ordnung nur die freie Marktwirt-
schaft entsprechen und genügen kann.
Nicht ohne Grund konnten und können
wir feststellen, daß deren Gegenstück -
der Sozialismus - immer und überall, wo
er sich auf dem Globus manifestiert, -
ein System der Lüge ist (gegen das 9.Ge-

bot), ein System, das angeblich den
’Profit’ verachtet, ihn in Wahrheit aber
nur den Individuen entreißen und dem
Staat (sprich: den Funktionärskasten)
zuschanzen will; – ein System des To-
des ist (gegen das 6. Gebot), dem das
Ziel der utopischen Idealgesellschaft
jedes Mittel heiligt – auch das Opfer
beliebig vieler Menschenleben; - ein
System des Vertragsbruches ist (gegen
das 7. Gebot), das es sich - wie die
ehemalige Sowjetunion – sogar als
Ruhm anrechnet, von zahllosen Ver-
trägen keinen einzigen nicht gebro-
chen zu haben; – ein System des Dieb-
stahls ist (gegen das 9. Gebot), des-
sen ganze Existenz auf dem Prinzip
beruht: Stehlen, berauben, enteignen;
- ein System des Neides ist (gegen das
10. Gebot), das den Neid institutiona-
lisiert und zur klassenkämpferischen
Staatsdoktrin erhebt; – ein System der
Nächsten-Verachtung ist (gegen das 2.
Gebot), in welchem der Einzelne nichts
gilt und wo sich die edelsten Gefühle
der Menschen auf das Kollektiv und
seine ”geliebten Führer” konzentrie-
ren sollen; - ein System der Familien-
zerstörung ist (gegen das 5. Gebot),
dem die intakte Familie ein Greuel ist
und stets als Hort des Widerstandes,
der (kollektiv- und herrschafts-
feindlichen) Autonomie und der ver-
haßten (individuellen) Meinungsbil-
dung gilt - kurz als Brutstätte der bür-
gerlichen Moral.
Nichts also ist falscher als die - auch
in liberalen Kreisen – oft zu hörende
Behauptung, die Bibel sei eine Art An-
leitung zum Sozialismus. In Wirklich-
keit ist der Appell zur persönlichen (in-
dividuellen !) Mildtätigkeit und zur frei-
willig gebenden Barmherzigkeit das
krasse Gegenteil zur erzwungenen und
anonymen Umverteilungsmaschinerie
des Sozialismus (inklusive des Samt-
pfotensozialismus in Form des
Sozialstaats). Solange die Menschheit
auf der Erde wandelt, hat es immer
Arme und Elende unter den Menschen
gegeben - und es wird sie immer ge-
ben. Daß ihnen freiwillig und von Per-
son zu Person (als ”dem Nächsten”)
geholfen werden sollte, wird wohl kein
Liberaler - auch kein Radikalliberaler
oder Anarchokapitalist von sich wei-
sen. Genau das aber besagen die Wor-
te Jesu unablässig: Das persönliche
Mitleid zählt, die individuelle Hilfe, die

freiwillige Karitas. Und das ist das Ge-
genteil von Umverteilungsstaat, von
Sozialismus und von politischem
Sozialkleptokratismus. Genau das, die
freiwillige und persönliche Karitas, ist
nämlich die einzig mögliche liberale
Alternative zum zwingenden, freiheits-
vernichtenden, anonymen und uferlo-
sen Wohlfahrts-Kollektivismus. Daß dies
von den Funktionärskasten der großen
Kirchen und von den neupharisäischen
Politpfaffen des sozialdemokratischen
Jahrhunderts völlig anders gesehen
wird, daran ist nicht die Bibel schuld,
sondern die Sozialpathologie der Neu-
zeit, der zutiefst christentumsfeindliche
Götzenkult um das Goldene KaIb des
Sozialen und Kollektiven.
Außerdem: Nirgendwo in der Heiligen
Schrift steht irgendetwas davon ge-
schrieben, daß keinem etwas oder al-
len alles gehören sollte. Im Gegenteil !
Das Eigentum wird in doppelter Weise
(”nicht stehlen” und ”nicht begeh-
ren...”) durch strenges göttliches Ge-
bot geschützt. Kein real existierender
Staat der Erde und keine geschriebene
Verfassung der Menschheitsgeschichte
hat jemals einen derart absoluten, un-
bezweifelbaren und stringenten Eigen-
tumsschutz deklaratorisch niedergelegt.
Bedenke das, Freund der Freiheit, und
denke auch lange und tief über die
Worte des großen Liberalen Wilhelm
Röpke nach, der einmal geschrieben
hat: Wie wir die Stellung des Menschen
im Universum beurteilen, entscheidet
letztlich darüber, ob wir glauben, daß
unsere höchsten Werte im Menschen
oder in der Gesellschaft verwirklicht wer-
den können. Und unsere Entscheidung
für das eine oder das andere ist auch
die Wasserscheide für unser politisches
Denken.

Anmerkung bzw. Li-
t e ra tu rh inwe i s :
Gary North: The
Yoke of Cooperative
Service, in:
Chalcedon Report
No.123, Nov. 1975,
zit. nach: Charles
Dykes: Is There a Moral Basis for
Capitalism?, in: Mark W.Hendrickson
(ed.): The Morality of Capitalism (F.E.E.:
Irvington-on-Hudson, New York 1992),
pp. 108-116.

Roland Baader, Dipl. Volkswirt, geb. 1940. Studium der Nationalökonomie und der Soziologie in Freiburg und München. Diplom-
arbeit bei Friedrich A. von Hayek. Langjähriger Industriemanager und Unternehmensleiter. Seit 1987 freier Autor. Zahlreiche
Veröffentlichungen, u.a.: “Kreide für den Wolf. Die tödliche Illusion vom besiegten Sozialismus, Böblingen 1991”, “Fauler Zauber.
Schein und Wirklichkeit des Sozialstaats, Gräfeling 1997”. Herausgeber der Reihe “Freiheitsdenker der Gegenwart” im Resch Ver-
lag, Gräfeling. Mitglied der Mont Pelerin Society.
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Die vorstehende Duplik Roland Baaders
auf die Replik von Michael Kastner be-
darf meines Erachtens noch einer wich-
tigen Ergänzung, die den Kern der
Kastner’schen Irrtümer betrifft, mit de-
nen die Wahrheit im Interesse der ei-
genen Meinungsbegründung gebeugt
wird.

Michael Kastner stellt das Alte Testa-
ment gegen das Neue Testament. Das
AT schützt – das ist richtig dargestellt -
vermittels einiger der 10 Gebote das
Eigentum. Das Neue Testament hinge-
gen, so Kastners Meinung, würde Ar-
beit und Eigentum verwerfen und sei
deshalb illiberal, lebensfeindlich und
zutiefst antikapitalistisch.

Zunächst einmal bekräftigt Jesus die 10
Gebote vom Berg Sinai – und verwirft
sie nicht. Auch das Gebot, welches Ei-
gentum schützt, wird nicht ausgeklam-
mert. Er faßt diese Gebote und die Aus-
sagen der Propheten im Doppelgebot
der Liebe zusammen und bekennt sich
damit uneingeschränkt zu diesen Ge-
boten. Sie sind nicht lebensfeindlich,
sondern schützen Leben, und zwar
physisches (du sollst nicht töten), psy-
chisches (du sollst nicht falsch Zeugnis
reden) und materielles (du sollst nicht
stehlen). Darüberhinaus schützen sie -
in den ersten drei der zehn Gebote -
ewiges Leben, also die Beziehung zu
Gott. Wenn Jesus die Negativ-Formu-
lierung ”du sollst nicht” in eine Posi-
tiv-Formulierung umdreht, dann lautet
eben dieses summarische Gebot ”Liebe
Gott und den Nächsten wie dich selbst”.
Wenn Michael Kastner meint, das Chri-
stentum sei lebensfeindlich, dann soll-
te er definieren, was Leben bedeutet.
Leben fängt nicht erst beim Aktienbe-
sitz an, sondern immer und unlösbar
in der Verbindung und Beziehung zwi-
schen Personen. Die zehn Gebote
schützen diese Beziehungen anders als
ethische oder moralische Merksätze, die
auf tugendhaftes Verhalten abstellen.
Das Doppelgebot der Liebe faßt diesen
Gedanken in unnachahmlicher Vollstän-
digkeit zusammen.

Der Irrtum von Michael Kastner ist mitt-
lerweile 2000 Jahre alt. Jesus ging es
eben nicht um eine neue politische
Ordnung, die etwa das Imperium
Romanum, die Pax Romana durch eine
jüdische Theokratie ablösen sollte, son-
dern ihm ging es um die Beziehung
zwischen Mensch und Gott, also um den
Bereich des ”ewigen Lebens”. Sein An-
liegen war auch nicht die Ausgestal-
tung einer neuen Wirtschaftsordnung.
Nicht nur die jüdische Oberschicht, son-
dern sogar die Jünger haben diesen
Auftrag und die Sendung verkannt. Es
ging nicht um den politischen Rahmen,
in welchem sich dann Menschen
ethisch richtig verhalten können, son-
dern um die innere Haltung des Men-
schen, die dann auch den Rahmen der
politischen Ordnung verändert und
prägt. Bei Jesus liegen also einfach die
Prioritäten anders, und zwar wie im
Dekalog: Zuerst kommen die Gebote,
welche die Beziehung zu Gott regeln,
und dann die Gebote, welche die Be-
ziehungen zum Nächsten regeln. Das
ist logisch, denn der Nächste, den ich
vielleicht gar nicht brauche und nicht
will, der aber nun einmal der Nächste
ist, kann von mir nicht geliebt werden
im Sinne der Agape, wenn ich nicht
Gott liebe. Dies ist eine der wichtig-
sten Aussagen der Geschichte vom
barmherzigen Samariter. Dieser Gedan-
ke war auch ein Novum in der helleni-
stisch-antiken Welt; heute zählt er im
christlich geprägten Abendland zu ei-
ner humanistischen Selbstverständlich-
keit, nicht jedoch z.B. im Hinduismus.

Weil Michael Kastner diesen Zusammen-
hang nicht versteht, daß also die Be-
ziehung zu Gott Grundlage von intak-
ten Beziehungen der Menschen unter-
einander ist, versteht er auch nicht die
Worte von Jesus an den reichen Jüng-
ling. Jener Jüngling hatte das Gefühl,
daß ihm irgend etwas fehlte, obwohl
er doch alle Gebote der Form nach ge-
halten hat. Jesus erspürte aus den Fra-
gen jenes wohlhabenden Mannes, daß
die Prioritäten im Herzen dieses Men-
schen falsch gelagert waren und daß

er primär seinen Reichtum liebte. Da
es aber Gott, wie im AT an sehr kras-
sen Beispielen deutlich gemacht wird,
um die Liebe des Menschen zu ihm geht
(umgekehrt zeigt sich die Liebe Gottes
zum Menschen in der Schöpfung und
in Jesus), versuchte Jesus konsequen-
terweise, dem Jüngling die richtige
Rangfolge aufzuzeigen, denn dessen
innere Probleme lassen sich eben ge-
rade an der Tatsache falsch gesetzter
Prioritäten festmachen. Gleichwohl
hatte Jesus ihn lieb, denn er verwarf
ihn nicht. Jesus hat nicht etwa nach
Prüfung der Vermögenslage des Fragen-
den den Ratschlag erteilt, er möge al-
les verschenken; er hat vielmehr die
Gefangenheit erspürt, die Besitzstreben
und materielles Wohlergehen erzeugen
können. Deshalb sagte er, man könne
nicht Gott und dem Geld gleicherma-
ßen dienen. Wenn wir uns unter die
Herrschaft des Habenwollens stellen,
sind wir arme Kreaturen.

Sogar Erich Fromm, dem man ein christ-
liches Credo nicht nachsagen kann, hat
diesen Zusammenhang in seinem Buch
>Haben und Sein< treffend beschrie-
ben. Auch Martin Buber sah innere
Unfreiheit dann gegeben, wenn statt
der personalen Beziehung vom Ich zum
Du eine Beziehung vom Ich zum Es
dominiert (>Ich und Du<). Es ist ein
schwerer Irrtum, diesen von Jesus wohl
erstmals an einem praktischen Beispiel
aufgezeigten Zusammenhang zu leug-
nen. Das Problem vieler Menschen liegt
doch gerade darin, daß wir die Mittel,
die wir erwerben, um zu leben, zum
Lebensziel erheben. Ein reicher Stoff,
mit dem nicht nur viele Literaten ihr
Geld verdienen, sondern von dem auch
Psychotherapeuten reichlich profitie-
ren. Jesus würde ihnen, wenn man ihm
folgen würde, das Geschäft gründlich
verderben. Geld ist doch nur ein Mit-
tel, um zu leben, und Erwerb ist ein
Mittel, um Geld zum Leben zu haben.
Bei vielen Menschen gehen familiäre
Bindungen zugrunde, weil sie über das
Ziel der Mittelsteigerung das eigentli-
che Ziel dieser Mittel, das Familienle-

Drei Säulen für Christentum
und Markt

    von Ingo Resch
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ben, aus den Augen verlieren. Jesus
geht es, so könnte man es auch for-
mulieren, um das Familienleben zwi-
schen uns und Gott. Auch der von
Kastner erwähnte reiche Gutsbesitzer
war nicht deshalb ein Narr, weil er
Scheunen gebaut hat (Joseph hatte
seinerzeit in Ägypten noch viel größe-
re erstellen lassen), sondern weil er
meinte, sein ganzes Glück und sein
Lebensziel bestünden darin, nun ganz
die materielle Sicherheit und Versorgung
zu genießen. Das Leben ist eben mehr
als das. Im Sterben erfahren wir, oft
viel zu spät, wo die eigentlichen
Prioriäten liegen.

Die an Jesus gestellte Fangfrage mit
dem Zinsgroschen verdeutlicht noch
einmal, daß es ihm nicht um die finan-
zielle Organisation des römischen Im-
periums ging, sondern um die Bezie-
hung zu Gott. Das Theokratie-
verständnis der jüdischen Schriftgelehr-
ten und Pharisäer wollte das Geld für
ihr eigenes Heilsreich behalten. Er-
kennt denn Michael Kastner nicht, daß
Jesus uns - im Kontrast hierzu - vor
einer Theokratie bewahrt hat? Das Re-
volutionäre dieser Aussage liegt doch
gerade in der Trennung von Kirche und
Staat, in der Klarstellung: Der Kaiser
ist nicht Gott. Auch hier zieht Michael
Kastner den falschen Rückschluß, die
armen hebräischen Bürger sollten durch
die Zöllner zugunsten des Kaisers
abgezockt werden, um dann anschlie-
ßend auch noch ihr Restvermögen den
Armen geben zu müssen. Jesus trennt
eben weltliche Gegebenheiten ausdrück-
lich von seinem Anliegen, daß die Men-
schen zum Vertrauen zu Gott finden
sollten. Hierbei werden nicht Geld und
Besitz als solche angeprangert, sondern
die Bindung unseres Herzens an Dinge
statt an Personen. So hat Jesus bei-
spielsweise dem reichen Zöllner Zachäus
nicht gesagt, er solle alles den Armen
schenken. Zachäus wollte die Gemein-
schaft mit Jesus, und Jesus hat sie
angenommen, obwohl jener Steuerein-
treiber ein Schurke war. Zachäus hat
allerdings von sich aus das Ergaunerte
zurückgegeben und einen Teil (nicht
alles) auch Armen zur Verfügung ge-
stellt. Obwohl Jesus das nicht gefor-
dert hat, wußte Zachäus im entschei-
denden Moment, wo die richtigen
Prioriäten liegen.

Auch die übrigen, von Michael Kastner
falsch verstandenen Handlungen von

Jesus, erklären sich in diesem Sinne.
Der Tempel ist nicht zum Geschäfte-
machen da und das Heilen Jesu war
keine Erwerbsquelle (”mobile Ambu-
lanz”). Auch bedarf es einer gehörigen
Portion Naivität, anzunehmen, Jesus
habe mit seinen Worten ”Sorget euch
nicht...” dem Nichtstun das Wort gere-
det und von gebratenen Tauben gekün-
det, die uns in den Rachen fliegen.
Fragen wir uns doch einmal, von was
wir uns eigentlich ernähren. Ausschließ-
lich von unserer Arbeit und unseren Sor-
gen – oder vom unfaßbaren Vorgang
eines mit jeder Ernte reich gedeckten
Tisches? Es sollte doch nachdenklich
stimmen, daß der atheistische Groß-
versuch im Osten die einstigen Korn-
kammern der Welt in eine Hungerregion
verwandelt hat, weil der Mensch glaub-
te: ”Ohne Gott und Sonnenschein fah-
ren wir die Ernte ein.” Beides ist falsch,
und obwohl die Sonne schien, blieb die
Ernte offensichtlich ohne Gott aus. Es
ist schier unfaßbar, wie reich dieser
Planet mit unseren Versorgungsgütern
ausgestattet ist, vom Weizen bis zum
Öl und Gas. Wie haben wir uns in den
70er Jahren gesorgt um die Energie-
versorgung! Die Apokalypse war schon
fertig gezeichnet, aber in Wirklichkeit
werden neuentdeckte Energievorräte
die ungehinderte Versorgung wohl so
lange garantieren, bis neue
regenerative Energiequellen eventuel-
le Lücken ausfülten können. Jesus zeigt
mit der Aussage des sich nicht
Zersorgens, daß es vor allem auf das
Vertrauen zu Gott ankommt.

Christliche Botschaft gründet sich auf
drei Säulen: Freiheit - und aus ihr folgt
Verantwortung, und aus beiden folgt
Vertrauen. Auf diesen Säulen ist aber
auch die Marktwirtschaft der Freibur-
ger Schule aufgebaut. Verantwortung für
unser wirtschaftliches Handeln wird erst
dann real, wenn sie an Eigentum ge-
knüpft ist. Da die biblischen Aussagen
den ganzen Menschen in die uneinge-
schränkte Verantwortung aller Lebens-
bereiche stellen, ist unter anderem
auch materielles Eigentum geschützt.
Eine Wirtschaft funktioniert jedoch nur,
wenn Vertrauen zwischen den
Wirtschafts- und Marktpartnern
herrscht. Die biblische Botschaft grün-
det das menschliche Leben auf Vertrau-
en. Vertrauen ist schlichtweg die
Lebensbasis, um die Jesus so gerun-
gen hat. Verantwortung und Vertrauen
setzen einen freien Menschen voraus.

So sind die entscheidenden Bausteine
christlicher Botschaft und moderner
Marktwirtschaft identisch. Wen sollte
das wundern?! Wenn Gott die Welt ge-
schaffen hat, dann will er auch, daß
wir nicht verhungern. Ordnungsrahmen
gestalten sich daher – hier wie dort -
gleich, wenn es um die Bewahrung und
das Wachstum von Leben geht. Weil Gott
den Menschen liebt, läßt er ihm Frei-
heit; Freiheit bedingt aber Verantwor-
tung, und die Beziehung zu Gott kann
sich bei einem freien Menschen nur auf
Vertrauen (=Glauben) gründen. Die rich-
tig gesetzte Priorität, also das vorran-
gige Vertrauen in Gott, befreit den Men-
schen von Sachzwängen, vom Diktat
materiellen Wohlergehens und materi-
ellen Sicherheitsstrebens, weil entschei-
dende Vorgänge in unserem Leben der
Planbarkeit entzogen sind. Es befreit
uns vom sozialistischen Irrglauben ei-
ner determinierten Welt. Jesus ging es
um die innere Freiheit des Menschen –
und nicht um die Freiheit Israels von
den Römern (die sich ergeben hätte,
wenn Israel Gottes Angebot angenom-
men hätte). Vielleicht haben wir ver-
gessen,  was letztendlich Auslöser der
über Nacht hereingebrochenen Freiheit
der mittel- und osteuropäischen Län-
der war.

Nicht nur die Theorie, auch die Erfah-
rung spricht für eine solche Interpreta-
tion der von  Michael Kastner zitierten
Bibelstellen. Max Weber kam aufgrund
empirischer Untersuchungen zu dem
Schluß, daß sich pietistisch geprägte
Regionen wirtschaftlich besser entwik-
keln als andere. Und Walter Eucken und
andere entwickelten nicht zuletzt auf
Grund ihres christlichen Weltbildes die
freie Marktwirtschaft. Deutschland wur-
de auch und gerade durch diesen
Ordnungsrahmen zu einem der wohl-
habendsten Länder der Welt. Außer-
dem: Egal ob man Jesus von Nazareth
als den Sohn Gottes, den von Jesaja
und David prophezeiten leidenden Mes-
sias ansieht oder nicht, sein dreijähri-
ges Wirken hat die Welt mehr verän-
dert als die irgendeines anderen Men-
schen, der jemals gelebt hat. Ihn als
”halb von Sinnen” und ”Spinner” zu
bezeichnen – und die Verfasser des NT
als ”bekiffte Hippies”, ist dieser Tatsa-
che ganz und gar unangemessen. Eine
Replik würde sich angesichts des Ni-
veaus dieser Argumentation eigentlich
erübrigen, wäre das Medium, das dafür
Raum zur Verfügung stellte, nicht ernst
zu nehmen.

Dr. Ingo Resch ist Verleger und Inhaber des Verlags Dr.lngo Resch GmbH in Gräfelfing bei München. Er ist aktives Mitglied in der
Vereinigung christlicher Unternehmer.
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Replik zum Aufsatz
„Parteienportrait: Der BFB“

von Bernd Anders

Bernd Anders, geboren 1970, Student (nicht mehr lange) der VWL und Politischen Wissenschaft an der Uni Hamburg, als freier
Mitarbeiter in der pol. Erwachsenenbildung tätig und kein BFB-Mitglied.

Einleitend möchte ich bzgl. des Verhält-
nisses des Bundes Freier Bürger (BFB)
zu den deutschen Anarcho-Kapitalisten
die These vertreten - das Glas ist zur
Hälfte voll, wogegen van den Boom
offenbar davon ausgeht, daß es we-
nigstens zu neun Zehnteln leer ist. Nun
gut, ich bin kein Anarchist und eine
limited government Konzeption (z.B.
gemäß der Public-Choice Schule) steht
mir näher als eine no goverment Kon-
zeption, wie Rothbard, Hoppe, et al.
sie z.B. vertreten. Daher sind schon
von vornherein andere Bewertungen
unabdingbar. Es ist auch nichts neues,
daß Libertäre offenbar Parteien sui
generis ablehnen und sich zum Nicht-
wählen bekennen. Selbst die
Sinnhaftigkeit einer Existenz wie der
der Libertarian Party in den USA wird
ja als fragwürdig (D. Friedman) ange-
sehen.

Ich glaube allerdings nicht, daß die
radikalliberale Variante in Deutschland
auf absehbare Zeit eine Chance hat,
irgend einen relevanten Einfluß auf der
meta-politischen Ebene auszuüben, weil
sie u.a. der Mentalität der Deutschen
(leider) kaum entspricht. Daher halte
ich es wenigstens für überlegenswert,
darüber nachzudenken, wie man diese
Gesellschaft wenigstens stückweise in
eine Richtung bringen kann, die Euren
Vorstellungen entspricht.

Es ist zugegebenermaßen überhaupt
nicht schwierig, im Programm des BFB
Punkte zu finden, die hierzu offensicht-
lich inkompatibel sind. Boom hat dies

für die Agrarpolitik überzeugend darge-
legt. Leider behilft er sich aber auch
mit abgenutzten Totschlagattributen wie
”autoritär” und ”nationalistisch”. Er-
stens sind Autorität und Freiheit nicht
zwingend Gegensätze und die Gleich-
setzung von Patriotismus und Nationa-
lismus wird auch durch ständiges Wie-
derholen nicht richtiger. Sofern eine
Bundeswehr als Freiwilligenarmee kon-
zipiert ist, kann ich auch hier keine
Freiheitseinschränkung erkennen, eine
Option übrigens, die der BFB ausdrück-
lich in seinem Grundsatzprogramm er-
wähnt. Ich fühle mich auch nicht durch
35.000 zusätzliche Polizisten, sondern
durch ansteigende Kriminalität bedroht.

Richtig ist, daß in diesem Zusammen-
hang eine Entkriminali-sierung des
Drogenkonsums verfolgt werden sollte,
weil hierdurch Opportunitätskosten
deutlich gesenkt werden könnten, und
daß der BFB hierzu keine positive Aus-
sage trifft. Es ist hier nicht der Ort,
über die Rolle und Beurteilung der Wehr-
macht zu referieren, aber Booms Aus-
führungen hierzu unterscheiden sich
nur marginal vom ”Niveau” der Antifa.

Sollte man aber sich nicht auch einmal
anschauen, wo sich vielleicht Berüh-
rungspunkte zwischen Libertären und
dem BFB finden lassen? Boom hat ja
einige bereits genannt, sie aber
fragwürdigerweise gewissermaßen un-
ter ferner liefen abgelegt. Ich möchte
rein deskriptiv einige Punkte anführen:
Ablehnung einer europäischen
Marktabschottung, Achtung des Privat-

eigentums, Wettbewerb der EU-Zentral-
banken bzgl. Geldwertstabilität, Abbau
von Regulierungen aller Art auf natio-
naler und EU-Ebene, Privatisierung der
Krankenversicherungen, private Pflege-
versicherung, Schutz der privaten
Vermögensvorsorge vor staatlichen Zu-
griffen, Einführung des Kapital-
deckungsverfahrens bei der gesetzli-
chen Rentenversicherung, Geltendma-
chung des Lohnabstandsgebotes, Stär-
kung von privaten Schulträgern
(Vouchersystem), Stärkung des Mäzena-
tentums, Staatsquotenreduktion auf ca.
30% (die USA haben gegenwärtig 32%)
per Verfassungseintrag, Ablehnung
staatl. Industriepolitik, Stärkung der
direkten Demokratie...

Nun mag dies den Libertären viel zu
wenig sein. Ich frage, ist ”wenig” nichts
mehr als nichts? Wäre die Realisierung
dieser Maßnahmen nicht ein (vielleicht
nur kleiner) Schritt in die von Euch ge-
wünschte Richtung? Was glaubt Ihr ei-
gentlich, wieweit es die Parteien inter-
essiert, daß Ihr Euch für das Nicht-
wählen entscheidet? Null !!!. Ebenso-
wenig könnte ein Sozialhilfeempfänger
damit drohen, sich keinen Rolls-Royce
anzuschaffen.

Andererseits fürchten etablierte Partei-
en nichts mehr als den Verlust von Man-
daten. Ein Erfolg des BFB wäre in der
Tat kein Signal für einen libertären Pla-
neten, aber ein Funken Hoffnung in
Richtung einer freieren (es wurde be-
wußt die komparative Form gewählt)
Gesellschaft.



eigentümlich frei 3/1998

Leserbriefe

- 92 -

Für dumm verkaufen ?
Zum Artikel: „Die christliche Katastro-
phe” in ef 2/98

Klopft da jemand auf den Busch oder
will er uns für dumm verkaufen? Seit
wann sind direkte Aussagen gegebe-
ner Texte, aus dem Zusammenhang
gerissen und wortwörtlich, beweiskräf-
tige Diskussionsunterlagen? Ei, wie be-
quem ist es doch, auf die Exegese zu

verzichten. Kommt da jemand mit sei-
nen Jugendansichten nicht mehr klar?
Es steht jedem frei, an einen Himmel
(nach dem Tod, im Jenseits) zu glau-
ben und dem in seinem Glauben auf-
gezeigten Weg dahin zu folgen. Das
Christentum verlangt Vertrauen auf Gott
statt auf materielle Sicherheiten. Es
bestraft nicht, und noch weniger ver-
bietet es Reichtum. Es ist auch offen-
sichtlich, daß das Wort ”Seele” in dem
angeführten Gleichnis für Gott und den
Menschen nicht die gleiche Bedeutung
hat. Aber, nicht das Bestreben nach
materieller Sicherkeit sondern der Geiz
wird, wenn überhaupt etwas, als un-
moralisch hingestellt. Auf die übrigen,
willkürlich isolierten Bibelzitate brauche
ich gar nicht erst einzugehen. Der
christliche Glaube baut auch auf den -
für libertäre Herren akzeptablen - Ver-
boten des Alten Testaments auf. ”Wan-
derprediger”, wie Jesus, meinetwegen
in Sackleinen, fügten nur noch das
Gebot der ”Nächstenliebe” hinzu. Wenn
die letzten 2000 Jahre (trotzdem) kata-
strophal waren, dann lag das m.E. nicht
an Jesus, noch an seiner keineswegs
eigentumsfeindlichen christlichen Re-
ligion, sondern an unserem egoisti-
schen, besitzorientierten Sicherheits-
und Machtverständnis. Natürlich kann
man nicht zwei Herren auf einmal die-
nen. Das ist eine Binsenwahrheit. Auch
wenn Michael Kastner darüber stolpert,
daß Jesus sagt (Matthäus 10, 24ff): ”Ihr
könnt nicht Gott dienen und dem Mam-
mon.” Es hat den Anschein, daß er für
sich bereits entschieden hat. Was treibt
ihn nun, wenn nicht christliche Näch-
stenliebe, seine Mitmenschen (und sei
es mit billigen Taschenspielertricks)
auch auf den richtigen Weg zu bringen?
Jedenfalls zeugt es von besonderem Ni-
veau, wenn jemand (Unternehmer,
Gründungsmitglied, Technischer Direk-
tor, Betriebswirtschaftler und Theolo-
ge) das Neue Testament, Glaubens-
grundlage von Millionen (Einfältiger?)
als ”von Frühsozialisten oder bekifften
Hippies geschrieben”, und Jesus als
”Spinner” deklariert... Sind Toleranz und
das Bewußtsein, daß die Freiheit des
einen da aufhört wo die der anderen
beginnt, nicht auch Grundlagen des
Christentums und des Liberalismus?
Dahingehend hatte ich den Kernsatz
von Roland Baader verstanden: ”Christ-
liche Grundwerte müssen deshalb in
einer Art partnerschaftlicher Union –
der säkularisierten Weltanschauung des
Liberalismus – verbunden bleiben”.

Walter Eschweiler
Rommerskirchen-Oekoven

Ein Zerrbild
zum Artikel: „Parteienportrait: Der Bund
freier Bürger“ in ef 2/98

In seinem Portrait des Bundes Freier
Bürger (ef 2/98) zeichnet Dirk van den
Boom eine Zerrbild vom Verhältnis des
BFB zur Freiheit. Dazu möchte ich als
Gründungsmitglied dieser Partei zu-
nächst auf drei wichtige Programmpunk-
te des BFB hinweisen, die van den
Boom dem libertären Leser vorenthält.
Dem umfangreichsten Kapitel des Wahl-
programms 98, dem Kapitel über
Wirtschafts- und Währungspolitik, wird
als oberste Forderung folgendes voran-
gestellt: “Weniger Staat, weniger Steu-
ern, weniger Bürokratie und mehr Ei-
genverantwortung - dies sind die Vor-
aussetzungen für ein neues Wirtschafts-
wunder in Deutschland. Hauptziel muß
es sein, den Staatsanteil am Bruttoso-
zialprodukt von derzeit 50 % auf ein
Drittel abzusenken.” Die Forderung
nach einer verfassungsmäßigen Be-
grenzung der Staatsquote auf unter ein
Drittel steht bereits im Grundsatzpro-
gramm des BFB von 1995 und findet
sich übrigens auch in der ASU/UNI-
Schrift “Demokratiereform” von 1995,
über die sich Helmut Kohl seinerzeit so
aufgeregt hat. Meines Erachtens steht
diese Forderung nach drastischem Ab-
bau des Staates keineswegs im Wider-
spruch zu der Forderung, daß der Staat
beim Schutz des Eigentums und der
bürgerlichen Freiheit, d.h. der Freiheit,
die nicht auf Kosten anderer geht, här-
ter durchgreifen muß.
Und bei welcher anderen Partei finden
sie den folgenden libertären Programm-
punkt, den wir Guido Hülsmann (herz-
liche Grüße nach Amerika!) doch nicht
vorenthalten wollen? “Wir streben die
Rückkehr zum Goldstandard an bzw. eine
Bindung der Währung an das Gold. Nur
die Bindung an einen Sachwert wie Gold
verhindert die beliebige Geld-
vermehrung, spekulative Exzesse im
Weltfinanzsystem und das Übergewicht
der mit Papier und Derivaten handeln-
den Finanzmärkte über die reale Wirt-
schaft, die dem Wohlstand aller dient.”
Nebenbei gesagt, habe ich als Anhän-
ger des Hayekschen Modells der kon-
kurrierenden Umlaufmittel (“De-
nationalization of  Money” 1971) ge-
gen diese Festlegung auf einen (staat-
lichen) Goldstandard plädiert, wurde
aber von meiner Partei überstimmt.
Schließlich sollte erwähnt werden, daß
der BFB in dem an die erste Stelle ge-
setzten Kapitel “Rückkehr zu Demokra-
tie und Recht” für die Einführung bzw.
Ausweitung von Volksbegehren und

Volksentscheiden eintritt - auch hierin
übrigens mit der ASU übereinstimmend.
Und der geopolitische Raum der Demo-
kratie ist die Nation. Darüber sollte Herr
van den Boom als Politikwissenschaftler
vielleicht einmal nachdenken. Bei sei-
ner offensichtlichen Feindseligkeit al-
lem Nationalen gegenüber übersieht er
offenbar, daß eine funktionierende
Demokratie eine gemeinsame Sprache
und einen gewissen gemeinsamen
Erfahrungshorizont voraussetzt. Eine
europäische Demokratie z. B. ist nicht
denkbar, es sei denn, es sollen nur
Akademiker und Mehrsprachler an ihr
teilnehmen können.
Die in Deutschland erfreulicherweise
wachsende junge libertäre Szene sollte
einmal das vom Zeitgeist und
Gesinnungspolizisten in Medien und
Politik tabuisierte Thema Nation zum
Gegenstand einer Tagung machen. ...
Der Wettbewerb ist auch bei der Suche
nach neuen politischen Lösungsan-
sätzen auf die immer neuen Herausfor-
derungen und Probleme der Zeit das
beste Entdeckungsverfahren. ... Das ist
ja gerade das Schlimme am Euro, daß
die kontinentale Gleichschaltung der
nationalen Währungs- und
Wirtschaftspolitiken den Wettbewerb der
Politiken aufhebt, so daß wir, wenn erst
einmal, wie van den Boom offenbar
bereit ist hinzunehmen, “Gras über die
Sache gewachsen ist”, europaweit nur
noch einer politischen Kaste ausgelie-
fert sind. Diese Räteherrschaft wird
dann die Währung garantiert politisch
instrumentalisieren, denn der einzel-
ne Bürger oder Unternehmer kann
dann nicht mehr mit den Füßen ab-
stimmen, wenn er nicht gleich nach
Übersee auswandern will. Europa
braucht den Wettbewerb der Normen-
landschaften. ...
Bei seiner Kritik an unserem Landwirt-
schaftsprogramm, das die Agrarier in
unserer konservativen Freiheitspartei
erarbeitet haben, muß ich van den
Boom recht geben.

Kristof Berking
Hamburg
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Der Laissez-Faire-Kapitalismus maxi-
miert den Wohlstand in einer Volkswirt-
schaft, er ist der einzig wirksame Schutz
vor Monopolbildung und er sorgt für eine
unter Gerechtigkeitserwägungen opti-
male Vermögensverteilung. Kollektivi-
stisches Gejammer ändert nichts an der
Richtigkeit dieser Aussagen. Wer aber
über diese utilitaristischen Feststellun-
gen hinaus eine überzeugende morali-
sche Rechtfertigung für den Kapitalis-
mus sucht, wird in der klassisch-libera-
len Literatur nicht so recht fündig. Von
Smith bis v. Hayek und v. Mises finden
sich zahllose Reverenzen an das „Ge-
meinwohl“ bzw. an die „Herrschaft des
Verbrauchers“. Diesen zu dienen sei die
Existenzberechtigung der freien Markt-
wirtschaft. Eine überzeugende Defini-
tion des voller Ehrfurcht beschworenen
„Gemeinwohls“ gelingt den liberalen
Denkern indes nicht. Kapitalisten wer-
den mit ihrer Schuld alleingelassen, in
erster Linie den eigenen Wohlstand zu
steigern und dem Kollektiv erst in zwei-
ter Linie - quasi als Abfallprodukt - zu
dienen. - Zu allem Überfluß werden den
Sozialisten bei der Verkündung ihrer
falschen Theorien ehrenwerte Motive
unterstellt.

Kein Wunder, daß der Kapitalismus ein
so schlechtes Ansehen genießt und
viele Mitbürger, -menschen etc. nur all-
zugerne bereit sind, dem Fetisch Ge-
meinwohl einen Gutteil eigenen und
insbesondere fremden Eigentums zu
opfern. Und selbst wenn es letztlich
allen schlechter geht: Belehrt uns nicht
ein unentwegt vorgetragener christli-
cher Ausspruch, daß der Eintritt ins
Himmelreich wirtschaftliches Versagen
voraussetze?1  - Und so ertrinken die
Bürger in Regulierungen, die sie folg-
sam hinnehmen, erhören demütig die
Verdikte des Kollektivs und bringen sei-
nen Hohepriestern - den Sozialpoliti-
kern - froh ihre Gaben dar, um von der
Last ihres Erfolges erlöst zu werden.

Jedesmal wenn ein Mensch
stirbt, hört das Universum
auf zu existieren.

       Ayn Rand

Es blieb der 1905 in St. Petersburg als
Alice Rosenbaum geborenen und mit 21
Jahren nach Amerika ausgewanderten
Ayn Rand überlassen, eine Philosophie
der Freiheit zu formulieren, die sie „Ob-
jektivismus“ nannte. Ayn Rand stellt
fest, daß das individuelle menschliche
Leben einen Wert an sich darstelle.
Akzeptiere man das menschliche Le-
ben als Standard moralischer Bewer-
tungen, so sei es abwegig zu fordern,
der einzelne habe seine Existenz ei-
nem Kollektiv oder einer anderen In-
stanz unterzuordnen. Angeborene
Pflichten gibt es nicht, und Unabhän-
gigkeit bedeutet die Orientierung an
der Realität, nicht an den Meinungen
anderer Menschen. Das einzige sozio-
ökonomische System, daß diese Un-
abhängigkeit und Freiwilligkeit im
menschlichen Umgang sichert, ist der
Laissez-faire-Kapitalismus. In diesem
System wird die volle Verfügungsgewalt
des einzelnen über sein Eigentum re-
spektiert. Jede Form des Wohlfahrts-
und Sozialstaates wird abgelehnt, denn
der Objektivismus lehnt es ab, Erfolg
durch Versklavung zu bestrafen - ein
Gedanke, der für die meisten Menschen
offenbar von unerhörter Radikalität ist.
Dabei möchte es der Objektivismus den
Empörten keineswegs verwehren, ei-
nen beliebig großen Teil ihres eige-
nen Vermögens auf beliebig viele gute
Zwecke zu verstreuen.

Im Gegensatz zur christlichen Lehre
hält Ayn Rand die Mildtätigkeit aber für
keine besondere Tugend. Die höchste
Aufgabe des einzelnen sei es vielmehr,
seine eigenen rationalen Interessen2

im Rahmen seiner individuellen Fähig-
keiten zu verfolgen. Das Konzept des
Dienens sei dem menschlichen Wesen
prinzipiell fremd - ein Mensch, dessen
Lebensinhalt im Dienst an anderen
besteht, sei ein Sklave. Ayn Rands Ethik
des rationalen Egoismus befindet sich
damit im Gegensatz zum Kult des
Dienens und des Mitleids, der das Chri-
stentum auszeichnet. Der christlichen
Lehre wirft sie überdies vor, die besten
Eigenschaften des Menschen verächt-
lich zu machen: seine Fähigkeit, unab-
hängig zu denken, seinen Erfolg, auch
seine Sexualität. Die vom Christentum

postulierte moralische Verpflichtung,
anderen zu helfen, wird prinzipiell ab-
gelehnt - mit Ausnahme engster fami-
liärer Beziehungen: Eltern übernehmen
mit der Geburt ihres Kindes eine Für-
sorgepflicht, die bereits bei der Zeugung
absehbar war. Alle zwischenmenschli-
chen Kontakte über das zeitlich eng
begrenzte Verhältnis Eltern-Kind hin-
aus beruhen auf dem Prinzip der Frei-
willigkeit. Mithin hat niemand das
Recht, die Folgen persönlichen Versa-
gens zu kollektivieren und andere Men-
schen als potentielle Sklaven zu be-
trachten.

Der Staat wird somit der selbstgestellten
Aufgabe enthoben, den besseren Teil
seiner Bürgerschaft zu berauben, um
eine protegierte Klasse von Schmarot-
zern zu mästen. Damit kann er sich
besser auf seine eigentliche Aufgabe
konzentrieren, nämlich das Leben und
Eigentum aller Bürger zu schützen. Dazu
bedarf es einer Polizei, einer Armee und
einer Gerichtsbarkeit. Eine starke Ver-
fassung soll die Rechte des Bürgers
sowie staatliche Aufgaben unmißver-
ständlich und abschließend festschrei-
ben. Zwingend enthalten sein muß
darin die totale und unwiderrufliche
Trennung von Staat und Wirtschaft.
Diese Verfassung darf dann nicht mehr
zur Disposition stehen. An die Stelle
einer Diktatur der Mehrheit tritt in der
objektivistischen Gesellschaft das Recht
an sich, das keine gesellschaftspoliti-
schen Ziele verfolgt, sondern aus-
schließlich dem Schutz von Leben und
Eigentum verpflichtet ist. Dieses Recht
wird sich auch einer Mehrheit nicht
beugen und muß ihr gegenüber not-
falls durchgesetzt werden.

Der Objektivismus lehnt die Demokra-
tie kategorisch ab, denn sie liefert den
einzelnen und die Früchte seiner Ar-
beit der Willkür der Mehrheit bzw. der
von der Mehrheit gerade auf den Thron
gehievten politischen Interessen-
gruppierung aus. Eine Herrschaft durch
Konsens ist für Objektivisten gleichfalls
nicht akzeptabel, denn als Prinzip der
Staatsführung bedeutet Konsens die
Kompromittierung als richtig erkannter
Prinzipien und damit den Verlust des

Ayn Rand
Eine freiheitliche Dogmatikerin

von Jens P. Meiners
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Rechts.

Der Objektivismus lehnt nicht nur den
herrschenden Konsens- und Wohl-
fahrtsstaat ab, der die Rechte des ein-
zelnen mit Füßen tritt, sondern befin-
det sich auch im Widerspruch zu den
anarchistischen Modellen, die unter
Libertären diskutiert werden. Die Be-
hauptung, ein Staat übe prinzipiell
Zwang aus, ist nicht überzeugend, wenn
sein Aufgabenbereich sich - wie vom
Objektivismus gefordert - ausschließlich
darauf beschränkt, auf Rechtsverletzun-
gen gegen seine Bürger zu reagieren.
Er sorgt von vornherein durch die Defi-
nition verbindlicher Normen für Rechts-
sicherheit, er reagiert auf unrechtmä-
ßig ausgeübten Zwang und stellt durch
sein Eingreifen den Rechtszustand wie-
der her. In die Schranken gewiesen wird
ausschließlich derjenige, der Gewalt
gegen andere initiiert. Konkurrierende
Rechtsagenturen ohne gemeinsames
Rechtssystem können hingegen zu kei-
nem tragbaren Zusammenleben führen,
denn die Rechte des einzelnen sind
nicht verhandelbar, und zwischen Gut
und Böse kann nicht durch rohe Ge-
walt entschieden werden. Wie naiv der
Glaube an ein friedliches Zusammenle-
ben ohne Rechtssicherheit und den
staatlich garantierten Schutz von Le-
ben und Eigentum ist, beweisen bei-
spielsweise Ziele und Methoden der pri-
vaten Rechtsagentur „Mafia“.

Ihren Kampf für den Kapitalismus hat
Ayn Rand auf mehreren Ebenen geführt.
Ihre politischen Romane haben Gene-
rationen von Lesern geprägt und be-
geistert. Ayn Rands erster, 1936 er-
schienener Roman We The Living trägt
autobiographische Züge. Er schildert
den Kampf einer jungen Studentin in
Rußland in der Zeit nach der kommu-
nistischen Revolution, als die niedrig-
sten gesellschaftlichen Elemente auf-
trumpften und Rußland in einen Terror-
staat verwandelten. Doch der Aufschrei
der jungen Emigrantin verhallte im
planungsfreudigen Amerika des Demo-
kraten Franklin D. Roosevelt weitge-
hend ungehört. Das Thema ihres 1943
erschienenen Romans The Fountainhead
ist der Weg eines brillanten Architek-
ten, dessen Überlegenheit von seinen
Kollegen und den Meinungsmachern
der Gesellschaft als Bedrohung empfun-
den wird. In ihrem 1957 erschienenen
monumentalen Werk Atlas Shrugged3

schließlich wehren sich die Opfer der
staatlichen Regulierungs- und

Ausbeutungsorgie durch totalen Pflicht-
entzug und Rückzug aus der Gesell-
schaft. Die Schilderung des kollektivi-
stischen Staates weist auffällige Ähn-
lichkeit mit dem heutigen Zustand in
Europa und den USA auf und läßt bös-
willige Leser insgeheim hoffen, es möge
einmal ein leibhaftiger John Galt er-
scheinen und dafür sorgen, daß die
Gesellschaft den Konsequenzen ihrer
dümmlichen Haltung überlassen wird.

Nach dem überwältigenden Erfolg von
The Fountainhead und Atlas Shrugged
schrieb Ayn Rand eine Reihe politischer
Bücher und Essays, deren Titel wie
Capitalism - The Unknown Ideal oder The
Virtue Of Selfishness programmatisch
sind. Trotz ihres moralischen Rigoris-
mus hat Ayn Rand punktuell Politiker
unterstützt, in erster Linie den kürz-
lich verstorbenen Senator Barry
Goldwater, dessen Präsidentschafts-
kampagne 1964 trotz ihrer Erfolglosig-
keit als eine Art Initialzündung für die
klassisch-liberal geprägte konservative
Bewegung in den USA diente. Zu den
Erfolgen dieser Bewegung gehört un-
ter anderem der zweifache Triumph des
Präsidenten Ronald Reagan über die
Demokraten oder die grundlegende
Akzentverschiebung in der amerikani-
schen Politik, die der republikanische
Kongreß mit Newt Gingrichs „Contract
with America“ erreicht hat. Ayn Rand
hat sich allerdings nie vorbehaltlos für
eine Partei eingesetzt. Aus der Warte
der unabhängigen Beobachterin geißel-
te sie immer wieder gesellschaftliche
und politische Fehlentwicklungen wie
die zur Erpressung eingesetzten Kartell-
gesetze, den von Kennedy angezettel-
ten Vietnam-Krieg oder auch die in den
80er Jahren beginnende Infiltrierung
der Republikaner durch christliche Fa-
natiker und Abtreibungsgegner, deren
Forderung lautet, das Leben der Frau
Zellhäufungen unterzuordnen.

In den 60er Jahren gelang es Ayn Rand
rasch, auf den akademischen Nach-
wuchs in den USA Einfluß zu nehmen.
Gemeinsam mit ihrem engen Mitarbei-
ter Nathaniel Branden baute sie ein
Netzwerk an den Universitäten auf, das
zur schnellen Verbreitung ihrer Ideen
beitrug. 1968 stand die Bewegung vor
einem Trümmerhaufen, als es aus per-
sönlichen Motiven zum Bruch mit Bran-
den kam. Heute werden objektivistische
Ideen vorwiegend vom Ayn Rand In-
stitute propagiert, das von ihrem Schü-
ler Leonard Peikoff geleitet wird. Gleich-

zeitig bemüht sich das Institute for
Objectivist Studies um einen weniger
dogmatischen Ansatz und eine weiter-
gehende Zusammenarbeit mit
libertären Politikern und Wissenschaft-
lern. Ob man nun das objektivistische
Gesamtpaket übernimmt oder sich mit
einzelnen Aspekten ihres politischen
und philosophischen Werkes befaßt -
Ayn Rand fordert konventionelle Denk-
schemata heraus und ermutigt dazu,
bisher hingenommene Gegebenheiten
und Werte in Frage zu stellen und ge-
gebenenfalls umzustürzen.

Anmerkungen:

1 Lk 18, 25
2 rationale Interessen sind sinnvoller-
weise nur solche, deren Verwirklichung
keine Eigentumsrechte anderer verletzt.
Ohne diese Maxime - eine Art kategori-
scher Imperativ - ist kein friedliches
Zusammenleben möglich.
3 deutsche Ausgabe: Wer ist John Galt?,
Gewis 1997

Jens P. Meiners, geb. 1973, Studium der Politischen Wissenschaft und Rechtswissenschaft, als Journalist für die deutsche und
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1905 Geburt in St. Petersburg am
2. Februar

1921-24 Universität Petrograd; Ab
schluß

1926 Übersiedlung in die USA im
Februar; Umzug nach Holly
wood im September; Arbeit
für Filmstudios

1929 Heirat mit Frank O’Connor
1934 Beginn der Arbeit an The

Fountainhead; Umzug nach
New York

1936 We The Living erscheint
1943 The Fountainhead erscheint;

Verkauf der Filmrechte an
The Fountainhead; Beginn
der Arbeit an Atlas Shrugged;
erneuter Umzug nach Holly
wood

1949 Der Film The Fountainhead
erscheint mit Gary Cooper
und Patricia Neal in
den Hauptrollen

1957 Atlas Shrugged erscheint
1958 Das Institut Nathaniel Bran

den Lectures beginnt Vor
tragstätigkeit

1964 The Virtue of Selfishness er
scheint

1968 Das Nathaniel Branden In
stitute wird aufgelöst

1979 Ehemann Frank O’Connor
stirbt

1981 letzter öffentlicher Auftritt
1982 Beginn der Arbeit an einer

Filmserie zu Atlas Shrugged;
Tod am 6. März
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Kurz nach dem Fall der Mauer, im Jah-
re 1990, schrieb der Londoner Politologe
Kenneth Minogue einen Essay unter
dem bezeichnenden Titel “Does
Socialism Mean Never Having to Say
You’re Sorry?”. Er prangerte darin an,
daß die Mehrheit des linken “Intellek-
tuellen”-Milieus keine Konsequenzen
aus dem Desaster und dem Scheitern
der sozialistischen Idee ziehen wolle
und sich auch der von ihnen stets be-
gangenen Verharmlosungen und  An-
biederungen an das Verbrechenssystem
des Kommunismus nicht schämte und
sich auch nicht dafür entschuldige. Er
sollte recht behalten. Die Linke im
Westen scheint auch acht Jahre danach
im großen und ganzen äußerst resistent
gegenüber Anfällen des Selbstzweifels
zu sein.

Nichts belegt dies so sehr wie die
ungeheuere Resonanz, die - fast ein
Jahrzehnt nach der “Revolution von
1989” - das Erscheinen des “Schwarz-
buch des Kommunismus” in Frankreich,
aber auch in Deutschland ausgelöst hat.
Als ein überflüssiges Relikt des Kalten
Krieges bewertete der “WDR” das Buch
in einem Radiokommentar und mein-
te, daß man damit ja möglicherweise
den Vergleich zwischen Kommunismus
und Nationalsozialismus nahelege, nur
weil beide Massenmorde begangen hat-
ten. Damit scheint die Meinung des
“Establishments” der deutschen Feuil-
letonisten einigermaßen widergegeben
zu sein.

Das Bemerkenswerteste an dem von
Stéphane Courtois herausgegebenen
“Schwarzbuch” ist daher nicht so sehr
das Buch selbst, sondern die Reaktion
darauf. Erstens: Es muß erstaunen, daß
die an sich so triviale Erkenntnis, daß
der Kommunismus die Ideologie von
Verbrecherregimen war, die historisch
ihresgleichen suchen, einen solchen
Sensationswert hat - so als ob hier et-
was Neues gesagt würde. Zweitens:
Ebenfalls erstaunen muß, wie sehr sich
der Adressat des Buches - die Linke

Europas - aus der Diskussion heraus-
winden möchte, um eine prinzipielle
Diskreditierung ihrer elementarsten
Glaubenssätze im Lichte historischer
Erfahrung zu verhindern.

Zunächst das Buch selbst: Es hat schon
früher systematische Bilanzen über die
Opfer des linken Totalitarismus gege-
ben. Robert Conquests bahnbrechende
Studie “The Great Terror”, die sich aber
ausschließlich mit der Opferbilanz Sta-
lins befaßt, sei erwähnt, ebenso
Rudolph J. Rummels Buch “Death by
Government”, das ohne eine ideologi-
sche Vorselektion zu treffen alle Völker-
morde dieses in dieser Hinsicht wohl
einzigartig grausamen Jahrhunderts
aufzählt. Das “Schwarzbuch” hat gegen-
über diesen Büchern den eindeutigen
Nachteil, daß es als Sammlung von
Beiträgen verschiedener Autoren me-
thodologisch kaum den Standards wis-
senschaftlicher Kohärenz genügt.

Eine Weltbilanz des Grauens

Diese Schwäche ist aber zugleich auch
Stärke. Zunächst einmal kann der Band
über die bisherigen speziellen Studien
zu einzelnen Regimen (insbesondere
des stalinistischen in den 30er Jahren)
hinausgehen, um ein breites Gesamt-
panorama zu entwerfen. Kann man z.B.
die bewußte Einsetzung von Hunger als
Mittel der Massenausrottung, wie sie
von Stalin während der Kulaken-
verfolgung und von Mao Zedong in
China während des “Großen Sprungs”
(letzterer kostete ca. 40 Millionen Men-
schen das Leben!) durchgeführt wur-
den, noch auf Grund der verwendeten
Methoden (z.B. Zwangskollektivierung
der Landwirtschaft) mit statistischen
Methoden vergleichen, so muß man bei
den Verbrechen, die etwa die
Sandinisten bei dem letztlich erfolglo-
sen Versuch der Etablierung eines Ein-
parteiensystems begangen haben an-
dere Meßkriterien anlegen.

Es ist fraglich, ob die Verschiedenheit

der Ausformungen von Gewalt in diver-
sen Ländern, die wir in dem Buch so
brillant beschrieben sehen, methodo-
logisch überhaupt unter einen Hut zu
kriegen ist. Trotzdem ist ihnen allen
gemeinsam, daß sie von ein und der-
selben Ideologie, dem Kommunismus,
gespeist werden und Unrecht produzie-
ren. Es ist ja gerade das Erschütternde
an diesem Buch, daß es die ungeheure
“Kreativität” kommunistischer Regime
bei der Ausübung von Unrecht plastisch
darstellt. Eine Weltbilanz des Verbre-
chens kann so aufgezeigt werden, die
sich über alle Kontinente erstreckt.

Gerade diese plastische Darstellung ist
es, die durch die “lockere”, d.h. nicht
methodologisch über einen Kamm
gescherte, Konzeption des Buches be-
sonders ermöglicht wird. Neben der
Darstellung der jeweiligen historischen
Abläufe und der Präsentation von de-
taillierten Zahlenangaben über die Mil-
lionen von Opfern wird immer wieder
durch Augenzeugenberichte dramatisch
vor Augen geführt, daß es sich hier um
Millionen von grausamen und qualvol-
len Einzelschicksalen handelt. Nur den
abgebrühtesten Lesern dieses Buches
dürfte bei der Lektüre kein Gefühl von
Übelkeit überkommen. Das Ausmaß des
Grauens sprengt alle Grenzen.

Die Selbstimmunisierung der Linken

Daß dies dem Kommunismus nicht die
Sympathie der westlichen Linken, die
68 den Namen des “guten Onkels” Ho
Chi Minh auf den Straßen skandierte
und die “Rote Bibel” des größten aller
Massenmörder, Mao Zedong, schwenk-
ten, hat nichts damit zu tun, daß es
früher kein Wissen über das Ausmaß
der Verbrechen gab. Eher schien und
scheint hier die Selbstimmunisierung
gegenüber moralischen Argumenten
enorm zu sein. Nur so ist der Hohn zu
verstehen, mit dem selbst Teile der
bürgerlichen Medien in Deutschland
Ronald Reagan überschütteten, als er
in den 80er Jahren die richtige und tri

Ein Buch gegen die linke
Selbstgerechtigkeit

von Detmar Doering

Autor: Stéphane Courtois
u.a. (Hrsg.)
Titel: Das Schwarzbuch
des Kommunismus.
Unterdrückung, Ver-
brechen und Terror.
Verlag: Piper Verlag
ISBN: 3-492-04053-5
987 Seiten
Preis: DM 68,-
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viale Feststellung machte, die Sowjet-
union sei das “Reich des Bösen”.

Einer dieser Selbstimmunisierungs-
mechanismen ist das Argument, daß der
Kommunismus immerhin von seinem
Ursprung her das Gute wolle. Es gäbe
ja auch den redlichen kommunistischen
Intellektuellen im Westen. Es sollte an
dieser Stelle darauf hingewiesen wer-
den, daß die “noblesse” dieses Idealis-
mus nur selten eingehenden Prüfun-
gen standhält. Die “großen” westlichen
Intellektuellen der Linken nahmen im-
mer explizit den Massenmord (Sartre)
oder den Terrorismus (Herbert Marcuse)
in Kauf und rechtfertigten beides. Der
Zweck heiligte bei ihnen immer die Mit-
tel.

Erschütternder fast als alle Schilderun-
gen von Mord und Folter unter den
kommunistischen Regimen selbst ist
daher ein kleiner Exkurs, den einer der
Autoren des “Schwarzbuchs”in seinen
Beitrag einfügt. Noch in den frühen
80er Jahren war es wohl in einigen klei-
nen französischen Intellek-
tuellenkreisen schick, bei Parties sowje-
tische “Schauprozesse” aus Jux nach-
zuspielen, bei denen etwas in Mißkre-
dit geratene Bekannte als Angeklagte
aufgestellt wurden, und dann - nein,
wie lustig! - als Volksfeinde zum “Tode
verurteilt” wurden, wobei man sich oft
so hineinsteigerte, daß dies oft zum
psychischen Kollaps der “Angeklagten”
führte.

Wenn eine Ideologie schon in einem
solchen “Frühstadium” zu solchen Ex-
zessen führen kann, um dann bei je-
dem Versuch der politischen Realisie-
rung in systematischen Terror auszuar-
ten, dann wäre diese Ideologie schon
dann als unmoralisch zu verurteilen,
wenn die ursprüngliche Idee dahinter
noch als “edel” zu bezeichnen wäre.
Aber selbst dies ist ja kaum der Fall.
Eine Ideologie, deren zentraler und
unabänderlicher Kern die Aufhebung
von Privateigentum ist, basiert per se
schon in der Theorie auf einer Verlet-
zung eines elementaren Grundrechtes.
Sie degradiert den Menschen zum In-
strument von Kollektiventscheidungen
- egal wie gutwillig dieses Kollektiv
denn nun sei. Es ist also nicht so, daß
hier Böses aus Gutem entsprang, son-
dern Böses aus Bösem.

Fragwürdiger Antifaschismus

Eine andere - damit verwandte - Art
linker Selbstimmunisierung ist das sich
Verstecken hinter dem “Antifaschis-
mus”. Zweifellos sollte man den Mut
honorieren, den während des Dritten
Reiches manche Kommunisten im Wi-
derstand gegen Hitler an den Tag leg-
ten. Das vermeintlich viel größere Übel
des Nationalsozialismus mache alles,
was links (also auch linkstotalitär) ist
als Gegner dieses Übel salonfähig. Als
Rechtfertigung des “DDR”-Regimes
mußte dieses Argument oft herhalten,
aber auch im Westen muß der Begriff
“Antifaschismus” als Tarnung für we-
nig Akzeptables herhalten.

Wer so argumentiert, tut im Grunde das,
was er meist beim politischen Gegner
kritisiert - er rechnet Kommunismus und
Nationalsozialismus miteinander auf. Er
reduziert den Kommunismus zu einem
vergleichsweise so kleinen Sündenfall,
daß er sogar als Mittel zur Bekämpfung
des eigentlichen Übels als legitim be-
trachtet wird.

Es ist bezeichnend, daß nach dem Er-
scheinen des “Schwarzbuchs” in der
deutschen Rezeption sogleich der Vor-
wurf zu hören war, hier werde einer
illegitimen Aufrechnung beider Syste-
me und damit einer Verharmlosung und
Relativierung des Nazi-Regimes das Wort
geredet. Da sich das “Schwarzbuch”
diesem Vergleich allenfalls in einigen
Nebensätzen widmet, greift diese Kri-
tik sachlich ins Leere. Sie ist also nur
als Ablenkungsmanöver der Linken zu
verstehen, die nicht mit unangeneh-
men und wohlrecherchierten Wahrhei-
ten konfrontiert werden will.

Natürlich kann man die kommunisti-
schen Verbrechen nicht zur
Exkulpierung der Nazis verwenden. Dies
nicht nur, weil man Auschwitz natür-
lich nie durch irgendetwas exkulpieren
kann, sondern weil es sich hier um ein
Problem handelt, das der deutschen
Geschichte zugehörig ist. Es steht uns
selbstredend gut an, daß wir dieses
Kapitel der Geschichte kritisch aufar-
beiten; genauso wie es den Chinesen
und ihrer Regierung gut anstünde, würde
man dort ernsthaft die Greuel der maoi-
stischen Herrschaft aufarbeiten. Keiner
kann den anderen als Entschuldigung
gebrauchen.

Dies verlangt eher eine besondere “deut-
sche” Verantwortung im Umgang mit

den nationalsozialistischen Verbrechen
(so gesehen kann es gar keine
Relativierung geben, selbst wenn Sta-
linismus und Nationalsozialismus als
gleichartig bezeichnet werden), heißt
aber nicht, daß diese objektiv nicht mit
anderen massenmörderischen
Totalitarismen vergleichbar sind.
Die Tatsache, daß das “Schwarzbuch”
nicht von deutschen (d.h. immer - zu-
recht oder zu Unrecht - der
Selbstexkulpierung bezichtigbaren) Au-
toren herausgegeben wurde, hätte so-
gar einen solchen objektiven Vergleich
in größerem Ausmaße möglich gemacht
als dies letztlich in dem Buch gesche-
hen ist. Die Gefahr besteht, daß ein
Verzicht auf den Vergleich aufgrund ei-
ner vorgegebenen “antifaschistischen”
Ideologie, die eine Verharmlosung Hit-
lers verhindern will, in Wirklichkeit Sta-
lin, Lenin, Mao, Pol Pot, Mengistu und
Konsorten verharmlost. Sie waren eben
nicht “besser” als Hitler.

Man ist gut beraten, sich daher die
Mahnung zu Herzen zu nehmen, die
Joachim Gauck in seinem speziell für
die deutsche Übersetzung des “Schwarz-
buchs” verfaßten Beitrag erteilt: “Denn
wie schwach muß der Antifaschismus
derer sein, die... die Sprache der Fak-
ten fürchten und der Analyse des Kom-
munismus Zügel anlegen.”

Diejenigen, die sich bei uns über die
angeblich in dem Buch vollzogene
“Relativierung” der nationalsozialisti-
schen Verbrechen echauffieren, sind
selbst die schlimmsten Relativierer.

Und was ist die Lehre daraus? Das
“Schwarzbuch” ist (einzelner Schwächen
zum Trotz) ein Werk von historischem
Verdienst. Es hat den Anfang gemacht
mit einer herausfordernden Diskussion,
deren endgültiges Ziel es sein könnte,
die “Revolution von 1989”, die das for-
male Ende des Sowjetimperiums einläu-
tete, zu vollenden. Noch haben zu we-
nige Betroffene das von Kenneth
Minogue 1990 geforderte Wort “Sorry!”
ausgesprochen. Dazu bedarf es wohl
noch mehr solcher Bücher, die denje-
nigen Sinn für Gerechtigkeit auf die
Probe stellen, der die Linke immer noch
ungebrochen zu motivieren scheint
(vielleicht, weil er der am
persönlichsten erfahrbare Sinn für Ge-
rechtigkeit ist): den Sinn für Selbst-
gerechtigkeit.
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Ein gelungener Video-Clip
fragmentierter Gedanken

    von Andre F. Lichtschlag

Einer der “Gründerväter” der jungen
anarcho-kapitalistischen Bewegung in
Deutschland hat ein neues Buch veröf-
fentlicht, sein in meinen Augen bestes.
Das in früheren Werken etwas lästige
Soziologen-Deutsch hat der Autor glück-
licherweise abgelegt, um nun teilweise
überaus unterhaltsam Philosophie zu
verkaufen. Dabei ist ein kurzweiliger,
interessanter Sampler entstanden, der
freiheitliche Positionen thesenartig
aneinanderreiht, nicht um sie einan-
der gegenüberzustellen, sondern um
ungewöhnliche Synthesen beim Leser
zu provozieren. Genau 434 Thesen wer-
den in 13 Kapiteln vertreten, bekann-
te und weniger bekannte Positionen,
soziologische, philosophische, pädago-
gische, religiöse, erotische und litera-
rische Kleinode sollen sich zur “Thera-
pie der Gesellschaft” verdichten.

Die Herkunft seiner Thesen wird vom
Autor bereits im Prolog offengelegt:
“Voltairine de Cleyre und Rosa Luxem-
burg, Theodor W. Adorno und Ludwig
von Mises, Ayn Rand und Paul Goodman,
Karl Hess und Christian Sigrist, Edith
Stein und Taslima Nasrin, John Ford und
Siouxsie Sioux, Ernst Jünger und Murray
Rothbard, John Wayne und Jane Fonda,
Ursula Le Guin und Wendy Mc Elroy -
nur in der Gemeinsamkeit unvereinba-
rer Gegensätze bewahrt sich die Idee
der Opposition gegen den Staatlichkeits-
wahn.” Stefan Blankertz bleibt seinen
oft zitierten Gedankengebern treu, in
der ihm eigenen Kollektion zusammen-
geführt und mit seinen eigenen, ein-
fühlsamen Worten vorgestellt. Seine
altbekannte Liebe, insbesondere zu den
drei Autoren Aristoteles, Thomas von
Aquin und Paul Goodman, wird auch im
neuen Werk einmal mehr offenkundig.
Meines Erachtens liegt hier die einzige
Schwäche dieses Buches: Immer wie-
der wird mit Aristoleles‘ Philosophie,
Thomas‘ Religiosität und Goodmans

Gestalttherapie argumentiert, ohne daß
die Chance genutzt wird, den Leser
behutsam in die Themen einzuführen.
Diese Schwerpunkte machen quantita-
tiv etwa die Hälfte des Buches aus -
die Hälfte also eher für Freaks auf die-
sen Gebieten.

Dem ordinären Freiheitsfreund aber wird
spätestens mit der anderen Hälfte ein
Highlight radikalliberalen Denkens ge-
boten, welches in dieser Form selbst
den Vergleich mit der Vielzahl libertärer
anglo-amerikanischer Literatur nicht
scheuen muß. Das folgende, leicht ge-
kürzte Zitat meiner Lieblingsthese
(“Stirner und Kropotkin in eine Front!”
- These 164) mag hoffentlich trotz der
gemachten Einschränkungen zum Kauf
dieses überaus spannenden und lesens-
werten Buches animieren:

“Da wird behauptet, die Mehrheit der
Menschen bestünde aus kalten Egoi-
sten, die nicht bereit seien, ihren ar-
men, alten und kranken Mitbürgern
unter die Arme zu greifen. Diese Mehr-
heit der Menschen wird jedoch angeb-
lich durch engelgleiche Idealisten und
Altruisten regiert, die den nötigen
Zwang ausüben, um Elend zu verhin-
dern oder wenigstens zu mildern. Ist
das in einer Demokratie überhaupt
möglich? Wenn ich das richtig verstan-
den habe, können die wenigen Altrui-
sten in der Demokratie gar nicht an
der Regierung sein, denn die Mehrheit
der Egoisten wählt doch wohl Egoisten.
Oder andersherum: Eine Mehrheit von
Altruisten, die Altruisten in die Regie-
rung wählt, würde klarerweise auch frei-
willig ihren Mitmenschen helfen. Der
Zwang sei darum notwendig, weil der
eine viel, der andere wenig und ein
dritter überhaupt nichts freiwillig für die
Mitmenschen zahlen würde. Wenn nun
jemandem erlaubt würde, überhaupt
nichts zum sozialen Ausgleich beizutra-

gen, würden auch die anderen ihre Hilfe
zurückziehen... Jede Mehrheit von Egoi-
sten wird einen Weg finden, den
scheinbaren Sozialstaat zum eigenen
Vorteil einzusetzen. Dies bedeutet, daß
die Egoisten sich vom Steuergeld auch
der Altruisten bedienen. In diesem Fall
bekommen die wirklich Bedürftigen
nicht den Anteil von den Altruisten,
den sie bekämen, wenn die Altruisten
ihre Hilfe direkt und freiwillig zahlen
könnten. Das kann logisch gar nicht
anders sein: Eine egoistische Mehrheit,
die über eine altruistische Minderheit
regiert, zwingt die Altruisten zu Steu-
erzahlung. Mit den Steuern werden aber
die Interessen der Egoisten, nicht die
der Altruisten verfolgt. Daraus ergibt
sich, daß die Bedürftigen durch den
Sozialstaat weniger erhalten, als sie
erhalten würden, wenn es den Sozial-
staat nicht gäbe.”

Als Zugabe ein Ausschnitt aus These
166: “Ein Altruist, der einen Egoisten
dazu zwingt, Hilfe zu leisten, zwingt
ihn, das ureigene Interesse des Altrui-
sten zu verfolgen. Damit entspricht sein
Verhalten jedoch der Definition vom
Egoisten. Das ist keine Wortklauberei,
sondern oft zu beobachtende psycho-
logische Realität: Es gibt Politiker, die
durchaus als aufrichtige Altruisten an-
fangen, jedoch durch die Berührung mit
den Mitteln der Herrschaft zu cleveren
Egoisten verkommen.”

Blankertz führt mit den Worten in sein
Buch ein: “Gedanken bleiben Fragmen-
te. Philosophie wird zum Videoclip.”
Dieser Videoclip hat die Qualität eines
dem libertären Oscar würdigen Spielfilms
- für jene Freaks mit besonderem Zu-
gang zu Thomas von Aquin und Paul
Goodman mit Sicherheit gar das Zeug
zum anarchistischen Kultfilm!

Autor: Stefan Blankertz
Titel: Die Therapie der
Gesellschaft.
Verlag: Peter Hammer Verlag
ISBN-3-87294-781-8
266 Seiten

Preis: 29,80 DM
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Max Stirner und sein Hauptwerk „Der
Einzige und sein Eigenthum“1 , das im
Jahre 1844 im Umkreis der
Junghegelianer erschien, scheint bis
heute nicht nur die Geister kontrovers
zu bewegen, sondern auch generelle
Probleme bei der geistigen Verdauung
zu bereiten. Obgleich gemeinhin als
Spiritus Rector des individuellen Anar-
chismus gefeiert, haben selbst Anar-
chisten große Probleme damit, ihn als
einen ihrer Vorläufer zu akzeptieren
oder auch nur den ernsthaften Versuch
einer Rezeption zu unternehmen. Dies
mag daran liegen, daß die Auffassung,
Stirners philosophische Auffassungen
vom Wert des Einzelnen seien letztend-
lich nur eine Verabsolutierung, die für
eine wie auch immer geeignete Gemein-
schaft keinen Raum mehr lassen wür-
de und jeglichem kollektivistisch aus-
gerichteten, „Mainstream-Anarchis-
mus“ widerspräche. Es kann auch dar-
an liegen, daß Stirners über 300 Sei-
ten starkes Buch selbst für belesene
und in der Diktion seiner Zeit kundige
Rezipienten nicht immer leicht zu ver-
stehen ist, einige innere Ungereimt-
heiten enthält - Stirner hat seiner An-
kündigung, seine Ideen näher ausar-
beiten zu wollen, leider keine Taten
folgen lassen - und schließlich von den
„großen Geistern“ jener Zeit hart kriti-
siert und als oft absurd bezeichnet
wurde.
Bernd A. Laska hat es sich mit seinem
LSR-Verlag, in dessen Publikationen er
neben Stirner (S) auch Julien Offray
de La Mettrie (L) und Wilhelm Reich
(R) untersuchen möchte, zur Aufgabe
gemacht, Licht in das mitunter schon
verschwörerisch anmutende Dunkel um
Max Stirner und sein Werk zu bringen.
Dementsprechend sind die ersten drei
Bände seiner Stirner-Studien auch we-
niger auf den „Einzigen“ selbst gerich-
tet als vielmehr auf die Editions- und
Wirkungsgeschichte. Band 1 „Ein heim-
licher Hit“, eine dünne Broschüre von
48 Seiten, rollt die Editionsgeschichte
übersichtlich auf und kommentiert die
Motivationen der verschiedenen Her-
ausgeber von Stirners Werk und deren

Versuche, sie für ihre eigenen politisch-
philosophischen Ansichten zu
instrumentalisieren. Laska kommt zu
der Erkenntnis, daß bisher alle bedeu-
tenden Herausgeber von Stirners Werk
seine Gegner waren und sein Buch nur
deswegen publizierten, um seine An-
sichten zum Kampf gegen Kritiker von
Nietzsche oder Marx einzusetzen. Laska
macht nach dem Erscheinen des „Ein-
zigen“ noch zwei Stirner-Renaissancen
aus: Eine Anfang des Jahrhunderts und
eine seit den späten 60er Jahren, die
immer noch andauere.
Im zweiten Band, „Ein dauerhafter Dis-
sident“, befaßt sich Laska übersichts-
artig mit der Wirkungsgeschichte. Da-
bei geht er von den Reaktionen der
Junghegelianer um Feuerbach aus, in
deren Dunstkreis der „Einzige“ erstmals
erschien, und entwickelt die Wirkung
des Buches weiter über Marx, der sei-
nen „Anti-Stirner“ bis zu seinem Tode
aus wohlerwogenen Gründen nicht ver-
öffentlichte, bis hin zu Denkern wie
Nietzsche, Schmitt und Schriftstellern
wie Ernst Jünger. Den beiden letzteren
widmet er in Band 3 „‘Katechon’ und
‘Anarch’“ einen eigenen Band seiner
Studien, wobei er Jünger aber nur kur-
sorisch abhandelt und sich auf Schmitt
konzentriert. Laska erkennt dabei ver-
schiedene Formen der Verarbeitung
Stirnerscher Ideen und unterscheidet
zwischen jenen, die ihn verleugnen und
verdrängen und jenen, die ihn, aus
ganz unterschiedlichen Gründen und
mit unterschiedlichen Attitüden vereh-
ren. Zu denen, die ihn verdrängen,
gehören Marx, Schmitt und Nietzsche,
zu denen, die ihn verehren, sein Bio-
graph Mackay sowie, wenngleich in-
haltlich nicht unproblematisch, in spä-
tem Lebensalter Ernst Jünger. Beson-
ders interessant wird die Studie, wenn
Laska sich über die verschiedenen For-
men der Verdrängung äußert. Er diffe-
renziert hier zwischen einer „Primär-
verdrängung“ bedeutender Denker
selbst, die bewußt oder unbewußt die
Auseinandersetzung mit Stirner scheu-
en, wohl wissend, daß die radikalen
und grundlegenden Ideen dieses Man-

nes ihre eigenen Denkgebäude angrei-
fen könnten, und einer „Sekundär-
verdrängung“ der Schüler und
Gefolgsleute der Primärverdränger, die
bei der Rezeption ihrer Meister den oft
leicht nachweisbaren Einfluß Stirners
völlig ignorieren oder als skurrile Eigen-
art und Randnote abtun. Dies wird noch
interessanter, wenn der Autor selbst
Opfer einer solchen Verdrängung wird,
die er im dritten Band dokumentiert,
als er versucht hat, Artikel über das
Verhältnis von Carl Schmitt und Stirner
in linksanarchistischen Theorie-
zeitschriften unterzubringen und dabei
auf ernsthafte Schwierigkeiten traf. In
jedem Falle ist Laskas detektivische
Kleinarbeit zu bewundern, mit der er
den Spuren Stirners bei anderen Den-
kern folgt und diese nachzuweisen
sucht. Viele der im zweiten Band nur
kursorisch abgehandelten Denker wer-
den dementsprechend in weiteren Stu-
dien - wie bei Schmitt und Jünger be-
reits geschehen - im Detail beleuchtet.
Laskas Credo ist die Auffassung, daß
kaum einer seiner Rezipienten - weder
jene, die ihn kritisierten und ablehn-
ten, noch jene, die ihn bewunderten
und sich zu ihm bekannten - wirklich
erkannt hatte, was Stirner in seinem
Werk eigentlich aussagen wollte.
Stirners Wirkungsgeschichte erscheint
dem Leser demnach als eine Geschich-
te bewußter und unbewußter Mißver-
ständnisse und Verdrängungen, die zwar

„Ich hab’ mein Sach’
auf Nichts gestellt“

Drei Bücher zu Max Stirners Individualismus

von Dirk van den Boom

Autor immer: Bernd A. Laska
1. EIN HEIMLICHER HIT
48 S., LSR-Verlag
ISBN 3-922058-61-2/ ISSN 1431-
3693, DM 10,—
2. EIN DAUERHAFTER DISSIDENT
168 S., LSR-Verlag
ISBN 3-922058-62-0/ ISSN 1431-
3693, DM 30,—
3. „KATECHON“ und „ANARCH“
112 S., LSR-Verlag
ISBN 3-922058-63-9/ ISSN 1431-
3693, DM 20,—
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zur wiederholten Neuauflage des „Ein-
zigen“ und zu z. T. heftigen Stirner-
Diskussionen, jedoch zu keiner ernst-
haften Interpretation seines Anliegens
geführt hätten. In allen Bänden schim-
mert hindurch, daß nun Laska selbst
dieses Desiderat der Stirner-Rezeption
in Angriff nehmen möchte, also er nun-
mehr derjenige sei, der den „Stein der
Weisen“ in Hinblick auf die „richtige“
Auffassung über Stirner gefunden habe.
Es gehört zu den spannenden Momen-
ten dieser Studienreihe, nachdem man
sich mit den (Fehl)rezeptionen und Pro-
blemen anderer auseinandergesetzt
hat, auf die „Wahrheit“ zu warten. Es
bleibt in diesem Zusammenhang die Fra-
ge offen, ob Laska in seiner eigenen
Interpretation die Untiefen des, wie er
es nennt, „enthusiastisch Adorierten“
umschiffen oder an ihnen auf Grund
laufen wird. Ich bin mir nach der Lek-

türe der ersten drei Bände nicht in je-
dem Falle sicher, ob es ihm gelingen
wird, die notwendige eigene, mitunter
auch kritische Distanz zu seinem
Untersuchungsobjekt zu wahren.
Ungeachtet solcher möglichen Proble-
me stellen die ersten drei Bände der
Stirner-Studien nicht nur die Aufarbei-
tung eines hochinteressanten philoso-
phisch-politischen Diskurses dar, sie sind
bei aller mitunter nicht immer leicht ver-
ständlichen Abgehobenheit der Spra-
che nicht zuletzt außerordentlich span-
nend. Laska versteht es kongenial, die
wichtigsten Aspekte hervorzuheben,
manchmal mit leichtem Sarkasmus zu
kommentieren und dem Leser einen le-
bendigen Eindruck der Diskussion zu
vermitteln. Die historische Darstellung
hat einen starken Reiz und bringt ei-
nen Denker zum Vorschein, der trotz
aller „Renaissance“ in der breiteren

politischen und philosophischen Öffent-
lichkeit weitgehend ignoriert oder als
Fußnote der Geschichte behandelt
wird. Allein schon aus diesem Grunde
ist Laskas Streben lobenswert und zu
unterstützen, unabhängig davon, ob
man Stirner nun für einen Meta-Philo-
sophen ersten Ranges oder nur einen
kleinbürgerlichen Egomanen hält. Auf
die folgenden Bände der Stirner-Studi-
en darf man dementsprechend zurecht
gespannt sein - nicht zuletzt auf die
Bände, in denen uns der Autor seine
Interpretation Stirners zu präsentieren
gedenkt.

1 Zur Zeit noch bei Reclam lieferbar.
Ein Band mit kleineren Veröffentlichun-
gen Stirners unter dem Titel „Parerga,
Kritiken, Repliken“ ist ebenfalls im LSR-
Verlag von Laska herausgegeben wor-
den.

Autor: Farin, Klaus/
Archiv der Jugend-
kulturen e.V. (Hrsg.)
Titel: Die Partei hat
immer recht!
Die gesammelten
Schriften der APPD
Verlag Thomas Tilsner
ISBN: 3-910079-57-1
142 Seiten
Preis: 28,— DM

Spinnereien am Rande der libertären
Bewegung (“Lunatic Fringe”) gab und
gibt es immer wieder. Legendär waren
beispielsweise muschelsammelnde
Counter-Economics in Kalifornien oder
sektiererische Hyperrationalisten im
Banne Ayn Rands im New York der 60er
Jahre. In letzteren Zirkeln wurde prin-
zipiell nicht gelacht. Jeder nahm die
Kollektivisten und Plünderer um sich
herum verflucht ernst, obwohl Rands
Ideologie doch gerade die völlige Un-
abhängigkeit von anderen predigte. Ge-
nau an der gegenüberliegenden Ecke
des libertären Universums ist eine deut-
sche Zeiterscheinung anzusiedeln: die
“Anarchistische Pogo-Partei Deutsch-
lands”. Die APPD verachtet ebenso wie
amerikanische Objektivisten ihre Um-
welt - und zur Strafe lacht sie das
etatistische - wie jedes andere - Esta-
blishment aus. Und das Establishment
stellt daraufhin den APPD-Aktivisten die
immer gleiche, vermeintlich so wichti-
ge Frage: Macht die APPD Satire oder
meint sie es etwa ernst?

von André F. Lichtschlag

Satire - oder ernst
gemeint?

Dankenswerterweise hat rechtzeitig vor
der Bundestagswahl das Archiv der
Jugendkulturen ein Buch herausgege-
ben, um die verachtete Umwelt mit Ori-
ginal-Beiträgen der APPD endlich auf-
zuklären. Hinterher soll nämlich kei-
ner sagen: “Das haben wir nicht ge-
wußt!” Dabei “hätten Sie alles schon
vorher in diesem Buch Punkt für Punkt
nachlesen können. Mal wieder nichts
aus der Geschichte gelernt.”
Die APPD wurde als Kind der Punk-Be-
wegung bereits 1981 inoffiziell als Spon-
ti-Organisation gegründet und ist seit
1994 bestrebt, an Wahlen teilzuneh-
men. Dies gelang vor den diesjährigen
Bundestagswahlen genau einmal - mit
verhältnismäßig einschlagendem Er-
folg: Die APPD wurde bei den Hambur-
ger Bürgerschaftswahlen 1997 im Stadt-
teil St. Pauli mit 5,3% viertstärkste Par-
tei. Das große Wahlziel, das Übersprin-
gen der Hürde zur Wahlkampf-
kostenerstattung, verfehlte die Partei
jedoch knapp. Werden bei der Bundes-
tagswahl die dafür nötigen bundeswei-

ten 0,5% erreicht, so verspricht die APPD
erneut, dieses Geld “restlos in eine
Freibierfete” zu stecken, “damit Sie
endlich einmal wissen, was aus Ihrer
Stimme nach einer Wahl wird: Blech und
Müll! APPD-Stimmen sind Stimmen zum
Ankreuzen, Versaufen und Wegwerfen!”
Im Gegensatz zu diesem eher unge-
wöhnlichen Wahlziel gibt sich der “Kanz-
lerkandidat” der APPD geradezu kon-
ventionell: “Kommen Sie zu unseren
Kundgebungen und sprechen Sie mit
mir. Ich werde Ihnen vor laufenden
Kameras die Hand schütteln und Ih-
nen alles versprechen, was Sie hören
wollen. Und vertrauen Sie mir: Ich wer-
de Sie dabei nicht mehr betrügen und
belügen als andere auch! Und falls doch,
dann nur aus wichtigen staatspoliti-
schen Gründen!”
Zu den Aufgaben staatlicher Politik le-
sen wir im Buch der “Partei der Feinde
der Buchgläubigkeit”: Es kann “nicht
die Aufgabe des Staates sein, den Men-
schen als sinngebendes Gebilde vorzu-
stehen”. Die “prinzipielle Verschieden-
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heit der Menschen mit ihren ganz un-
terschiedlichen Bedürfnissen muß
Grundlage der politischen Ordnung sein”.
Diese Verschiedenheit der Menschen
beschreibt die APPD mit der folgenden
Einsicht: ”Ein einiges ‚Volk‘ gibt es doch
schon lange nicht mehr. Was hat ein
25jähriger Dauerarbeitsloser mit einer
55jährigen Finanzbeamtin oder einer
18jährigen Theologie-Studentin ge-
meinsam? Nichts! Was hat eine 22jäh-
rige Junk-Hure mit einem 40jährigen
Ökobauern oder einer 60jährigen Fili-
alleiterin einer Sparkasse gemein?
Nichts! Und das wird auch so bleiben.”
Aus dieser Erkenntnis heraus teilt die
APPD vereinfachend die Menschen in
drei “Pogo-Rassen” ein; “Asoziale, Lei-
stungswillige und Gewalttäter”. Die
”pogo-anarchistische Rassenlehre weiß,
daß sich die Unterschiede zwischen den
Menschen aus der von ihnen bevorzug-
ten Lebensweise ergeben. Die Menschen
ordnen sich diesen Rassen selbst zu,
und niemand hat das Recht, ihnen dies
gegen ihren Willen aufzuzwingen”, so
die APPD an dieser Stelle mit bester
naturrechtlicher Argumentation in der
Tradition Murray Rothbards. Sind so erst
einmal die drei “unvereinbaren Pogo-
Rassen” ausfindig gemacht, so ist die
Lösung der APPD der folgerichtige näch-
ste Schritt: die “Balkanisierung
Deutschlands”. Hierbei soll durch
“Schaffung von Kantonen und
Homelands den jeweiligen Pogo-Rassen
die Möglichkeit verschafft werden, mit
Gleichgesinnten Lebensformen gemäß
ihren Neigungen zu realisieren. Anzahl
und Ausrichtung dieser Zonen orientie-
ren sich dabei an den Bedürfnissen der
Menschen.”
APPD-Anhänger ordnen sich selbst der
“asozialen Rasse” zu, während Nazis
oder Massenmörder der “Gewalttäter-
rasse” zugesprochen werden. Auch sie
bilden, wie alle ”Pogo-Rassen”, unab-
hängige Rechtsgemeinschaften, die
den anarcho-kapitalistischen Vorstellun-
gen, beispielsweise eines David
Friedman, frappant ähneln!
Psycho-analytisch beschreibt die APPD
die dritte Rasse der “Leistungswilligen”:
Sie “kennen kein höheres Gut als Ar-
beit, Arbeit und nochmals Arbeit. Selbst-
lose Pflichterfüllung ist für sie ein hei-
liges Gut, auch wenn sie selbst nicht
immer ganz begreifen, wofür sie sich
eigentlich die ganze Zeit so abrackern.
Sie halten es für ganz normal, daß nicht
sie selbst vom Ertrag ihrer lebensläng-
lichen Arbeit profitieren, sondern in
erster Linie andere.” Dennoch “ist ihre
Lieblingsbeschäftigung ein stetiges
Jammern über ihr schweres Los, wes-

halb sie auch besonders stolz sind, sich
trotzdem täglich neu zum Arbeitsein-
satz überwinden zu können. Schließ-
lich kann nützliche Tätigkeit kein Ver-
gnügen sein! Andere Vergnügungen
wollen sie sich sauer verdient haben
und gönnen dem Rest der Menschheit
das gleiche trostlose Dasein. Ihre Kul-
tur besteht im besoffenen Absingen von
Liedern wie dem von ihnen nur aus-
nahmsweise an Wochenenden prakti-
zierten ‚wir saufen durch bis morgen
früh‘. In ihren Arbeitspausen diskutie-
ren sie bevorzugt über ihre vierrädri-
gen Statussymbole und darüber, wel-
cher Fußballtrainer sein Geld verdient
hat. Wenn sie dann schließlich in Ren-
te geschickt werden, kommt oft der
schnelle Zusammenbruch und ein lang-
sames Dahinsiechen. Ein Leben ohne
Arbeit ist für sie oft nur ein nett ver-
packtes Todesurteil.”
Die APPD argumentiert dann erneut in
der Tradition libertären Wissens vom
staatlichen Bürgerkrieg aller (Interes-
sengruppen) gegen alle (Interessen-
gruppen): ”Gemein ist allen Pogo-Ras-
sen, daß herrschende Politik es ihnen
nicht erlaubt, gemäß ihren Neigungen
zu leben, sondern stattdessen mittels
staatlicher Gewalt das Individuum in ein
dem gesamtgesellschaftlichen Konsens
dienendes Korsett gezwungen wird.
Durch diese politische, unnatürliche
Gleichmacherei wird zusammengepreßt,
was nicht zusammenpaßt.” Erst eine
“konzertierte Aktion wahnsinniger Kom-
munisten, Nationalisten und Geschäf-
temacher” hat dann “dieses einzigarti-
ge föderalistische Biotop in den Bür-
gerkrieg getrieben”.
Im Programm der APPD wechseln sati-
rischer Nonsens und libertäre Program-
matik einander ab, ohne daß immer
Klarheit darüber bestehen kann, in
welcher Rubrik sich der Leser gerade
befindet. So fordert die APPD “die ulti-
mative und totale Rückverdummung der
Menschheit” oder die “Errichtung von
Mitfickzentralen” ebenso wie die Ab-
schaffung des Wehrzwanges (“Erscheint
ein Wehrpflichtiger nicht am ersten
Diensttag pünktlich in seiner Kaserne,
so soll er als Kriegsdienstverweigerer
gelten und nicht weiter belangt wer-
den! Dies ist auch als ein konkreter
Vorschlag zu Abbau der Bürokratie zu
verstehen.”), die Legalisierung aller
Drogen sowie die Abschaffung der
Schulpflicht.
Bitterböse wird die APPD, wenn Sie auf
Kritik der traditionellen “Linken” rea-
giert. Generell seien dies “Zeitgenos-
sen, die einer merkwürdig schrulligen
Freizeitbeschäftigung namens Politik

nachgehen, leider oft darüber abdre-
hen und ihr Arbeitsleben vernachlässi-
gen”. Auf die Frage der linken Gut-
menschen, was mit den Ausländern sei,
welche die APPD angesichts der Wahl-
plakate für Nazis halten könnten, ant-
wortet die APPD entwaffnend: “Die
meisten sogenannten Ausländer verste-
hen sehr gut und sehr schnell, was die
Absichten der APPD sind. Sie brauchen
keine wohlmeinenden Fürsprecher, die
nichts anderes als positiven Rassismus
betreiben.” Auch im Falle der linken
FeministInnen, welche die Forderung
nach “Mitfickzentralen” als “sexistisch”
brandmarken, spielt die APPD den Ball
geschickt zurück: Diese Behauptung
gehe davon aus, “daß nur Männer an
einem freien Ausleben von Sexualität
interessiert sein können bzw. in erster
Linie davon profitieren. Wer diese An-
schuldigungen ernsthaft gegen die APPD
erhebt, outet sich selbst als Sexist und
Frauenfeind der allerschlimmsten Sor-
te.”
Nicht jeder wird über die APPD herz-
haft lachen können - aber ihr gänzlich
das Niveau abzusprechen ist angesichts
einiger eindrucksvoller Argumentations-
ketten kaum möglich. Wer sie ernst
nimmt, der mag die APPD-Politik als
“unvernünftig, menschenverachtend
und ohne Zukunft” bezeichnen, wor-
auf das Buch einmal mehr die passen-
de Antwort gibt: “Das ist richtig und
falsch zugleich. Die APPD fragt deshalb:
Ist die Politik, die Sie täglich erleben
dürfen, vernünftig, menschenfreund-
lich, zukunftsorientiert, ja geradezu
moralisch im positivsten Sinne? Wer
diese Frage bejaht, muß zwangsläufig
in der APPD rücksichtslose Barbaren
sehen und ihr schärftster Kritiker sein.
Wer sie aber verneint und zugleich
Nichtwähler ist, wird verstehen, wes-
halb die Pogo-Anarchisten diese häßli-
chen Anschuldigungen mit einem Lä-
cheln ertragen.”
Keiner wird alle Forderungen der APPD
gutheißen können. Vieles mag wider-
sprüchlich sein. Einerseits müsse z.B.
die “Entmündigung des Menschen durch
den Sozialstaat ein Ende haben”, an-
dererseits aber will die “Pogo-Rasse der
Asozialen”, der sich die APPD-Anhän-
ger bei kategorischer “Ablehnung von
Arbeitsmoral, Leistungszwang und Lern-
terror” weitestgehend zurechnen, von
den “Leistungswilligen” genährt wer-
den. An dieser wichtigen Stelle fehlt
leider die absolut eindeutige Festlegung
auf Freiwilligkeit.
Die APPD setzt das Prinzip der irratio-
nalen Lust dem Prinzip der rationalen
Weisheit der Objektivisten entgegen.
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Von beiden Polen könnten alle
Libertären profitieren. Von der   APPD
lernen wir zumindest, uns selbst und
vor allem die oft übermächtig erschei-
nende etatistische Umwelt nicht gar so
ernst zu nehmen. Sie hat diesen
Ehrerweis nicht verdient - und wir nicht
die Bauchschmerzen. Allerdings könn-
ten wir uns auch selbstkritisch fragen,
ob nun die herausgearbeitete
Geitesverwandtschaft einer irrationa-
len, dadaistischen Sponti-Organisation
mit Teilen der anarcho-kapitalistischen

und libertären Ideenwelt für die Erst-
genannten spricht - oder eher gegen
(die Realtitätsnähe der) Letztge-
nannte(n)!

Wie dem auch sei: Hat nicht die APPD
weitaus größere Chancen auf einen
Wahlerfolg (0,5%!) als selbst die
Libertarian Party in den USA, Ihr hu-
morlosen liberalen Wähler? Und wür-
den nicht 50% für die APPD das
etatistische System weitaus mehr ins
Wanken geraten lassen als 50% Wahl-

enthaltung, Ihr prinzipienreitenden
libertären Nichtwähler?

Abschließend soll die eingangs gestell-
te Frage - macht die APPD Satire oder
meint sie es etwa ernst - nicht unbe-
antwortet bleiben: “Diese Frage ist mit
einem klaren ja zu beantworten. Kritik
ist eine Waffe. Satire ist eine Art von
Kritik, und zwar eine besonders fiese,
destruktive, zersetzende. Wer diese
Waffe benutzt, meint es meistens
ernst.”

Das Fanal der
verbotenen Freiheit

von Jörn Grunert

Autor: Richard Herzinger
Titel: Die Tyrannei des
Gemeinsinns.
Ein Bekenntnis zur egoistischen
Gesellschaft
Verlag: Rowohlt Berlin
ISBN: 3-87134-301-3

Der Mitarbeiter der Wochenzeitung “Die
Zeit”, welcher schon in seinem letzten
Buch, “Endzeit-Propheten oder die Of-
fensive der Anti-Westler”, Partei für den
westlichen Liberalismus gegenüber Neu-
en Rechten und Konservativen ergriff,
hat ein neues Buch veröffentlicht.
Diesmal verteidigt Herzinger den Indi-
vidualismus - gegenüber “chronischen
Kulturpessimisten und zeitkritischen
Talkshow-Moderatoren ... sowie einem
Großteil der politischen und intellektu-
ellen Elite”. In Zeiten, in denen Bü-
cher über Moral und Kommunitarismus
einen reißenden Absatz finden, ist dies
eine köstliche und philosophische Ent-
zauberung des Gemeinwohls und der
“Sozialethik der Wagenburg”. Wer stimmt
in Zeiten der wirtschaftlichen und poli-
tischen Krise nicht dem pharisäerhaf-
ten Geschrei der Politiker, Sozialarbei-
ter und Moralphilosophen über den
“überzogenen Individualismus”, über
“Profiteure, Deregulierer, Steuer-
hinterzieher” usw. zu? Ob Wolfgang
Schäuble vom “Kauf elektrischer
Zitruspressen” abrät, Botho Strauß “den
fehlenden Sinn für Tragik in der libe-
ralen Gesellschaft geißelt” oder die Bild-
Zeitung eine Neid-Kampagne startet,
alle sehen sie die “Fratze des Bösen”
hinter dem Egoismus. Über die genau-
en politischen Hintergründe macht sich
in diesem Land keiner Gedanken. Es
ist die einfachere Methode, das Fehl-
verhalten der Bürger zu beklagen.

Bei dem Frontalangriff auf alle Morali-
sten spart der Autor nicht mit “bösen”
Polemiken - und genau dies macht die-
ses Buch sehr lesenswert. Die blumige
aber treffende Sprache ist eine Ausnah-
me in der liberalen Literatur, welche
meistens analystisch und wissenschaft-
lich geschrieben ist. Als Literatur-

wissenschaftler macht er sich vor al-
lem an die philosophische Verteidigung
des Egoismus heran und entlarvt de-
ren Gegner. Kein Thema läßt Herzinger
bei seinem bunten Exkurs über den Anti-
Egoismus aus. So beschreibt Herzinger
“die Angst vor dem Laisser-faire” von
“Linkssozialisten und Sozialdemokra-
ten, CDU-Sozialausschüssen und christ-
sozialen Sozialethikern”, aber auch von
den “vermeintlich so hartgesottenen
Deregulierern der Westerwelle-FDP”.
Dabei geht er nicht nur auf einzelne
Personen des öffentlichen Lebens ein,
sondern analysiert eine umfassende
Allianz von links und rechts, die gegen
die Globalisierung und den “Manche-
ster-Kapitalismus” wettern und mit ei-
ner Rückbesinnung zum “Sozialstaat”
und höherer Besteuerung von Einkom-
men und Vermögen “die alten Zeiten
der sozial-liberalen Koalition” zurück-
erobern wollen. Aber auch Phänome wie
“die Moderne”, der Opferkult der Ge-
sellschaft oder der in konservativen
Kreisen erstarkende Kommunitarismus
werden behandelt. Sehr lesenswert ist
das Kapitel über die friedliche Revolu-
tion von 1989. Diese Revolution ist eine
ganz und gar egoistische gewesen, da
diese nicht von den Bürgerrechtlern
ausgelöst wurde, sondern von den Re-
publikflüchtlingen. Dies ist selten er-
kannt worden, man hatte immer von
den hohen Idealen der Revolutionäre
gesprochen. Daß aber die Republikflüch-
tigen, welche nicht eine demokratische-
re Gesellschaft (Motto: “Wir sind das
Volk”), sondern einfach konsumieren
wollten, die ganze Sache ins Rollen
gebracht haben, wird in der offiziellen
Geschichtsschreibung selten erwähnt.
“Diese Ex-und-hopp-Revolution war ein
Bekenntnis zur Ex-und-hopp-Kultur der
Plastikbecher und Ketchup-Tüten. Sie

war ein radikales Bekenntnis zum Le-
ben, das, zur Kränkung aller Laien-
prediger, die ihm einen Sinn geben
wollen, ein Ex-und-hopp-Phänomen ist.
Nein, diese Bananen- und Cola-
revolutionäre taugten nicht zu Helden.
Dabei war es ihre unbeugsame Bereit-
schaft zum Nicht-mehr-Durchhalten, die
bewirkte, was die nukleare Abschrek-
kung, was Hunderte Konferenzen,
Zigtausende von Geheimagenten, Hun-
derttausende von Aufständischen in
Budapest, Warschau und Prag, was alle
Nagys, Harichs, Bahros, Biermanns und
Havels nicht geschafft hatten: Sie bra-
chen dem stalinistischem Mauersystem
das Rückgrat. Ihr Ansturm schlug eine
Bresche in den Eisernen Vorhang, und
durchlöchert lief der betonsozialistische
Eimer langsam aus.” Man hat das Ge-
fühl, daß die totale Verweigerung dem
Staat gegenüber die einzige Methode
zu sein scheint, welche radikale Um-
wälzungen auf friedlichem Weg zuläßt.

Man kann Herzinger zweifellos beipflich-
ten, wenn er schreibt: “Laßt eure
immergleichen Predigten ruhig auf uns
haltlose moderne Plastikmenschen nie-
derprasseln. Gebt unsere Seelen end-
gültig verloren, schließt uns auf immer
aus der Gemeinde der Seligen aus, aber
fallt uns nicht mehr mit Erziehungs-
programmen auf den Wecker. Rettet vor
dem Ungeist des Materialismus, der Ato-
misierung und medialen Verflachung,
wen ihr wollt, aber versucht uns bitte
nicht mehr darüber zu belehren, was
gut für uns ist. Laßt uns endlich in
Ruhe!”
Ein frommer Wunsch. Leider werden wir
nicht in Ruhe gelassen, sondern drang-
saliert, erpresst und gedemütigt. Die-
ses Buch ist einer der wenigen hellen
Lichtblicke: als Fanal der Freiheit.
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Meine persönliche(n) Stärke(n):
Ausdauer, Interesse, Neugierde; optimi-
stische Lebenseinstellung.

Meine persönliche(n) Schwäche(n):
Davon gibt es genug. Ich habe gelernt,
mit diesen Schwächen zu leben.

Mein Motto:
Nur wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt.
Für das meiste was mir widerfährt, bin
ich verantwortlich.
Ich weiß für mich zu handeln.

Meine Hobbies:
Literatur, Reisen, Sauna, Schwimmen.
Suche negativen Stress zu vermeiden,
um gesund und aktiv zu bleiben.
ESPERO, schreiben, lesen, aber auch
genügend Zeit für die schönen Dinge
im Leben.

Meine Vorbilder:
Viele Einflüsse, aber die Erkenntnis:
Ruhe und Sicherheit findet der Mensch
nur in sich selbst.

Meine Lieblingsautoren:
Immer mit einem Buch beschäftigt, aber
mit den Lehren von Proudhon, Bakunin,
Stirner, Mackay, Tucker u.a. wären wir
von Büchern wie “Mein Kampf” und dem
“Schwarzbuch des Kommunismus” ver-
schon geblieben.

Mein Lieblingsbuch:
Was ich gerade lese.

Wen ich gerne einmal kennenlernen
möchte:
Interessante Menschen, Menschen mit
Ideen und einem freiheitlichen Bewußt-
sein finden sich von selbst.

Was ich liebe:
Das Leben in seiner ganzen Vielfalt.
Junge Menschen, die hoffen lassen,
daß die Freiheit (Anarchie) eine Zu-
kunft besitzt.

Was ich hasse:
Gleichgültigkeit, Ignoranz, ideologi-
schen Größenwahn. Aber Haß ist de-
struktiv, daher nie die Hoffnung auf-
geben, daß wir ohne Klassen-Rassen-
haß leben können.

Was ich mit Staat und Politik verbin-
de:
Entmündigung der Menschen, die dar-
an gehindert werden, eigene Interes-
sen wahrzunehmen.

Was ich mit Liberalismus verbinde:
In der Konsequenz Anarchismus, eine
Gesellschaft der mündigen Bürger-In-
nen. Mehr und minder bietet der par-
teiliche Liberalismus kaum Zielsetzun-
gen, um sich diesem Ziel zu nähern.

Was ich mit Anarchismus verbinde:
Eine von der staatlichen Bevormundung
befreiten Gesellschaft, eine
entmonopolisierte Marktwirtschaft, in
der Menschen frei entscheiden können,
ob sie sich für einen Wettbewerb oder
für die Begründung von sozialen Ein-
richtungen entscheiden, also miteinan-
der kooperieren. Wirtschaftliche Unab-
hängigkeit zum Nutzen aller ist der si-
cherste Weg zur Beseitigung der Aus-
beutung des Menschen durch den Men-
schen.

Was ich mit Kapitalismus verbinde:
Eine wirtschaftliche Organisation, die
vorgibt ein Beispiel für eine freie Markt-
wirtschaft zu sein, aber eine solche
mittels staatlicher Privilegien (Geld-
monopol, Tribut an das Kapital, Begün-
stigung der marktbeherrschenden Kon-
zerne, Wirtschafts- und Sozialver-
sicherungsmonopole etc.) ständig un-
terbindet. Daraus resultieren die Vorur-
teile gegen eine leistungsfähige Wirt-
schaft, die einzig und allein die Vor-
aussetzung bietet, um die sozialen Pro-
bleme unserer Zeit ohne Verlust von
Freiheit zu lösen.

Uwe Timm, geb. 1932, unabhängiger Publizist, zuletzt freigestellter Betriebsrat in einem Industrieunternehmen. Seit 1952
aktiv in der libertären Bewegung. Mitherausgeber der libertären Zeitschrift „Espero“. Zahlreiche Veröffentlichungen: u.a.
Warum ich Anarchist bin, 3. Erweiterte Auflage 1985, Verlag der Mackay-Gesellschaft Freiburg; Ökologie und Freiheit 1980,
Vlg. Der Mackay-Gesellschaft; Zum Glück geht’s der Freiheit entgegen, Verlag Schwarzer Schatten, Bösdorf 1991; Max
Stirner - Ein Ärgernis ?, Karin Kramer Verlag, 1996. Außerdem viele regelmäßige Beiträge in anarchistischen Periodika.

„Wirtschaftliche Unabhängigkeit zum
Nutzen aller ist der sicherste Weg zur
Beseitigung der Ausbeutung des
Menschen durch den Menschen.“
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Übergeschnappt
„Aufgeschnapptes“ aus der Politik

“Gesinnungsmäßige Unbelehrbar-
keit”

04.06.1998: Kaarst/Neuss. Ein 25jäh-
riger Skinhead wird vor dem Neusser
Schöffengericht zu sechs Monaten Ge-
fängnis verurteilt. Er hatte auf einer
Party in Kaarst vor einer Hakenkreuz-
fahne den Hitler-Gruß gezeigt und sich
dabei fotografieren lassen. Richter Bott
sieht keine Möglichkeit, die Strafe auf
Bewährung auszusetzen, da der Ange-
klagte u.a. wegen Verbreitung von
Propagandamitteln verfassungswidriger
Organisationen vorbestraft war und weil
noch zwei Verfahren mit ähnlichen An-
klagen gegen ihn laufen. Wegen
“gesinnungsmäßiger Unbelehrbarkeit”
sei deshalb ein halbes Jahr Haft eine
angemessene Strafe.

afl. Neben Cuba, Libyen, Iran, Nordko-
rea, China, Irak und anderen Geistes-
verwandten verurteilt also auch der
deutsche Staat mal wieder wegen
“gesinnungsmäßiger Unbelehrbarkeit”
- und gehört mit genau dieser Begrün-
dung aus freiheitlicher Sicht verachtet.

Die Kernaufgabe des DGB

09.06.1998: Düsseldorf. Der vom Vor-
stand geplante Umzug des Deutschen
Gewerkschaftsbundes (DGB) von Düs-
seldorf nach Berlin wird von den Dele-
gierten auf dem DGB-Bundeskongress
überraschend abgelehnt. Der IG-Metall-
Chef Zwickel hatte zuvor die Delegier-
ten gewarnt. Wer gegen den Umzug sei,
“hat von politischer Beeinflussung we-
nig Ahnung”. Denn es gehe schließ-
lich um die “tagtägliche Beeinflussung
von Regierung und Parlament als Kern-
aufgabe des DGB.”

afl. Für diese offenen Worte ist Herrn
Zwickel zu danken. Sie gehören fortan
in jedes gute Politiklexikon und Schul-
buch. Bleibt die Frage, an wen dann
der DGB seine irrtümliche (Neben-)Auf-
gabe als Tarifpartner delegieren möch-
te, an die konkreten Arbeitgeber und
Arbeitnehmer - oder an den Staat.

Von “Monopolkomissionen” und
“Liberalen”

10.07.1998: Bonn. Die
Monopolkomission des Wirtschaftsmini-
steriums empfiehlt die Abschaffung des
Meisterzwanges. Ein Handwerksbetrieb

liefere auch ohne Meisterbrief des In-
habers gute Arbeit. Anderer Ansicht ist
postwendend die FDP: “Wir lehnen die
Abschaffung des Meisterbriefs ab”, er-
klärt Wirtschaftsminister Rexrodt unmit-
telbar nach der Übergabe des Gutach-
tens an sein Ministerium. Und FDP-
Fraktionchef Solms befindet: “Hier geht
die Komission eindeutig zu weit.”

afl: Das ständestaatliche Relikt Meister-
brief dient einzig und alleine dazu,
Konkurrenz für bestehende Betriebe
auszuschließen. Die Innung der beste-
henden Handwerker entscheidet
perverserweise darüber, wieviele neue
Meistertitel überhaupt “verteilt” wer-
den. Jedes bestehende Unternehmen
hat natürlicherweise ein Interesse am
erzwungenen, politischen Ausschluß
der Konkurrenz. Eine Partei, die sich
unverschämterweise “liberal” nennt, ist
dabei traditionsgemäß der willigste Er-
füllungsgehilfe. Innovative Neulinge
und die Verbraucher sind die Verlierer
bei diesem miesen Spiel. Westerwelle
bedient sich zeitweise liberaler Rheto-
rik, um illiberales Handeln zu kaschie-
ren. Die Lichtgestalten Solms und
Rexrodt halten nicht einmal dies für
nötig - in einer Staats-, Block- und
Klientelpartei mit Namen FDP.

Rumoren im Wirtschaftskreislauf

10.07.1998: Bonn. Bundesarbeitsmini-
ster Norbert Blüm verschärft einmal
mehr seine Vorwürfe gegen den SPD-
Kandidaten für das Amt des Wirtschafts-
ministers, Jost Stollmann. Stollmann sei
gegenüber „220.000 Betriebsräten, die
tagtäglich ihre Pflicht tun“, unsolida-
risch. Stollmann hatte in Interviews
erklärt, daß in einer gewandelten Ar-
beitswelt die Mitarbeiter anders einbe-
zogen werden müßten als durch Be-
triebsräte. Blüm weiter: „Nun kommt der
flotte Stollmann und erklärt kurzerhand
die Betriebsräte für überlebt und über-
flüssig.“ Amüsiert verfolgen dagegen
viele junge Gründer und High-Tech-
Unternehmer die Gewerkschaftskritik,
daß Stollmanns ehemalige Firma
Compunet keinen Betriebsrat hat. „Wel-
ches Unternehmen in den Wachstums-
branchen hat den schon?“ fragt Olaf
Wilhelm, Chef der Münchner Biotech-
Firma Wilex.

afl: 220.000 Betriebsräte tun also täg-
lich jene Pflicht, die Ihnen von der

Politik Marke Blüm angetragen wurde.
Als Lohnkostenbestandteil von den
Unternehmen kalkuliert, muß diese
unproduktive Belastung das Restgehalt
von produktiven Arbeitnehmern verrin-
gern, für die angeblich diese “soziale
Errungenschaft” altbekannter
Arbeitsplatzbeschaffungsmaßnahmen
erdacht war. Erschreckend ist letztlich
nicht der typische Aufschrei der
Besitzstandswahrer und Plünderer,
wenn unerwartet ein noch nicht erfolg-
reich in die politische Kaste Integrier-
ter daherkommt und deren heile Welt
in Frage stellt, auch nicht einmal mehr
die Erkenntnis, daß Teile der CDU noch
mehr am Sozialstaat hängen als Teile
der politischen “Linken”. Nein, wirklich
erschreckend ist es, daß öffentlich NIE-
MAND außer ein paar unorthodoxen
Jungunternehmern die einfach wahren
Aussagen Stollmanns unterstützt. Und
so kommt es, wie es kommen muß: Ir-
gendwann werden auch den jetzigen
Wachstumsbranchen die altbekannten
Bremsklötze angelegt sein: erst Be-
triebsräte, dann das Zünftewesen
(Handwerksordnung und
Meisterprüfungspflicht) - und schließ-
lich der Subventionstrog, der dann von
den neuen Wachstumsbranchen gefüllt
werden muß. Das ganze nennt man
“Wirtschaftskreislauf”, bevor er am In-
farkt zusammenbricht.

Sex and Drugs and Religion

25.07.1998: München. Bayerns CSU-
Justizminister Hermann Leeb macht
FDP und SPD indirekt für ansteigende
Kinderpornographie-Delikte verantwort-
lich: Bereits 1973 habe die damalige
SPD/FDP-Koalition die “einfache Porno-
graphie” teilweise freigegeben. Die Teil-
freigabe der Pornographie habe, so
Leeb, eine “gesellschaftspolitische Wei-
chenstellung” bedeutet. Die legalisier-
te Verbreitung von Pornographie habe
“immer neue Bedürfnisse” geweckt. Der
Trend “zu immer Härterem” sei seither
unverkennbar.

afl: Leeb hat recht: Wer den Playboy
liest, der endet zumindest potentiell
auch als Kindermörder. Aber: Wer ein
legalisiertes bayerische Bier trinkt, der
endet zumindest potentiell auch an der
Heroinnadel und wer in bayerischen
Schulen schon als Kind unter dem Kreuz
erzogen wird, gar Sonntags zum Kirch-
gang animiert wird, der muß beinahe
zwangsläufig zum Scientologen oder gar
zum Satanisten verkommen. Denn
durch diese “Weichenstellungen” wer-
den nun einmal “immer neue Bedürf-
nisse geweckt”: Man will zwangsläufig
“immer härteren” Stoff. Schreiten Sie
ein, Herr Leeb!


